
Stadt Ratzeburg  
Ratzeburg, 15.09.2026 

 
- Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing -  
 
 
Hiermit werden Sie 

 
zur 13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing am 

Donnerstag, 24.09.2026, 19:00 Uhr, 
in   Ratssaal, I. OG,  Rathaus, Unter den Linden 1, 23909 Ratezburg 

 
eingeladen. 
 
 
Bitte benachrichtigen Sie den Vorsitzenden und die/den zuständigen Vertreter/in, falls Sie 
verhindert sind. 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
 
Öffentlicher Teil 
 
Punkt 1 Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden und 

Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit  

 

Punkt 2 Anträge zur Tagesordnung mit Beschlussfassung 
über die Nichtöffentlichkeit von 
Tagesordnungspunkten  

 

Punkt 3 Beschluss über Einwendungen zur Niederschrift 
vom 28.05.2026  

 

Punkt 4 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus 
der Sitzung vom 28.05.2026  

SR/BerVoSr/830/2026 

Punkt 5 Bericht der Verwaltung  SR/BerVoSr/831/2026 
Punkt 6 Fragen, Anregungen und Vorschläge von 

Einwohnerinnen und Einwohnern  
 

Punkt 7 Entwurf Neufassung der Allgemeinen 
Abwasserbeseitigungssatzung  

SR/BerVoSr/826/2026 

Punkt 8 Entwurf Neufassung Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung  

SR/BerVoSr/827/2026 

Punkt 9 Kläranlage Ratzeburg – Aufstockung des 
Betriebsgebäudes  

SR/BeVoSr/288/2026 

Punkt 10 Aufgabenkritik Sparte Tourismus und 
Stadtmarketing  

 

Punkt 11 Bericht über die Ergebnisse des 
Jahresabschlusses 2025 (Vorentwurf)  

SR/BerVoSr/824/2026 

Punkt 12 Ratzeburgs Städtepartnerschaften beleben und 
ausbauen  

SR/BerVoSr/828/2026 

Punkt 13 Anträge   
Punkt 13.1 Antrag der SPD - Kostenfreie Bereitstellung von 

Verkehrsschildern, Baken und Absperrmaterialien 
(z. B. Bauzäune) für gemeinnützige 
Veranstaltungen durch den städtischen Bauhof  

SR/AN/132/2026 

Punkt 14 Anfragen und Mitteilungen   



 
Voraussichtlich nicht Öffentlicher Teil (Vorschlag der Verwaltung) 
 
Punkt 15 Bericht der Verwaltung - nicht öffentlich  SR/BerVoSr/832/2026 
Punkt 16 Finanzielle und personelle Auswirkungen Naturbad  SR/BerVoSr/833/2026 
Punkt 17 Anfragen und Mitteilungen - nicht öffentlich   
 
Öffentlicher Teil 
 
Punkt 18 Bekanntgabe von Beschlüssen aus dem 

nichtöffentlichen Teil dieser Sitzung  
 

 

 
Bruns 
Vorsitzender 
 

 



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 14.09.2026 
 SR/BerVoSr/830/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:   Missullis, Yvonne  FB/Az: 80 
 
 

Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der 
Sitzung vom 28.05.2026 
 

Zusammenfassung: 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing nimmt den schriftlichen Bericht 
über die Durchführung der Beschlüsse gem. Anlage zur Kenntnis.  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 14.09.2026 
Missullis, Yvonne am 11.09.2026 
 

 

Sachverhalt: 
Der Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus den vorvergangenen 
Sitzungen ist als Anlage beigefügt. Der Ausschuss wird um Kenntnisnahme gebeten.  
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13. Sitzung AWTS, TOP 04: Durchführung der Beschlüsse aus der 12. Sitzung (28.05.2026) 

  12. AWTS 28.05.2026 Anlage zu TOP 5 Stand 
10.09.2026 

Beschluss 
vom 

TOP/ Bezeichnung Inhalt Sachstand erledigt   
ja / nein 

 
Es wurden in der Sitzung vom 28.05.2026 keine Beschlüsse gefasst. 
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 14.09.2026 
 SR/BerVoSr/831/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:   Missullis, Yvonne  FB/Az: 80 
 
 

Bericht der Verwaltung 
 

Zusammenfassung: 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing nimmt den Bericht der 
Verwaltung gem. Anlage und den ggf. mündlich in der Sitzung ergänzenden Bericht zur 
Kenntnis.   
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 14.09.2026 
Missullis, Yvonne am 13.09.2026 
 

 

Sachverhalt: 
Bericht der Verwaltung gem. Anlage  
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Anlage zu TOP 5 – Bericht der Verwaltung      Stand 12.09.2026 

13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing am 24.09.2026 
 

 
 

Bericht der Verwaltung 
 

Zusammenfassung: 
 

- Kontostände zum 31.07.2026 

o 7600 Konto 140570     - 247.218,47 € 

o 7500 Konto 118141    3.835.053,57 € 

 

 
 
Verwaltung: 
 
Prüfauftrag: Rückführung Eigenbetrieb in die Kernverwaltung 
Zwischenzeitlich wurden verschiedene Eigenbetriebe in Schleswig-Holstein kontaktiert, um einen Er-
fahrungsaustausch für eine solche Prüfung, gerade auch hinsichtlich möglicher Firmen, zu erhalten. 
Auch wurde intensiv mit einem Eigenbetrieb telefoniert, der nun zum 01.01.2027 - ohne vorherige 
Prüfung – in die Kernverwaltung zurückgeführt wird.  
Seitens der Verwaltung der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe werden nun 3 – 4 Firmen für eine Ange-
botsabgabe angeschrieben. 
Nicht angeschrieben werden Firmen, die bereits mal für uns als Wirtschaftsprüfer tätig waren oder 
für Dienstleister von uns tätig sind, da diese bei einer Rückführung einen wirtschaftlichen Nachteil 
haben könnten und sowas eine Prüfung nicht beeinflussen soll. 
Aufgrund fehlender Personalkapazität war leider vorher noch keine abschließende Abarbeitung des 
Auftrages möglich. 
 
 
 
Tourismus 
 
Endgültige Übernachtungsstatistik 2025 – Übernachtungsrekord über 200.000 
In der Stadt Ratzeburg wurden im vergangenen Jahr 211.191 (+3,8%) Übernachtungen von 45.250 
Gästen (+4,5%) verzeichnet. Damit wurde, wie nach der November-Statistik erwartet, in Ratzeburg 
erstmals die Marke von 200.000 statistisch erfassten Übernachtungen überschritten. Erfasst werden 
Beherbergungsbetriebe ab 10 Betten inklusive des Wohnmobilplatzes.  Alle Unterkünfte unter 10 
Betten (Privatzimmer, Ferienwohnungen, Ferienhäuser) müssen keine Daten melden. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund einer dem statistischen Verbund und den Anforderungen der 
EU angepassten Veröffentlichungspraxis seit dem Bericht Januar 2025 – anders als bisher - die Be-
triebsart Camping inkludiert wird. Für die hier genannten Zahlen betrifft dies den Wohnmobilstellplatz 
am Aqua Siwa. 
 
Gastgeber-Dialog 
Am Samstag, 7. März, luden die HLMS und die Tourist-Informationen im Kreis zum sogenannten 
Gastgeber-Dialog in die jeweilige Tourist-Information ein. Die Aktion diente dem Austausch und der 
Information über Neuigkeiten. Angeboten wurde in Ratzeburg eine Ruder-Stadtführung, eine kurze 
Präsentation aktueller Themen oder Neuerungen sowie ein ungezwungener Austausch im Anschluss 
bei Kaffee/Tee und Keksen. Diese Möglichkeit wurde von vielen Gastgebern gut angenommen und 
von beiden Seiten positiv bewertet, sodass eine Wiederholung in regelmäßigem Abstand geplant ist. 
 
Zertifizierung „Reisen für Alle“ 
Die Tourist-Information Ratzeburg ist als erste Tourist-Information im Kreis Herzogtum Lauenburg 
und in Schleswig-Holstein mit der bundesweit anerkannten Kennzeichnung „Reisen für Alle“ erhoben 
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und ausgezeichnet worden.  
„Reisen für Alle“ ist ein bundesweit einheitliches Informations- und Kennzeichnungssystem. Im Rah-
men der Zertifizierung wird der aktuelle Zustand eines touristischen Angebots anhand festgelegter 
Kriterien erhoben und dokumentiert. Die veröffentlichten Detailinformationen ermöglichen es Gäs-
ten, bereits vor ihrer Reise selbst einzuschätzen, ob ein Angebot ihren individuellen Bedürfnissen 
entspricht und erleichtern so die Reiseplanung. 
 
Auszeichnung Lieblingssee 2026 
Beim diesjährigen Voting „Dein Lieblingssee“ des Freizeit- und Urlaubsportals Seen.de wurde er er-
neut zum Lieblingssee Schleswig-Holsteins gewählt. Damit sichert sich der Ratzeburger See bereits 
zum sechsten Mal in Folge den ersten Platz im Landesvergleich. Auch deutschlandweit konnte er 
überzeugen und schafft es in diesem Jahr unter die Top Ten der beliebtesten Seen (Platz 9). 
 
Kinofilm Adams Acht 
Am Freitag, 21. August 2026, feierte der Kinofilm ADAMS ACHT seine Weltpremiere im Ratzeburger 
Kurpark. Hierbei nutzte Produzent Ivo Beck in seiner Ansprache die Gelegenheit, sich bei der Stadt 
Ratzeburg – insbesondere dem Bürgermeister, dem 1. Stellv. Bürgermeister sowie dem Stadtmarke-
ting – für die große Unterstützung zu bedanken. Drei ausverkaufte Vorstellungen beim Norddeut-
schen Freiluftkino am Küchensee, zahlreiche geladene Gäste, der Cast des Films sowie die anschlie-
ßende Premierenfeier im Pulverkeller des Burgtheaters machten das Premierenwochenende zu ei-
nem besonderen Ereignis für die Inselstadt.  
 
Am 8. September folgte die ebenfalls sehr erfolgreiche und sogar von Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier besuchte Berlin-Premiere im Zoopalast. Hier nutzten die Tourist-Info sowie die HLMS die 
Gelegenheit, mit einem Info-/Werbestand Flagge für Ratzeburg und die Region zu zeigen und die 
Gäste für eine Reise nach Ratzeburg zu inspirieren. 
Als Werbemaßnahmen in Verbindung mit Adams Acht werden u.a. folgende umgesetzt: ein Ruder-
stadt-Flyer, eine ausführliche Landingpage zur Ruderstadt und zum Film auf www.ratzeburg-touris-
mus.de, eine Postkarte mit QR-Code, ein Gewinnspiel, ein Beitrag auf dem Portal Filmtourismus, die 
Kennzeichnung der Drehorte vor Ort mit QR-Code zu den dort gedrehten Szenen sowie Verbindung 
dieser zu einem GPS-Track für eine Radtour. 
Außerdem konnte Mitte August ein zeitlich begrenztes Social Media Projekt (aus Sicherheitsgründen 
abgekoppelt vom städtischen IT-System) unter dem Namen „Ruderstadt Ratzeburg“ ins Leben geru-
fen werden. Hierfür bekommt das Stadtmarketing großen Zuspruch, dass Ratzeburg „endlich“ in den 
sozialen Medien zu finden ist. Auf den Kanälen Instagram & Facebook kommen hier insgesamt ca. 
100 Follower/innen pro Woche hinzu.  
 
 
Digitalisierung 
Ticket-System für Stadtführungen 
Für die einfachere Abwicklung der Buchungen und Zahlungen von öffentlichen Stadtführungen ist 
eine Anbindung an den „Ticket-Kompass Herzogtum Lauenburg“ des Tourismus- und Stadtmarketings 
Mölln geplant, betrieben durch das System leoticket. Sämtliche Programminfrastruktur wird über 
Mölln laufen, die Tourist-Information wird als Vorverkaufsstelle sowie als Veranstalterin angebunden 
und erhält einen eigenen Systemzugang (keine laufenden Kosten / Fixkosten). Die Vorverkaufsgebühr 
von 10% ist somit ein durchlaufender Posten (Schuldnerin als Veranstalterin, Empfängerin als Vorver-
kaufsstelle). Kosten entstehen lediglich durch eine Systemgebühr pro Ticket von 0,76€. 
Somit sind künftig Stadtführungen direkt online buchbar und zu zahlen. Alternativ vor Ort in der Tou-
rist-Information. Eine Barzahlung an die Stadtführer entfällt. Spontane Gäste können sich über das 
Smartphone einbuchen. 
 
 

http://www.ratzeburg-tourismus.de/
http://www.ratzeburg-tourismus.de/
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Buchungssystemumstellung 
Auf Anregung von Ratzeburg und Mölln plant die HLMS eine Umstellung des Buchungssystems für 
Unterkünfte auf ein schlankeres System, welches weniger Aufwand und Kosten verursacht. 
Die Daten aus dem bisherigen System können automatisch transferiert werden. 
Vorteile bieten u.a. eine übersichtlichere Buchungsmaske für die Gäste, einfachere Handhabung für 
Vermieter/innen und Mitarbeiterinnen der Tourist-Information, somit Kosten- und Zeitersparnis, we-
niger aufwendige IT-Einbindung (browserbasiert statt Extra-Software), weiterhin die automatische 
Ausspielung der angebundenen Unterkünfte auf diversen Fremdportalen wie z.B. booking.com, air-
bnb, BestFewo etc., Module wie automatische Gäste-Mailings und eine Gast-App (digitale Gäs-
temappe). 
Aktuell wird seitens der HLMS und des Anbieters ein Zeitplan entwickelt. Aufgrund von Kündigungs-
fristen, Vertragsänderungen etc. ist in Klärung, ab wann das neue System genutzt und das alte Sys-
tem abgeschaltet werden kann. Anschließend werden die vermittelten Gastgeber/innen informiert. 
 
 
 
Veranstaltungen / Kultur / Stadtmarketing 
Verkaufsoffene Sonntage 2026 
Am 03.05.2026 fand der erste Kernsonntag statt. In Kooperation mit dem Stadtmarketing hatte hier-
für das MC Modecentrum Food Trucks auf dem Marktplatz organisiert. 
Der Kernsonntag am 06.09.2026 musste kurzfristig abgesagt werden, da der Veranstalter des recht-
lich notwendigen Rahmenprogramms, der DRK Kreisverband, den geplanten Feldküchen-Wettbe-
werb auf dem Marktplatz aus personellen Gründen abgesagt hatte.  
Am 25.10.2026 ist parallel zum Herbstjahrmarkt der nächste und letzte Kernsonntag in 2026 geplant. 
Darüber gibt es wieder sogenannte „Shopping-Sonntage“, an denen Geschäfte für den täglichen Be-
darf gemäß Bäderregelung öffnen. 
 
Besuch des Freundschaftsvereins Ribe 
Aus der dänischen Partnerstadt wurden am Wochenende 12.-14.6. ca. 26 Gäste in Ratzeburg emp-
fangen. Der Besuch war als Gegenbesuch zur herzlichen Einladung nach Ribe in den Jahren 2021 und 
2022 organisiert worden. Für ihre Unterkunft kamen diese selbst auf. Auf dem Programm stand eine 
Schifffahrt mit dem Bürgermeister und dem Jugendbeirat auf dem Ratzeburger See, der Besuch des 
AHOI Kleinkunstfestivals, eine Domführung und eine Ruderstadtführung. Ein besonderer Wunsch der 
dänischen Besucher war schließlich die Besichtigung des Kanzel-Antependiums von Königin Mar-
grethe II. in St. Petri. Personen aus Ratzeburg mit bekannter Verbindung zu Ribe wurden über den 
Besuch informiert und zur Teilnahme eingeladen.  
 
Tag der offenen Tür der Bundespolizei 
Mit einem eigenen Stand hat sich die Stadt Ratzeburg am 30. August 2026 beim ‚Tag der offenen Tür‘ 
auf dem Gelände der Bundespolizeiabteilung Ratzeburg präsentiert. Bürgermeister Eckhard Graf 
suchte am Vormittag das Gespräch mit Bürgern und Gästen der Veranstaltung und freute sich über 
viele Begegnungen. Begleitet wurde er von einer Mitarbeiterin der Tourist-Information. Auch sie 
wurde von zahlreichen Besuchern angesprochen, vor allem zu touristischen Themen. Sie nahm dabei 
auch Wünsche entgegen, was in der Stadt verbessert oder verändert werden könnte. 
Unter dem Motto ‚Engagierte Stadt‘ wurde in einem benachbarten Pavillon das vielfältige bürger-
schaftliche Engagement in Ratzeburg präsentiert. Mitglieder des Seniorenbeirates, des Inklusionsbei-
rates und des Jugendbeirates warben für ihre Anliegen. Auch die ‚Partnerschaft für Demokratie‘ der 
Stadt Ratzeburg und des Amtes Lauenburgische Seen und die neugeschaffene Servicestelle der Rat-
zeburger ‚Engagementstrategie‘ waren mit ihren Angeboten vor Ort.  
 
 
 



Seite 4 von 5                                                                                                       

 
 
 

 

Veranstaltungssaison 
Folgende größere Veranstaltungen fanden im Berichtszeitraum – teils mit Unterstützung der Sparte 
Tourismus und Stadtmarketing – statt: 

- Osterfeuer, Frühjahrsmarkt, Maibaumaufstellung 
- Internationale Ruderregatta 
- RAC Oldtimertreff und Veteranenrallye 
- Tag des Grundgesetzes / Ehrentag 
- Seifenkistenrennen 
- AHOI Kleinkunstfestival 
- Umfangreiche Vorbereitungen zum Bürgerfest Kreisjubiläum Herzogtum Lauenburg (Absage) 
- Musikfest / Jubiläum Spielmannszug 
- Töpfermarkt 
- Racesburg Wylag 
- Bürger- und Schützenfest 
- Hüpfburgenfest 
- Musiksommer 
- Norddeutsches Freiluftkino inkl. Adams Acht Premiere 
- Tag d. offenen Tür der Bundespolizei 
- Weinfest 

Der Marktplatz wurde von Ende Mai bis Ende August wieder per „Inselsommer“ bespielt mit Sandflä-
che und Strandkörben. Aufgrund der voraussichtlichen Umgestaltung des Marktplatzes in 2027 war 
dies vorerst das letzte Mal. Die Strandkörbe sollen voraussichtlich im nächsten Sommer im Naturbad 
platziert werden. Ggf. sind aus Platzgründen weitere Standorte zu suchen. 
 
„Weihnachtstreff Ratzeburg“ (Marktplatz) 
Nach einem positiven Fazit aus dem letzten Jahr wird es von 16. November bis 29. Dezember wieder 
ein kleines kulinarisches Angebot in weihnachtlicher Atmosphäre auf dem Marktplatz geben (herz-
hafter Imbiss sowie Süßspeisen und Getränkeausschank). Geplant ist diesmal eine Erweiterung durch 
ein Kinderkarussell. 
 
Insel-Advent 
Am 2. Adventwochenende wird mit Unterstützung, Koordination und Bewerbung durch das Stadt-
marketing Ratzeburg der von diversen Organisationen veranstaltete Insel-Advent durchgeführt. Neu 
dabei ist das Atelier am See mit einem Mitmachangebot in der Jugendherberge, der „Wertstücke-
Laden“ des Lebenshilfewerks mit Verkostung und Mitmachaktion sowie die Spielzeug-Tauschaktion 
„Kinder. Teilen. Freude“ auf Initiative von Frau Butz, getragen durch das Diakonische Werk und unter 
Schirmherrschaft des Bürgermeisters. Hierbei können Kinder ungenutztes Spielzeug abgeben und er-
halten dafür einen Gutschein, ein zweiter Gutschein wird an bedürftige Kinder weitergegeben. Für 
die Gutscheine darf sich am 6.12. etwas aus den abgegebenen Spielzeugen ausgesucht werden. 
 
 
Jahrmärkte 
Unter den Schaustellern wurde eine Umfrage zur zukünftigen Durchführung der Jahrmärkte durchge-
führt. Dabei konnten die Marktbeschicker angeben, ob der Herbstmarkt und der Frühjahrsmarkt wei-
terhin beide stattfinden sollen oder ob auf einen der beiden Jahrmärkte künftig verzichtet werden 
soll. 
Auch wenn die Marktbeschicker z.B. eine Woche vor dem Möllner Jahrmarkt ggf. nicht so einen ho-
hen Umsatz machen, ergab die Auswertung der Umfrage, dass sich die Mehrheit der teilnehmenden 
Marktbeschicker für die Beibehaltung beider Jahrmärkte ausspricht. Nur vereinzelt wurde der 
Wunsch geäußert, dass einer der beiden Jahrmärkte ausreichend sei. 
Insgesamt lässt sich aus der Umfrage eine deutliche Tendenz zur Beibehaltung sowohl des Herbst-
marktes als auch des Frühjahrsmarktes ableiten. 
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Auch für den jetzigen Herbstmarkt zeigt sich, dass ein starkes Interesse besteht. Die Standplätze auf 
dem Platz Unter den Linden sind komplett vergeben. Es mussten sogar einige Absagen unsererseits 
getätigt werden, da kein Standplatz mehr verfügbar ist. 
 
 
 
Weitere zu berichtende Themen werden ggf. in der Sitzung mündlich vorgetragen.  



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 14.09.2026 
 SR/BerVoSr/826/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:   Gerstmann, Heiko  FB/Az: 83 
 
 

Abwasserbeseitigungssatzung 
 
Zusammenfassung: 
Die Abwasserbeseitigungssatzung muss erneuert werden. Da die Satzung sehr umfassend 
ist, soll der Entwurf bereits rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, damit ggf. Fragen noch 
geklärt werden können. Die endgültige Fassung wird in der Novembersitzung beraten.  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 14.09.2026 
Missullis, Yvonne am 11.09.2026 
 

 
Sachverhalt: 
Die Satzung über die Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg ist in der Fassung vom 
22.04.1996 auf der städtischen Homepage, die letzte 2. Änderung ist vom 21.03.2013. 
 
Aufgrund des hohen Alters der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung wurde 
beschlossen, eine möglichst rechtssichere Satzung zu beauftragen. Dazu wurde der 
Rechtsanwalt Herr Dörfler eingeschaltet, der um Lübeck etliche Abwassersatzungen verfasst 
hat.  
 
Die Satzung wurde mit der unteren Wasserbehörde abgestimmt.  
 
Die Satzung soll am 05.11. dem Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing 
vorgelegt werden, die Beschlussfassung der Stadtvertretung ist für den 07.12.2026 geplant.  
Da die Satzung sehr umfassend ist, soll der Entwurf bereits rechtzeitig zur Verfügung gestellt 
werden, damit ggf. Fragen noch geklärt werden können.  
 
 
Mitgezeichnet haben: 
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Satzung der Stadt Ratzeburg über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung – AAS) 

 
Gestützt der §§ 4 Abs. 1 S. 1; 17 Abs. 2 und 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. 
2003, S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.03.2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27), und der 
§§ 44 Abs. 3 S. 1; 45 Abs. 1 bis 4 (insoweit mit Genehmigung der Wasserbehörde) sowie 
111 Abs. 2 Nr. 4 des Landeswassergesetzes (LWG) vom 13.11.2019 (GVOBl. 2019, S. 425), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2024 (GVOBl. 2024, S. 875), wird nach 
Beschlussfassung durch die Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg vom 00.00.2026 diese 
Satzung erlassen. 
 

INHALTSVERZEICHNIS 
Präambel 
I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtung(en) 
§ 1 Abwasserbeseitigungspflicht 
§ 2 Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 
§ 3 Öffentliche Einrichtungen 
§ 4 Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 
§ 5 Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen 
II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 6 Anschluss- und Benutzungsrecht 
§ 7 Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts 
§ 8 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 
§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 11 Unterlagen zum Anschluss an die Abwasseranlagen 
§ 12 Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren 
III. Abschnitt: Grundstücksanschluss und Grundstücksentwässerungsanlagen 
§ 13 Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlüsse 
§ 14 Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse 
§ 15 Grundstücksentwässerungsanlage 
§ 16 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage und Zutrittsrechte 
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§ 36 Inkrafttreten 
 
Anlage 1: Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwasser 
Anlage 2: Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser 
Anlage 3: Grenzwerte gem. § 8 Abs. 4 
 

Präambel 
Alle Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung ausschließlich wegen der besseren 
Lesbarkeit in der männlichen Sprachform gefasst wurden, gelten auch in der 
entsprechenden weiblichen und diversen Sprachform. 
 
 

I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtung(en) 
 

§ 1 
Abwasserbeseitigungspflicht 

 
(1) Die Stadt Ratzeburg (nachfolgend „Stadt“ genannt) ist für die Abwasserbeseitigung im 
Gebiet ihrer Aufgabenträgerschaft (Entsorgungsgebiet) nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und dem Landeswassergesetz (LWG) zuständig und dazu verpflichtet. Diese 
Satzung regelt die Abwasserbeseitigung. Dazu gehört nicht die Verpflichtung zur Entsorgung 
von sonstigem Wasser („Fremdwasser“) und von wild abfließendem Wasser i. S. d. § 37 
WHG. Die Stadt betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen einerseits sowie 
Anlagen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser andererseits 
(öffentliche Abwasseranlagen) nach Maßgabe dieser Satzung als jeweils eine selbstständige 
einheitliche öffentliche Einrichtung. 
 
a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung, die im Druck- oder Freigefällesystem oder im 
Unterdrucksystem (Vakuumentwässerung) betrieben wird, 
b) zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung sowie nach vorheriger Zustimmung 
(Einwilligung) sonstigen nicht verunreinigten Wassers und 
c) zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung zur Beseitigung des in Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten 
Schmutzwassers. 
 
(2) Die öffentliche Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst, soweit die Stadt 
dafür zuständig ist, 
 
1. das Sammeln, Rückhalten, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln von Abwasser und sonstigem nicht verunreinigtem Wasser, 
 
2. das Einsammeln, Abfahren und die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers sowie 
 
3. die Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen sowie die Verwertung und die 
Beseitigung der anfallenden Rückstände. 
 
(3) Schmutzwasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in 
seinen Eigenschaften verändert ist (§ 54 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz – WHG), sowie das 
damit zusammen abfließende Wasser. Dazu gehört auch Wasser aus der Leerung oder dem 
Überlauf von privaten und öffentlichen Schwimmbecken oder privaten Pools. Ausgenommen 
ist das durch landwirtschaftlichen Gebrauch entstandene Schmutzwasser, das dazu 
bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden. 
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(4) Niederschlagswasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das von Niederschlägen 
(Regen, Schnee, Hagel, Tau, Nebel) aus dem Bereich von bebauten oder befestigten 
Flächen gesammelt abfließt. 
 
(5) Grauwasser ist fäkalienfreies, gering verschmutztes Abwasser, wie es etwa beim 
Duschen, Baden oder Händewaschen anfällt, aber auch aus der Waschmaschine kommt 
und nach Aufbereitung wieder als Brauch- bzw. Betriebswasser dienen kann. 
 
(6) Die Stadt kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch Anlagen und Einrichtungen Dritter in 
Anspruch nehmen und die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen 
lassen.  
 
(7) Diese Satzung richtet sich an Grundstückseigentümer, Anschlusspflichtige, 
Straßenbaulastträger, Träger von öffentlichen Verkehrsanlagen und Verursacher sowie 
berechtigte und unberechtigte Nutzer (vgl. auch § 5 Nr. 5). 
 
(8) Die Stadt kann die Abwasserbeseitigungspflicht gem. § 45 LWG übertragen. Die Satzung 
bedarf insoweit der Genehmigung der Wasserbehörde bzw. im Einzelfall bei der Übertragung 
der Schmutz- und/oder Niederschlagswasserbeseitigungspflicht der Zustimmung der 
Wasserbehörde. Die als Anlagen 1 und 2 dieser Satzung beigefügten Listen, die Bestandteil 
dieser Satzung sind, benennen die Grundstücke und/oder Teile ihres Gebietes, deren 
Grundstückseigentümern oder Nutzungsberechtigten die Stadt die 
Abwasserbeseitigungspflicht ganz oder teilweise übertragen hat oder mit dieser Satzung 
überträgt. 
 

§ 2 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 

 
(1) Wenn der Stadt die Übernahme des Schmutzwassers technisch oder wegen der 
unverhältnismäßigen Kosten nicht möglich ist und eine gesonderte Beseitigung das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt, kann die Stadt mit Genehmigung oder Zustimmung der 
Wasserbehörde im Einzelfall den Grundstückseigentümern oder Nutzungsberechtigten die 
Beseitigung durch Kleinkläranlagen vorschreiben (§ 45 Abs. 2 LWG). Aus der als Anlage 1 
(Bestandteil dieser Satzung) beigefügten Liste ergibt sich, welche Grundstückseigentümer 
(Nutzungsberechtigte) das häusliche Schmutzwasser von ihren Grundstücken durch 
Kleinkläranlagen zu beseitigen haben. Ihnen wird hiermit insoweit die 
Abwasserbeseitigungspflicht übertragen. Für diese Grundstücke und die mit Zustimmung der 
Wasserbehörde übertragenen Einzelfälle wird die zentrale leitungsgebundene 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung nicht vorgehalten und betrieben; insoweit besteht 
kein Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- und 
Benutzungszwang nach § 9. Die Verpflichtung zur Beseitigung des in den Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms verbleibt bei der Stadt; insoweit gelten die Bestimmungen dieser 
Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung. Die Gewässer oder Anlagen, in die 
der Überlauf der Kleinkläranlage einzuleiten ist, ergeben sich ebenfalls aus der Anlage 1. Die 
daneben notwendige Erlaubnis nach § 8 WHG für die Einleitung von geklärtem 
Schmutzwasser aus einer Kleinkläranlage in ein Gewässer, hat der Grundstückseigentümer 
bei der zuständigen Wasserbehörde des Kreises Herzogtum Lauenburg einzuholen. 
 
(2) Soweit die Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigte) das häusliche Schmutzwasser 
von ihren Grundstücken in abflusslosen Sammelgruben zu sammeln haben, verbleibt die 
Schmutzwasserbeseitigungspflicht bei der Stadt. Für diese Grundstücke wird die zentrale 
leitungsgebundene Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung nicht vorgehalten und betrieben; 
insoweit besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- 
und Benutzungszwang nach § 9. Für diese Grundstücke gelten die Bestimmungen dieser 
Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung. 
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(3) Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne 
unverhältnismäßige Kosten möglich und wasserwirtschaftlich sinnvoll ist und die 
Voraussetzungen für die erlaubnisfreie Beseitigung von Niederschlagswasser nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 i. V. m. § 18 Abs. 2 Nr. 3 und 4 LWG vorliegen. Bei der Entsorgung 
des Niederschlagswassers auf dem Grundstück muss versickerungsfähiger Boden 
vorhanden sein, um eine Versickerung von Niederschlagswasser gewährleisten zu können. 
Daneben muss gleichermaßen ein ausreichender Sickerraum vorhanden sein. Bei der 
Versickerung, Verrieselung oder Einleitung sind die jeweils gültigen Rechtsvorschriften und 
die allgemein anerkannten Regeln der Technik gemäß dem DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt 
DWA-A 138) zu beachten. Die für die Versickerung oder Verrieselung vorgesehenen oder 
die erforderlichen Flächen mit ausreichender Versickerungsfähigkeit ohne eine oberirdische 
oder unterirdische Ableitung auf öffentliche Flächen oder Nachbargrundstücke sind vom 
Grundstückseigentümer vorzuhalten und auf Anforderung nachzuweisen. Für diese 
Grundstücke wird eine leitungsgebundene öffentliche Entwässerungseinrichtung für 
Niederschlagswasser nicht vorgehalten und betrieben. Insofern besteht kein Anschluss- und 
Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- und Benutzungszwang nach § 9. 
 
(4) Die Stadt überträgt im Übrigen gem. § 45 Abs. 4 LWG mit Genehmigung der 
Wasserbehörde die Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser durch diese 
Satzung ganz oder teilweise oder in Bebauungsplänen oder die in Teilen davon festgesetzt 
worden sind oder auf Antrag im Einzelfall mit Zustimmung der Wasserbehörde auf einzelne 
Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigte). Die Gebiete und/oder Grundstücke, für die 
eine Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser erfolgt, ergeben 
sich aus der Anlage 2, die Bestandteil dieser Satzung ist, oder aus den 
Einzelfallentscheidungen mit Zustimmung der Wasserbehörde. Das in diesen Gebieten 
und/oder auf diesen Grundstücken abzuleitende Niederschlagswasser ist auf den 
Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in Gewässer 
einzuleiten. Bei der Versickerung, Verrieselung oder Einleitung sind die jeweils gültigen 
Rechtsvorschriften und die allgemein anerkannten Regeln der Technik gemäß dem DWA-
Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138) zu beachten. Die für die Versickerung oder 
Verrieselung vorgesehenen oder die erforderlichen Flächen mit ausreichender 
Versickerungsfähigkeit ohne eine oberirdische oder unterirdische Ableitung auf öffentliche 
Flächen oder Nachbargrundstücke sind vom Grundstückseigentümer vorzuhalten und auf 
Anforderung nachzuweisen. Für diese Grundstücke wird eine leitungsgebundene öffentliche 
Entwässerungseinrichtung für Niederschlagswasser nicht vorgehalten und betrieben. 
Insofern besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- 
und Benutzungszwang nach § 9.  
 
(5) Die Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigten) haben alle Veränderungen auf ihrem 
Grundstück, die die Übertragung der Pflicht zur Niederschlagswasserbeseitigung betrifft, 
insbesondere Versickerungen, Verrieselungen oder Einleitungen, die nicht mehr erlaubnisfrei 
und/oder anzeigefrei sind, Grundstücksteilung oder Veränderung der Versickerungsfähigkeit 
oder Verrieselungsfähigkeit des Bodens der Stadt und der Wasserbehörde unverzüglich 
mitzuteilen. Eine danach notwendige Erlaubnis für die Einleitung von gesammeltem 
Niederschlagswasser in das Grundwasser oder ein Gewässer hat der 
Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigte) bei der zuständigen Wasserbehörde über die 
Stadt einzuholen. 
 
(6) Die Niederschlagswasserbeschaffenheit wird unterteilt in weitgehend unbelastetes 
Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten Flächen auf den Grundstücken in 
Wohngebieten, gering verschmutztes Niederschlagswasser von Straßen, Wegen und 
Plätzen in Wohngebieten, normal verschmutztes Niederschlagswasser von Flächen in 
Misch-, Dorf-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie von Hauptverkehrsstraßen und stark 
verschmutztes Niederschlagswasser von nicht überdachten Umschlagplätzen für Schad- und 
Giftstoffe und verschmutzten Flächen z. B. bei Werkstätten und Tankstellen. 
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(7) Die Stadt behält sich das jederzeitige Recht der Änderung und der ganzen oder 
teilweisen Aufhebung der vorstehenden Satzungsregelungen nach Genehmigung durch die 
Wasserbehörde und der Beseitigungspflichten sowie der Anlagen 1 und 2 zur Satzung vor. 
 
(8) Soweit die Stadt die Pflicht zur Beseitigung von Abwasser aus gewerblichen Betrieben 
und anderen Anlagen gemäß § 45 Abs. 3 LWG den gewerblichen Betrieben oder den 
Betreibern der Anlagen überträgt, gilt diese Satzung nicht, insbesondere besteht kein 
Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 6. 
 

§ 3 
Öffentliche Einrichtungen 

 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der öffentlichen Abwasserbeseitigung betreibt und unterhält 
die Stadt im Entsorgungsgebiet (§ 1 Abs. 1) öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtungen. 
 
(2) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung gebildet. 
 
(3) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur Beseitigung des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben 
gesammelten Schmutzwassers (dezentrale Schmutzwasserbeseitigung) gebildet. 
 
(4) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur zentralen 
Niederschlagswasserbeseitigung und Beseitigung sonstigen nicht verunreinigten Wassers 
gebildet. 
 

§ 4 
Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

 
(1) Zur zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung gehören ohne 
Rücksicht auf ihre technische Selbstständigkeit alle Anlagen zur Schmutzwasserbeseitigung, 
die die Stadt für diesen Zweck selbst vorhält, benutzt und finanziert. Zentrale 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen sind insbesondere Schmutzwasserkanäle (Sammler), 
auch als Druckrohrleitungen und Mischwasserkanäle (Mischsystem), sowie Schächte, 
Pumpstationen, Unterdruckschächte, Messstationen, Rückhaltebecken, Ausgleichsbecken, 
Reinigungsbecken, Kläranlagen sowie alle Mitnutzungsrechte an solchen Anlagen. 
 
Zu den erforderlichen Anlagen für die Schmutzwasserbeseitigung gehören auch: 
 
1. offene und verrohrte Gräben, Mulden sowie solche Gewässer, die aufgrund der 
vorgeschriebenen wasserrechtlichen Verfahren Bestandteil der 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen geworden sind oder 
2. die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen und Einrichtungen, wenn sich die 
Stadt ihrer zur Schmutzwasserbeseitigung bedient und/oder zu ihrer Finanzierung und/oder 
Unterhaltung beiträgt. 
 
(2) Art, Größe, Lage und Umfang der öffentlichen Schmutzwasseranlagen sowie das 
jeweilige System (Druck-, Freigefälle- oder Unterdrucksystem) und die Zeitpunkte ihrer 
Herstellung, Erweiterung, Änderung, Verbesserung, Erneuerung, ihres Aus- und Umbaus, 
ihrer Beseitigung sowie den Betrieb eines Trennsystems, nur eines Schmutzwassersystems 
oder eines Mischsystems bestimmt die Stadt im Rahmen der ihr obliegenden 
Abwasserbeseitigungspflicht. Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung, Änderung, 
Verbesserung, Erneuerung, Aus- und Umbau, Unterhaltung, Sanierung sowie Beseitigung 
der öffentlichen Schmutzwasseranlagen besteht nicht. Entsprechendes gilt für Einrichtungen 
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und Vorkehrungen, die für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung und die 
Niederschlagswasserbeseitigung erforderlich sind. 
 
(3) Zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Sammelgruben gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für das Einsammeln und das 
Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen 
Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers sowie deren Einleitung und Behandlung in 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen außerhalb des zu entwässernden Grundstücks. Dazu 
gehören auch die Fahrzeuge und Gerätschaften zur Entleerung und Beförderung von 
Schlamm und Schmutzwasser. 
 
(4) Die Niederschlagswasseranlagen im Sinne dieser Satzung bestehen ohne Rücksicht auf 
ihre technische Selbstständigkeit aus:  
 
a) dem gesamten Kanalnetz (Niederschlagswasser) einschließlich aller zur Ableitung des 
Niederschlagswassers dienenden technischen Einrichtungen (allerdings ohne 
Straßenabläufe), z. B. Reinigungs- und Revisionsschächte, Pumpstationen, Rückhalte- und 
Ausgleichsbecken, Sandfänge usw., 
b) den Einrichtungen zur Behandlung von Niederschlagswasser, z. B. Regenklärbecken und 
ähnliche Anlagen, 
c) den Grundstücksanschlussanlagen, ohne abzweigende Nebenleitungen und Leitungen 
sowie Schächte auf dem Grundstück, 
d) den Entwässerungsanlagen zur Abführung des Oberflächenwassers von den 
Grundstücken, wie z. B. Abläufe, Gitterroste und dgl., 
e) den offenen und geschlossenen Gräben, Mulden und Wasserläufen, soweit sie aufgrund 
der vorgeschriebenen wasserrechtlichen Verfahren Bestandteil der 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen geworden sind, 
f) den öffentlichen Versickerungsanlagen, Bodenfiltern, 
g) den von Dritten (z. B. Entwässerungsverbänden, Wasser- und Bodenverbänden) 
errichteten und unterhaltenen Anlagen, wenn sich die Stadt ihrer zur 
Niederschlagswasserbeseitigung bedient und zu ihrer Unterhaltung beiträgt. 
 
(5) Die Grundstücksanschlüsse, die erstmalig ein Grundstück mit den öffentlichen 
Abwasseranlagen verbinden, sind Bestandteil der zentralen öffentlichen Einrichtung (sog. 
erste Grundstücksanschlussleitung). Die öffentliche Abwasseranlage endet mit dem 
Grundstücksanschluss. Grundstücksanschluss ist die Leitung von dem öffentlichen 
Abwasserkanal (Sammler) bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks, ohne 
Übergabe- und/oder Kontrollschächte oder Leitungen auf dem Grundstück. Bei einem 
Hinterliegergrundstück endet die Grundstücksanschlussleitung an der Grundstücksgrenze 
des trennenden oder vermittelnden Anliegergrundstücks zur (öffentlichen oder privaten) 
Straße (auch z. B. Parkfläche), dem (öffentlichen oder privaten) Weg (auch z. B. Fuß- oder 
Wohnweg) oder (öffentlichen oder privaten) Platz, in denen der Abwasserkanal (Sammler) 
verlegt ist. Befindet sich auf dem jeweiligen Grundstück kein privater Übergabeschacht bzw. 
keine private Absperrvorrichtung, so gelten ebenfalls die vorstehenden Bestimmungen. Dies 
gilt auch für den Fall, dass der Übergabeschacht bzw. die Absperrvorrichtung nicht frei 
zugänglich ist. Die Stadt behält sich ein Eintrittsrecht auf Kosten des 
Grundstückseigentümers vor, wenn und soweit aus Gründen der Funktionsfähigkeit der 
öffentlichen Abwasseranlagen, der Beseitigung von Einbrüchen oder Senkungen im 
Verkehrsraum oder sonstigen wichtigen Gründen Eile geboten ist. Für die Kostenerstattung 
ist die Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 
Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung, 
maßgeblich. Im Einzelfall kann die Stadt auf Antrag des Grundstückseigentümers gestatten, 
dass der Grundstückseigentümer durch einen von ihm zu benennenden Fachunternehmer 
die Arbeiten auf eigene Kosten und Verantwortung ganz oder teilweise durchführen lässt. 
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§ 5 
Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen 

 
1. Grundstück 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen (grundbuchrechtlichen) Sinne. Dieses ist ein Grundstück, das auf einem 
Grundbuchblatt – oder bei einem gemeinschaftlichen Grundbuchblatt unter einer besonderen 
Nummer – geführt wird (Grundbuchgrundstück). Als Grundstück im Sinne dieser Satzung 
gelten auch sogenannte buchungsfreie Grundstücke im Sinne von § 3 Abs. 2 
Grundbuchordnung (GBO) sowie Flurstücke von öffentlichen und privaten Straßen, Wegen 
und Plätzen im Sinne des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG). Dies gilt auch für Flurstücke von 
anderen öffentlichen und privaten Verkehrsanlagen. 
 
2. Grundstückseigentümer 
Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. Ihm 
gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur Nutzung des Grundstücks 
Berechtigte. Tritt anstelle des Grundstückseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungs- 
und/oder Teileigentümern, so schuldet jeder Wohnungs- und/oder Teileigentümer als 
Gesamtschuldner. Die Wohnungs- und/oder Teileigentümer sind verpflichtet, die 
Hausverwaltung oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, die sich 
aus der Abwasserbeseitigung ergeben, für und gegen die Eigentümergemeinschaft mit der 
Stadt durchzuführen. Insbesondere persönliche Änderungen, die die Schuldnereigenschaft 
der Wohnungs- und/oder Teileigentümer berühren, sind der Stadt unverzüglich anzuzeigen. 
Wird ein Bevollmächtigter nicht benannt, so sind die an einen Wohnungs- und/oder 
Teileigentümer abgegebenen Erklärungen der Stadt auch für alle übrigen Eigentümer 
rechtswirksam. Mehrere aus dem gleichen Grund Verpflichtete sind Gesamtschuldner. Jeder 
Eigentumswechsel an einem Grundstück ist binnen eines Monats der Stadt anzuzeigen. 
Unterlassen der bisherige oder der neue Eigentümer die Anzeige, so sind beide 
Gesamtschuldner, bis die Stadt Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. Dieses gilt 
entsprechend für die übrigen Berechtigten und Verpflichteten. 
 
3. Grundstücksanschluss (Übergabepunkt) 
Ein Grundstücksanschluss im Sinne dieser Satzung umfasst immer die Verbindung zwischen 
der öffentlichen Abwasseranlage (Sammler) bis zur Grenze des zu entwässernden 
Grundstücks (Anliegergrundstücks). Je nach Art der öffentlichen Niederschlagswasseranlage 
kann dieser Grundstücksanschluss auch unterirdisch (Anschlussleitung), oberflächennah 
(Flachkanal o. Ä.) oder oberirdisch (Pflasterrinne, Muldenstein o. Ä.) erfolgen. Bei 
Hinterliegergrundstücken endet der Grundstücksanschluss an der Grenze des trennenden 
bzw. vermittelnden (Anlieger-) Grundstücks. Weitere Schächte und Inspektionsöffnungen 
bzw. Absperrvorrichtungen für Hinterliegergrundstücke sind, soweit erforderlich, sowohl auf 
dem Anliegergrundstück als auch auf dem zu entwässernden Hinterliegergrundstück gem. 
DIN 1986-100 und DIN EN 476 anzubringen. Bestehen keine Schächte und/oder 
Inspektionsöffnungen bzw. Absperrvorrichtungen, so sind diese unverzüglich nach 
Aufforderung durch die Stadt von den Betroffenen nachzurüsten. Auf § 4 Abs. 5 und § 13 
Abs. 5 dieser Satzung wird ausdrücklich hingewiesen.  Bei der Übernahme des 
Niederschlagswassers von öffentlichen oder privaten Straßen, Wegen und Plätzen sowie 
sonstigen öffentlichen und privaten Verkehrsflächen ist der Übergabepunkt die Außenkante 
des Straßenablaufs. 
 
4. Grundstücksentwässerungsanlagen 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind private Einrichtungen, Anlagen, Schächte, 
Inspektionsöffnungen und Vorrichtungen, die der Sammlung, Speicherung, Vorbehandlung, 
Prüfung und Ableitung des Abwassers in und an Gebäuden und auf Grundstücken bis zu 
den öffentlichen Abwasseranlagen dienen. Dazu gehören auch der Übergabeschacht 
(Einstiegsschacht) an der Grundstücksgrenze gem. DIN 1986-100 und DIN EN 476 mit 
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einem DN 1000 bis max. 2 Meter auf dem Grundstück und Leitungen, die im Erdreich oder 
im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grundstücksanschlusskanal 
zuführen (Anschlussleitungen). Bei Druckentwässerungsanlagen gehören die 
Pumpenschächte, Steuerungsanlagen, Absaugventileinheiten usw. sowie Druckstationen 
(inklusive Druckpumpen) und die Verbindungsleitungen bis zu den Absperrvorrichtungen zu 
den privaten Grundstücksentwässerungsanlagen. Weitere Schächte und 
Inspektionsöffnungen bzw. Absperrvorrichtungen für Hinterliegergrundstücke sind, soweit 
erforderlich, sowohl auf dem Anliegergrundstück als auch auf dem zu entwässernden 
Hinterliegergrundstück gem. DIN 1986-100 und DIN EN 476 anzubringen. Bestehen keine 
Schächte und/oder Inspektionsöffnungen, so sind diese unverzüglich nach Aufforderung 
durch die Stadt von den Betroffenen nachzurüsten. Auf § 4 Abs. 5 und § 13 Abs. 5 dieser 
Satzung wird ausdrücklich hingewiesen. 
 
Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen gehören auch die privaten Anlagen (z. B. 
Mulden-, Rohr-, Teich- oder Schachtanlagen) zur Versickerung von Niederschlagswasser. 
Diese Versickerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
errichten und zu betreiben. Versickerungsanlagen sind deshalb mindestens so herzustellen, 
dass zwischen der Sohle der Anlage und der Oberkante des anstehenden 
Grundwasserspiegels ein Bodenfilter mit einer Mächtigkeit von mindestens 1,0 m bei einem 
ausreichenden kf-Wert (Durchlässigkeitsbeiwert zwischen 10-3 und 10-6) verbleibt. Der lichte 
Abstand zwischen Versickerungsanlage und Grundstücksgrenze soll mindestens 2 Meter 
betragen. Der lichte Abstand zwischen Versickerungsanlage und unterkellerten Gebäuden 
soll das 1,5-fache der Tiefe der unter Flur liegenden Gebäudeteile betragen. Im Übrigen sind 
die gesetzlichen Bestimmungen des Wasserrechts zu beachten. 
 
5. Berechtigte und Verpflichtete 
Berechtigte und Verpflichtete im Sinne dieser Satzung sind die Grundstückseigentümer. 
Die sich für sie ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend auch für 
- Straßenbaulastträger und sonstige Träger von Verkehrsanlagen, 
- Erbbauberechtigte, 
- sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte (z. B. Nießbraucher), 
- Wohnungseigentümer- und Wohnungserbbauberechtigte, 
- Eigentümer von Gebäuden auf fremdem Grund und Boden (Ferienhäuser, Wohnlauben 
usw.), 
- Gewerbetreibende, darunter fallen auch Unternehmer von Zelt- und Campingplätzen, auf 
fremdem Grund und Boden sowie 
- jeden tatsächlichen berechtigten oder unberechtigten Benutzer der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen („Einleiter“, siehe Nr. 12) sowie die Anschlusspflichtigen und 
Verursacher. 
 
Soweit in dieser Satzung der Begriff „Eigentümer“ oder „Grundstückseigentümer“ verwendet 
wird, ist immer auch der vorstehende Personenkreis gemeint, es sei denn, es wird 
ausdrücklich nur auf Nr. 2 Bezug genommen. Mehrere aus dem gleichen Grund Verpflichtete 
sind Gesamtschuldner. 
 
Berechtigte und Verpflichtete im Sinne dieser Satzung sind auch Bund, Land und Kreis für 
eigene Grundstücke und Straßen-, Wege- und Platzflächen, soweit sie Straßenbaulastträger 
sind, die an die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind oder 
angeschlossen werden sollen. 
 
6. Fehlanschluss 
Fehlanschluss ist der satzungswidrige Anschluss eines Schmutzwasseranschlusses an eine 
öffentliche Niederschlagswasseranlage, der Anschluss eines 
Niederschlagswasseranschlusses an den öffentlichen Schmutzwasserkanal oder der 
ungenehmigte Anschluss von Fremdwasser an die öffentlichen Abwasseranlagen. 
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7. Druckentwässerungsnetz 
Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport 
von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. 
Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile 
des jeweiligen öffentlichen Gesamtnetzes. 
 
8. Abscheider 
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, 
Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die 
öffentlichen Abwasseranlagen durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 
 
9. Indirekteinleiter 
Indirekteinleiter ist derjenige Berechtigte oder Verpflichtete, der Abwasser in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 
 
10. Sonstiges Wasser (Fremdwasser) 
Sonstiges Wasser („Fremdwasser“), das chemisch und biologisch unbelastet ist, kann nur 
nach ausdrücklicher und vorheriger Zustimmung (Einwilligung) der Stadt durch den 
Grundstückseigentümer in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Hierbei darf 
es sich ausschließlich um Grund- und Quellwasser, welches z. B. auch durch Drainagen 
aufgefangen wird, Kühlwasser, Traufwasser, Lagerstättenwasser, Kondenswasser aus 
Wärmepumpen sowie Haltungswasser von Baustellen oder gereinigtes Ablaufwasser aus 
genehmigten Kleinkläranlagen, die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet und betrieben werden, handeln. Entsprechende Nachweise sind auf Anforderung 
der Stadt vorzulegen. Eine entsprechende Einleitungsgenehmigung der Stadt wird nur unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. Auch für die Einleitung sonstigen Wassers 
werden Abgaben erhoben und Kostenerstattungen geltend gemacht nach der Satzung der 
Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die 
zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung 
Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung. Die Stadt kann anordnen, 
dass die entsprechenden Einleitungen mit geeichten Messvorrichtungen ausgestattet werden 
müssen.  
 
11. Wild abfließendes Wasser 
Wild abfließendes Wasser, für das die Stadt nicht entsorgungspflichtig ist, umfasst das 
außerhalb eines Gewässerbetts oberirdisch abfließende Wasser. Hierzu zählt auch direkt auf 
den Boden auftreffendes Niederschlagswasser, auch wenn es zunächst kurzfristig versickert, 
dann aber wieder aus dem Erdreich austritt (sog. Hangdruckwasser). Wild abfließendes 
Wasser unterliegt allein den Regelungen nach § 37 WHG, es sei denn, es wird als sonstiges 
Wasser i. S. d. von Nr. 10 z. B. durch Drainagen aufgefangen und/oder gesammelt in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet. 
 
12. Einleitung bzw. Einleiten 
 
Das „Einleiten“ von Abwasser und/oder Wasser setzt ein zielgerichtetes Verhalten des 
Einleiters voraus. Gelangt Abwasser, wild abfließendes Wasser oder sonstiges Wasser nur 
zufällig oder auch bewusst in die öffentlichen Abwasseranlagen, z. B. über schadhafte 
Grundstücksentwässerungsanlagen, so steht dies einer Einleitung bzw. einem Einleiten 
gleich. 
 
 
II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/Anschluss- und Benutzungszwang 
 

§ 6 
Anschluss- und Benutzungsrecht 
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(1) Jeder Eigentümer eines im Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung und anderweitiger Rechtsvorschriften berechtigt, von 
der Stadt zu verlangen, dass sein Grundstück an die bestehenden öffentlichen 
Abwasseranlagen angeschlossen wird (Anschlussrecht). Dieses Recht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, für die die Stadt im Entsorgungsgebiet beseitigungspflichtig ist und die 
im Einzugsbereich einer betriebsfertigen öffentlichen Abwasseranlage liegen. Bei 
Abwasserableitungen über fremde private Grundstücke ist ein Leitungsrecht (dingliche 
Sicherung durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit und Baulast) erforderlich. Ist die 
Stadt für das Niederschlagswasser beseitigungspflichtig und besteht kein betriebsfertiger 
öffentlicher Niederschlagswasserkanal, so besteht ein Recht zur Versickerung oder 
Einleitung in ein Gewässer nur nach Maßgabe der wasserrechtlichen Bestimmungen (d. h. 
ausschließlich nach Maßgabe, der der Stadt erteilten wasserrechtlichen Erlaubnis) und 
soweit für eine Versickerung die wassertechnischen bzw. hydrogeologischen 
Voraussetzungen gegeben sind. 
 
(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung des öffentlichen Abwasserkanals (einschließlich 
Grundstücksanschlussleitung bis zur Grundstücksgrenze) oder dem tatsächlichen Anschluss 
an einen bestehenden Abwasserkanal hat der Grundstückseigentümer vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Vorschriften das 
Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen 
einzuleiten bzw. diesen zuzuführen (Benutzungsrecht), wenn und soweit nicht anderweitige 
Rechtsvorschriften die Einleitung oder Zuführung einschränken oder verbieten, insbesondere 
dann, wenn der Stadt keine wasserrechtliche Erlaubnis vorliegt. Die Stadt behält sich vor, 
durch öffentliche Bekanntmachung zu bestimmen, welche Abwasseranlagen betriebsfertig 
hergestellt sind. Ansonsten gilt die tatsächliche Fertigstellung (Abnahme der baulichen 
Anlage) als Bereitstellung der öffentlichen Abwasseranlagen. 
 
(3) Wird durch Grundstücksteilung oder bauliche oder sonstige Veränderungen auf dem 
Grundstück oder durch andere Tatsachen eine Neuverlegung oder Veränderung des 
Abwasserkanals erforderlich, so werden die Arbeiten im öffentlichen Bereich auf Kosten des 
Anschlussberechtigten durch die Stadt durchgeführt. Dasselbe gilt, wenn die Herstellung 
eines zweiten oder mehrfachen Grundstücksanschlusses beantragt wird und eine oder 
mehrere zusätzliche Verlegungen vorgenommen werden müssen. 
 
(4) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss seines Grundstücks berechtigt, kann 
die Stadt durch Vereinbarung den Anschluss zulassen und ein Benutzungsverhältnis 
begründen. 
 
(5) Die von Dritten hergestellten und betriebenen, in die jeweilige Einrichtung der Stadt 
einbezogenen Abwasseranlagen, welche der Stadt ausdrücklich zur Abwasserbeseitigung 
zur Verfügung gestellt werden, sind hinsichtlich des Anschluss- und Benutzungsrechtes 
sowie deren Begrenzungen den öffentlichen Abwasseranlagen gleichgestellt. Ein Wechsel in 
der Bau- und Unterhaltungslast an solchen Anlagen tritt jedoch nur bei einer ausdrücklichen 
Vereinbarung zwischen dem Eigentümer der Anlage und der Stadt ein. 
 
(6) Soweit die Voraussetzungen der vorstehenden Absätze nicht vorliegen, hat der 
Grundstückseigentümer das Recht, von der Stadt zu verlangen, dass der in Kleinkläranlagen 
anfallende Schlamm und das in abflusslosen Sammelgruben gesammelte Schmutzwasser 
abgefahren werden. 
 

§ 7 
Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts 

 
(1) Die Stadt kann den Anschluss an die jeweilige öffentliche Abwassereinrichtung ganz oder 
teilweise widerrufen, befristen, einschränken oder versagen, wenn 
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1. das Abwasser wegen seiner Art und Menge nicht zusammen mit dem in Haushalten 
anfallenden Abwasser beseitigt werden kann oder 
 
2. eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen der unverhältnismäßig hohen 
Kosten nicht vertretbar ist oder 
 
3. keine wasserrechtliche Erlaubnis vorliegt und auch nicht zu erwarten ist. 
 
(2) Das Anschlussrecht ist ausgeschlossen, soweit der Grundstückseigentümer zur 
Abwasserbeseitigung verpflichtet und die Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit 
ist. Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer sich zuvor verpflichtet, der Stadt 
zusätzlich zu den sich gemäß den Regelungen der Satzung der Stadt über die Erhebung von 
Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung, für das Grundstück ergebenden Abgaben und 
Kostenerstattungen, die durch den Anschluss oder erforderliche besondere Maßnahmen 
entstehenden Mehraufwendungen und -kosten zu tragen und zu ersetzen für die Planung, 
den Bau und den Betrieb und auf Verlangen dafür eine angemessene Sicherheit zu leisten. 
Soweit Rechte zur Verlegung von Leitungen über Grundstücke Dritter erforderlich sind, sind 
sie dinglich zu sichern; bei Leitungsverlegungen nach Inkrafttreten dieser Satzung sind in 
jedem Fall beschränkt persönliche Dienstbarkeiten und/oder Baulasten erforderlich. Soweit 
es bei einem Widerruf oder einer Versagung nach Satz 1 verbleibt, gilt § 9 Abs. 8. 
 
(3) Der unmittelbare Anschluss von Dampfleitungen und Dampfkesseln an 
Abwasserbeseitigungsanlagen ist nicht zulässig. 
 
(4) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an einen 
betriebsfertigen und aufnahmefähigen öffentlichen Abwasserkanal angeschlossen werden 
können. Dazu muss der öffentliche Anschlusskanal in unmittelbarer Nähe des Grundstücks 
oder auf dem Grundstück verlaufen. Ein öffentlicher Anschlusskanal verläuft auch dann in 
unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein 
unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher der öffentliche Kanal verlegt ist. 
Die Stadt kann den Anschluss auf Antrag auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch 
das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 
 
(5) Die Herstellung neuer, die Erweiterung, die Verbesserung, die Erneuerung, die 
Beseitigung, den Um- und Ausbau oder die Änderung bestehender Abwasseranlagen zur 
zentralen oder dezentralen Abwasserbeseitigung kann vom Grundstückseigentümer nicht 
verlangt werden. 
 
(6) Die Stadt kann, vorbehaltlich einer etwa notwendigen Zustimmung der Wasserbehörde, 
auf Antrag widerruflich zulassen oder fordern, dass stark verschmutztes 
Niederschlagswasser einem öffentlichen Schmutzwasserkanal zugeführt wird. Die Stadt 
kann hierfür Rückhaltungen auf dem Grundstück des Anschlussberechtigten verlangen, 
wenn eine Vorreinigung auf dem Grundstück nicht möglich ist. Ferner sind die Regelungen 
der Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 
Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung, 
maßgeblich. 
 

§ 8 
Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 

 
(1) Die zur zentralen oder dezentralen öffentlichen Abwasserbeseitigung bestimmten 
Abwasseranlagen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung und nach den 
Vorschriften dieser Satzung benutzt werden. Das Benutzungsrecht ist ausgeschlossen, 
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soweit der Grundstückseigentümer zur Abwasserbeseitigung verpflichtet und die Stadt von 
der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. Beim Trennsystem darf Schmutzwasser nur in 
den dafür vorgesehenen Schmutzwasserkanal, Niederschlagswasser nur in den dafür 
vorgesehenen Niederschlagswasserkanal eingeleitet werden. 
 
(2) In die öffentlichen Abwasseranlagen darf auch bei bereits angeschlossenen 
Grundstücken nur Abwasser eingeleitet werden, das so beschaffen ist, dass dadurch nicht 
 
a) die Anlage und/oder die angeschlossenen Grundstücke gefährdet oder beschädigt werden 
können, 
b) Betriebspersonal der Abwasserbeseitigungsanlagen gefährdet oder in seiner Gesundheit 
beeinträchtigt werden kann, 
c) die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beeinträchtigt wird, 
d) der Betrieb der Abwasserbehandlung erschwert, behindert oder beeinträchtigt wird, 
e) die Funktion der Abwasseranlagen so erheblich gestört werden kann, dass dadurch die 
Anforderungen der Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können, oder 
f) sonstige schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, eintreten. 
 
Das gesamte Abwasser ist über die Grundstücksentwässerungsanlage einzuleiten. 
 
(3) Ausgeschlossen sind insbesondere die Einleitung und Überlassung von 
 
a) Stoffen, die Leitungen verstopfen können, wie z. B. Vliestüchern (Feuchttüchern); 
b) Abwasser und Stoffe, die – ggf. auch durch spätere Vermischung – die schädliche 
Ausdünstungen, Gase und Dämpfe bilden, üble Gerüche oder unverhältnismäßige Schäume 
verbreiten können, z. B. Chlor, Schwefelwasserstoff, Cyanwasserstoff; 
c) Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranlagen angreift oder die 
biologischen Funktionen schädigt; 
d) infektiösen Stoffen und Medikamenten sowie pharmazeutischen Produkten, die nicht 
durch menschliche Ausscheidungen ins Abwasser gelangen; 
e) Farbstoffen, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Kläranlage 
oder im Gewässer führen; 
f) festen Stoffen, auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, 
Küchenabfälle über Mazeratoren, Treber, Trester, Trub, Schlempe, Hefe sowie hefehaltige 
Rückstände, Molke, Latices, Borsten, Silagesickersaft, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, 
Textilien, grobes Papier, kunststoffhaltiges Papier, Abfälle aus der Tierkörperbeseitigung und 
Lebensmittelproduktion sowie ähnliche Stoffe; 
g) Kunstharz, Lacke, Lösungsmittel, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige 
und später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 
h) Öle, Fette, z. B. abscheidbare und emulgierte öl- und fetthaltige Stoffe pflanzlichen oder 
tierischen Ursprungs, Schmieröle, Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern; 
i) Tierfäkalien, z. B. Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlachtabfälle, Blut und Molke; 
j) Kaltreinigern, die chlorierte Wasserstoffe enthalten, oder solchen, die Ölabscheidung 
verhindern; 
k) Absetzgut, Schlämmen oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus 
Kleinkläranlagen und Abortanlagen sowie Inhalte von Campingwagenaborten und 
Chemietoiletten; 
l) feuergefährlichen, explosiven, giftigen, fett- oder ölhaltigen Stoffen und Gemischen, wie 
z. B. abscheidbare, emulgierte und gelöste Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Heizöl, 
Schmierstofföl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese Stoffe 
verunreinigten Waschwassers; 
m) Säuren und Laugen, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgene, Schwefelwasserstoff, 
Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Karbide, die Acetylen bilden, 
ausgesprochen toxische Stoffe; 
n) Stoffen oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, 
Anreicherungsfähigkeit oder einer Krebs erzeugenden, fruchtschädigenden oder 
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erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind, wie Schwermetalle, Cyanide, 
halogenierte Kohlenwasserstoffe, polyzyklische Aromate, Phenole; 
o) Abwasser aus Betrieben, insbesondere Laboratorien und Instituten, in denen 
Kombinationen von Nukleinsäuren geschaffen werden oder mit gentechnisch manipulierten 
Organismen gearbeitet wird; 
p) Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 
- wenn die Einleitung nach § 48 LWG genehmigungspflichtig ist, solange die Genehmigung 
nicht erteilt ist, 
- das wärmer als + 35 Grad Celsius ist, auch die Einleitung von Dampf, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält; 
q) Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht und 
r) angefaultes Abwasser. 
 
(4) Für die Einleitung von Schadstoffen gelten die in der Anlage 3 (Bestandteil dieser 
Satzung) angegebenen Grenzwerte (Allgemeine Einleitungsbedingungen). Die Stadt kann 
die Grenzwerte nach Satz 1 sowie nach den Absätzen 2 und 10 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert 
wird oder wenn sich die für den Betrieb der Abwasserbeseitigungsanlagen geltenden 
Gesetze, Rechtsvorschriften oder Bescheide ändern. Für Kleinkläranlagen, die Abwasser in 
Gewässer direkt einleiten, gelten die von der zuständigen Wasserbehörde jeweils 
festgelegten Grenzwerte und Anforderungen. 

(5) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der 
Verordnung über den Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung – StrlSchV) vom 29.11.2018 (BGBl. I S. 2034, 2036), in der 
jeweils geltenden Fassung, insbesondere dessen § 99 Abs. 1 bis 4, entspricht. 
 
(6) Ausgenommen von den Absätzen 2, 3 und 5 sind 
 
1. unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie 
auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind, 
2. Kondensate aus gasbetriebenen Feuerungsanlagen bis 200 kW sowie ölbetriebenen 
Feuerungsanlagen bis 50 kW ohne Neutralisation und Anlagen über 50 kW mit Neutralisation 
sowie Kondenswasser aus Wärmepumpen, deren Einleitung die Stadt ausdrücklich 
zugelassen hat, 
3. Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden 
können und deren Einleitung die Stadt im Einzelfall gegenüber dem Grundstückseigentümer 
zugelassen hat. 
 
(7) Sonstiges Wasser i. S. d. § 5 Nr. 10 darf nur unter den dort aufgeführten 
Voraussetzungen in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet werden. 
 

(8) Wasser, das als Kühlwasser benutzt wurde und unbelastet ist, darf nicht in öffentliche 
Schmutzwasseranlagen eingeleitet werden. Die Stadt kann auf Antrag die gebührenpflichtige 
Einleitung in öffentliche Niederschlagswasseranlagen zulassen. Dabei muss zwingend eine 
Wiederverwertbarkeit des Kühlwassers nachweislich ausgeschlossen oder nur mit 
unzumutbarem Aufwand möglich sein. 
 
(9) Wasser, das zum Waschen von Fahrzeugen oder Fahrzeugteilen verwandt worden ist, 
darf über Straßeneinläufe und in Niederschlagswasseranlagen nicht eingeleitet werden. 
Soweit Fahrzeugoberwäschen auf Grundstücken durchgeführt werden, sind diese 
ausschließlich auf Flächen, die gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik nach 
Wasserrecht dafür hergerichtet sind (Waschplätze), erlaubt. Das Waschwasser ist nach einer 
entsprechenden Vorbehandlung ausschließlich in Schmutzwasserkanäle einzuleiten, es sei 
denn, dass ohne jegliche Zusätze von Wasch-, Reinigungs- oder Pflegemitteln gewaschen 



Seite 14 von 51 

 

wurde. Die Wäsche von ölverunreinigten Teilen ist verboten. Das Waschen von 
Kraftfahrzeugen oder Fahrzeugteilen auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen ist 
untersagt. Abs. 13 bleibt unberührt. 
 
(10) Über die vorstehenden Bedingungen hinaus kann die Stadt im Einzelfall Mengen- und 
Frachtgrenzen festlegen, die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge 
ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum 
Schutz des Betriebspersonals, zum Schutz und zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der 
Abwasserbeseitigungsanlagen, zur Verbesserung der Reinigungsfähigkeit des Abwassers 
oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Abwasserbeseitigungsanlagen geltenden 
Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen eines wasserrechtlichen 
Bescheids, erforderlich ist. 
 
(11) Die Stadt kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem 
Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des 
Abwassers, insbesondere auch bei Schwimmbecken und Pools, erfolgt. Die Stadt kann 
verlangen, dass geeignete Messgeräte und Selbstüberwachungseinrichtungen eingebaut 
und betrieben werden. Betriebe, in denen Benzin, Benzol, Öle oder Fette ins Abwasser 
gelangen können, haben Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser 
zu betreiben (Abscheider). Für häusliches Abwasser gilt dieses entsprechend, wenn die 
Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider 
einzuleiten und dort zu behandeln ist. Die Entleerung der Abscheider muss gemäß den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik in regelmäßigen Abständen und nach Bedarf 
erfolgen. Das Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu 
entsorgen. Die vorschriftsgemäße Entsorgung des Abscheidegutes obliegt dem 
Anschlusspflichtigen. Über den Verbleib des Abscheidegutes hat der Anschlusspflichtige 
Buch zu führen. Dieses ist auf Verlangen dem Bediensteten oder Beauftragten der Stadt 
vorzulegen. Das Abscheidegut darf an keiner Stelle einer öffentlichen Abwasseranlage 
zugeführt werden. Der Anschlusspflichtige haftet für jeden Schaden, der durch die versäumte 
Entleerung des Abscheidegutes entsteht. 
 
(12) Die Verdünnung von Abwasser zur Einhaltung von Grenz- oder Einleitungswerten ist 
unzulässig. 
 
(13) Die Stadt kann befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderungen 
der Absätze 2 bis 11 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den 
Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht 
entgegenstehen, insbesondere die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 
 
(14) Wenn Stoffe, deren Einleitung nach den vorstehenden Vorschriften untersagt ist, in die 
Abwasserbeseitigungsanlagen gelangen, hat der Grundstückseigentümer dies der Stadt 
unverzüglich anzuzeigen. Die Änderung von Art und Menge des eingeleiteten oder 
einzuleitenden Abwassers hat der Grundstückseigentümer ebenfalls unverzüglich 
anzuzeigen und nachzuweisen. Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer jederzeit 
Auskunft über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers 
verlangen. Die Stadt kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten 
Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 
 
(15) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Die Kosten 
für die Untersuchungen trägt der Grundstückseigentümer nach der Satzung der Stadt über 
die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale 
und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung 
– BGS) in der jeweils geltenden Fassung, wenn das Abwasser mehr als häusliches 
Abwasser mit Schadstoffen belastet ist, in den Fällen des Abs. 11 oder falls sich herausstellt, 
dass ein Verstoß gegen die Absätze 2 bis 13 vorliegt, andernfalls die Stadt. 
 



Seite 15 von 51 

 

(16) Ist bei Betriebsstörungen oder Notfällen insbesondere in Gewerbe- und 
Industriebetrieben der Anfall verschmutzten Löschwassers nicht auszuschließen, kann die 
Stadt verlangen, dass der Grundstückseigentümer Vorkehrungen zu treffen und/oder 
Vorrichtungen zu schaffen hat, dass solches Wasser gespeichert und entweder zu einem 
von der Stadt zugelassenen Zeitpunkt in die öffentliche Schmutzwasseranlagen eingeleitet 
werden kann oder auf andere Weise vom Grundstückseigentümer ordnungsgemäß entsorgt 
werden kann. 
 
(17) Die Stadt kann bestimmen, dass das Abwasser nur zu bestimmten Zeiten oder 
ausschließlich in bestimmten Höchstmengen innerhalb eines Zeitraumes in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet werden darf. 
 
(18) Abwasservorbehandlungsanlagen, wie Abscheideranlagen für Fette nach DIN EN 1825 
in Verbindung mit DIN 4040 Teil 100, Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten nach DIN 
EN 858 in Verbindung mit DIN 1999 Teil 100 und 101, Schlammfänge, Neutralisations- und 
Entgiftungsanlagen werden von der Stadt gefordert, wenn das unbehandelte Abwasser nicht 
den vorstehenden Absätzen entspricht oder rückhaltbare Stoffe nach vorstehenden 
Absätzen anfallen. 
 
(19) Abwasservorbehandlungsanlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, 
dass die Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie es bei Anwendung der 
jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik möglich ist. Enthält das Abwasser gefährliche Stoffe, ist immer eine Vorbehandlung 
nach dem Stand der Technik erforderlich.  
 
(20) Die Ableitung von verunreinigtem Niederschlagswasser über 
Schmutzwasservorbehandlungsanlagen in die öffentlichen Schmutzwasseranlagen ist durch 
geeignete Maßnahmen (z. B. Überdachung) immer so gering wie möglich zu halten. 
 
(21) Die Stadt kann Kontrolleinrichtungen vorschreiben, mit denen die Wirkung der 
Abwasservorbehandlungsanlage und die Beschaffenheit und Menge des Abwassers 
festzustellen und dauerhaft zu überwachen sind. Hinter Abwasservorbehandlungsanlagen 
muss in der Ablaufleitung ein Probenentnahmeschacht oder eine 
Probenentnahmeeinrichtung vorhanden sein. Die Plombierung von Sicherheitseinrichtungen 
kann angeordnet werden. Die Stadt kann, insbesondere wenn der Verdacht besteht, dass 
unzulässige Einleitungen vorgenommen werden, selbstständige Messgeräte in den hierfür 
erforderlichen Kontrollschächten an der Verbindungsstelle zwischen öffentlichen 
Abwasseranlagen und Grundstücksentwässerungsanlage einbauen lassen. Die Kosten trägt 
der Grundstückseigentümer nach der Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben 
und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung, es sei denn, die Überwachungsmaßnahme bestätigt den 
Verdacht nicht. 
 
(22) Lässt sich eine erforderliche Vorbehandlung des Abwassers nicht oder nicht zu einem 
festgesetzten Zeitpunkt erreichen, so kann die Stadt die weitere Einleitung in die öffentlichen 
Abwasseranlagen untersagen. 
 
(23) Für die Überprüfung des Abwassers auf Einhaltung der Grenzwerte ist die qualifizierte 
Stichprobe anzuwenden. Sie umfasst mindestens fünf Stichproben, die, in einem Zeitraum 
von höchstens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten entnommen, 
gemischt werden. Bei den Parametern Temperatur und pH-Wert gilt abweichend hiervon die 
einfache Stichprobe. Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit 
des Abwassers notwendigen Untersuchungen sind nach den in der Anlage 1 zu § 4 der 
Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2004 (BGBl. I S. 
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1108, 2625), in der jeweils geltenden Fassung, genannten Analysen- und Messverfahren 
auszuführen. 
 

§ 9 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer i. S. d. § 5 Nr. 2 im Entsorgungsgebiet ist, vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung und anderweitiger Rechtsvorschriften, verpflichtet, 
sein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, sobald Abwasser auf 
dem Grundstück anfällt und wenn dieses durch eine Straße, einen Platz oder einen Weg 
erschlossen ist, in der ein betriebsfertiger Abwasserkanal mit Anschluss zu seinem 
Grundstück vorhanden ist, um eine Beeinträchtigung des Allgemeinwohls zu verhindern 
(Anschlusszwang). Dies gilt auch, wenn das Grundstück wegen der Höhenverhältnisse nur 
über eine private Hebeanlage/Pumpstation angeschlossen werden kann oder lediglich durch 
einen privaten oder öffentlichen Weg unmittelbar mit einer Straße, einem Platz oder einem 
Weg verbunden ist, in denen ein betriebsfertiger und aufnahmefähiger Abwasserkanal mit 
Grundstücksanschluss vorhanden ist.  
 
(2) Der Grundstückseigentümer gem. § 5 Nr. 5 ist vorbehaltlich der Einschränkungen in 
dieser Satzung und anderweitiger Rechtsvorschriften verpflichtet, das gesamte auf dem 
Grundstück anfallende Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen einzuleiten 
(Benutzungszwang). 
 
(3) Bei Neu- und Umbauten auf dem Grundstück muss der Anschluss vor der Benutzung der 
baulichen Anlagen hergestellt sein. Ein Anzeige-, Genehmigungs- und Abnahmeverfahren 
nach § 12 ist durchzuführen. Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 
Gebäudes hat der Grundstückseigentümer spätestens eine Woche vor der 
Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Diese verschließt den 
Grundstücksanschluss am Sammler oder an der Grundstücksgrenze auf Kosten des 
Grundstückseigentümers, wenn dies erforderlich ist, weil ist, weil der Grundstückseigentümer 
den Grundstücksanschluss im Beisein der Stadt nicht auf eigene Kosten verschließt. Die 
Kosten trägt der Grundstückseigentümer nach der Satzung der Stadt über die Erhebung von 
Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung. 
 
(4) Wird der öffentliche Abwasserkanal erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage 
hergestellt, so ist das Grundstück binnen zwei Monaten anzuschließen, nachdem durch 
öffentliche Bekanntmachung oder Mitteilung an den Grundstückseigentümer angezeigt ist, 
dass das Grundstück angeschlossen werden kann. Eine Abnahme nach § 12 Abs. 4 ist 
durchzuführen. 
 
(5) Ist bei schädlichen Abwässern eine Vorbehandlung vor der Einleitung in die öffentlichen 
Anlagen notwendig (§ 8 Abs. 11), sind diese Abwässer erst nach Vorbehandlung einzuleiten 
bzw. zu überlassen. 
 
(6) Sollte sich während des Betriebs der Abwasserentwässerung herausstellen, dass ein 
Fehlanschluss vorliegt, so ist dieser Fehlanschluss unverzüglich nach Feststellung zu 
beseitigen. In begründeten Fällen kann die Stadt die sofortige Außerbetriebnahme des 
Fehlanschlusses verlangen. Die Kosten der Beseitigung des Fehlanschlusses gehen 
zulasten des Anschlussberechtigten nach der Satzung der Stadt über die Erhebung von 
Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung. Bei Vorliegen eines Fehlanschlusses, bei dem Schmutzwasser 
dem Niederschlagswasserkanal zugeführt wird, ist unverzüglich die weitere Nutzung dieses 
Fehlanschlusses zur Ableitung von Schmutzwasser einzustellen. 
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(7) Ändert die Stadt ihr öffentliches Entwässerungssystem, so ist der Anschlussberechtigte 
auf eigene Kosten verpflichtet, diese Änderungen auch auf seinem Grundstück zuzulassen 
oder durch ein zertifiziertes Fachunternehmen selbst durchzuführen. 
 
(8) Soweit die Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 2 nicht vorliegen, hat der 
Grundstückseigentümer zur Schmutzwasserbeseitigung eine Kleinkläranlage oder eine 
abflusslose Sammelgrube herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben sowie sein 
Grundstück an die Einrichtung zum Abfahren des Schlamms oder des in abflusslosen 
Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers anzuschließen (Anschlusszwang). Er ist 
verpflichtet, das auf seinem Grundstück anfallende Schmutzwasser in die Kleinkläranlage 
oder die abflusslose Sammelgrube einzuleiten und den Schlamm oder das Schmutzwasser 
der Stadt bei Abholung zu überlassen (Benutzungszwang). Der Grundstückseigentümer hat 
der Stadt innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser Satzung, soweit die Stadt von der 
Kleinkläranlage oder der abflusslosen Sammelgrube noch keine Kenntnis hat oder vor 
Inbetriebnahme neuer Kleinkläranlagen oder abflussloser Sammelgruben die Anzahl, die Art 
und Größe dieser Anlagen auf dem Grundstück anzuzeigen; wasserrechtliche Verfahren sind 
davon unberührt. 
 
(9) Die Stadt kann auch den Anschluss an die bestehenden 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen von unbebauten/befestigten Grundstücken 
verlangen, wenn besondere Gründe (z. B. das Auftreten von Missständen) dies erfordern. 
 

§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die Stadt kann eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf Antrag 
gewähren, wenn der Anschluss des Grundstücks für den Grundstückseigentümer unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist und die Befreiung 
wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. Der zu begründende Antrag ist innerhalb eines Monats 
nach Vorliegen der Voraussetzungen für den Anschlusszwang oder nach Aufforderung zum 
Anschluss bei der Stadt zu stellen. Wird die Befreiung hinsichtlich der 
Schmutzwasserbeseitigung ausgesprochen, besteht für das Grundstück die Verpflichtung 
zum Anschluss und zur Benutzung einer Kleinkläranlage oder einer abflusslosen 
Sammelgrube im Sinne von § 9 Abs. 8. 
 
(2) Anschluss- und Benutzungszwang für das Niederschlagswasser besteht für alle 
Grundstücke nicht, deren Eigentümern die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 2 Abs. 4 
übertragen wurde. 
 
(3) Niederschlagswasser kann vom Grundstückseigentümer in einem Wasserspeicher 
gesammelt und von ihm auf dem eigenen Grundstück verbraucht oder verwertet werden, 
insbesondere für die Toilettenspülung oder zur Gartenbewässerung sowie bei 
Erwerbsgärtnereien für die Bewässerung. Ein eventuell entgegenstehender Anschluss- und 
Benutzungszwang bei der Wasserversorgung bleibt unberührt. Soweit der vorhandene 
Wasserspeicher für die im Entsorgungsgebiet üblichen Starkregenereignisse (Gewitterregen) 
anfallenden Wassermengen nicht ausreicht und ein Überlauf vorhanden ist, gilt insoweit § 9. 
Das für die Toilettenspülung oder andere häusliche Zwecke verwendete 
Niederschlagswasser ist als Schmutzwasser in die öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen einzuleiten. Diese Schmutzwassermenge ist durch eine 
geeignete Messeinrichtung (MID–Messstelle) zu ermitteln und der Einbau der 
Messeinrichtung ist von der Stadt zu genehmigen und abzunehmen. 
 
(4) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann befristet, unter Bedingungen 
und Auflagen ergehen und wird nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. 
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§ 11 

Unterlagen zum Anschluss an die Abwasseranlagen 
 

(1) Die zu unterschreibenden Unterlagen für den Anschluss an die öffentlichen 
Abwasseranlagen (Entwässerungsunterlagen) müssen auf einem besonderen Vordruck 
dreifach eingereicht werden, der bei der Stadt erhältlich ist. 
 
(2) Die Unterlagen müssen enthalten: 
 
a) eine Bauzeichnung und soweit erforderlich, eine Baubeschreibung des Gebäudes unter 
Angabe der Maße, 
b) Angaben über die Grundstücksnutzung mit Beschreibung des Betriebes, dessen 
Abwasser in die Abwasseranlagen eingeleitet werden soll, und Angaben über Art und Menge 
des voraussichtlich anfallenden Abwassers, soweit es sich nicht lediglich um 
Haushaltsabwasser handelt; 
c) Angaben über etwaige Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben; 
d) Angaben über Leitungen, Kabel und sonstige unterirdische Anlagen; 
e) die Zustimmung des Grundstückseigentümers, wenn der Antragsteller nicht gleichzeitig 
Grundstückseigentümer ist und 
f) gegebenenfalls eine genaue Beschreibung der Vorbehandlungsanlage. 
 
(3) Die Unterlagen müssen außerdem enthalten 
 
a) eine möglichst genaue Beschreibung der vorhandenen oder geplanten 
Grundstücksentwässerungsanlagen. Dabei ist, soweit vorhanden, vorzulegen: 
 
aa) ein örtlicher Lageplan mit Straßennamen und Hausnummer des anzuschließenden 
Grundstücks mit Höfen und Gärten und allen auf ihm stehenden Gebäuden und sonstigen 
Einrichtungen, bei denen Abwässer anfallen, im Maßstab 1:500 oder größer. Auf dem 
Lageplan müssen eindeutig die Eigentumsgrenzen ersichtlich sein und die überbaubaren 
Grundstücksflächen angegeben werden. Weiterhin müssen bestehende Baulasten und 
Dienstbarkeiten angegeben werden. Befinden sich auf dem Grundstück Abwasserleitungen, 
Drainageleitungen, Anlagen zur Wasserversorgung oder andere Vorrichtungen zur 
Beseitigung von Abwasser oder Grundwasserleitungen, sind sie ebenfalls einzutragen, 
ebenso etwa vorhandene abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen, 
Niederschlagswassernutzungsanlagen und Zisternen; 
ab) einen Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fallrohre des Gebäudes und durch das 
Grundstück in Richtung des Hausabflussrohres zum Grundstücksanschluss mit Angabe der 
Lage und der auf NN bezogenen Höhe des Straßenkanals, des Grundstücksanschlusses, 
der Kellersohle oder der Fundamentplatte und des Geländes sowie der Leitung für 
Entlüftung; 
ac) Grundrisse des Kellers sowie der übrigen Geschosse, soweit dieses zur Klarstellung der 
Abwasseranlagen erforderlich ist, im Maßstab 1:100. Die Grundrisse müssen die 
Verwendung der einzelnen Räume mit sämtlichen infrage kommenden Einläufen (Ausgüsse, 
Waschbecken, Spülaborte usw.) sowie die Ableitung unter Angabe ihrer lichten Weite und 
des Herstellungsmaterials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage 
etwaiger Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 
 
b) soweit möglich, die Angabe des Unternehmens, durch das die 
Grundstücksentwässerungsanlage innerhalb des Grundstücks ausgeführt werden soll; 
 
c) alle Angaben, die die Stadt und/oder die Wasserbehörde für eine ggf. erforderliche 
wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung oder zur Einleitung in ein Gewässer benötigt; 
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d) für belastetes Niederschlagswasser ist ein Nachweis nach DWA-Merkblatt 153 
vorzulegen; 
 
e) Vorbehandlungsanlagen sind nach den jeweiligen DIN-Vorschriften sowie DWA Arbeits- 
und -Merkblättern auszulegen. Ggf. ist ein Überflutungsnachweis nach DIN1986-100 
vorzulegen. 
 
Der rechnerische Nachweis ist mit den Unterlagen vorzulegen. 
 
(4) Die Stadt kann weitere Unterlagen fordern, wenn dies zur Erteilung der Genehmigung 
erforderlich ist (z. B. bei der Niederschlagsentwässerung die Einleitmenge in l/s 
(Spitzenabfluss) bezogen auf die Größe der versiegelten Fläche, dies gilt auch für 
Einfamilienhausgrundstücke; die befestigten, abflusswirksamen Flächen und die Art ihrer 
Nutzung: Dach, Lagerfläche, Zufahrt, Weg, Parkplätze u. Ä.; die Flächenneigung mit 
Neigungsrichtung und Neigung in % und Angaben zur Sickerfähigkeit der Böden auf dem 
Grundstück). Unvollständige Unterlagen sind nach Aufforderung zu ergänzen. 
 
(5) Die in den Absätzen 2 und 3 geforderten Angaben sind auch dann zu machen, wenn ein 
Antrag oder eine Anzeige nach Landesbauordnung und/oder LWG bzw. WHG als gestellt gilt 
oder gestellt wird. 
 

§ 12 
Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren 

 
(1) Die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung oder Änderung sowie der Um- 
und Ausbau von Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Sammelgruben sind der Stadt rechtzeitig vor dem Beginn der Arbeiten 
zumindest in Textform anzuzeigen. Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich 
Kleinkläranlagen und abflussloser Sammelgruben sind nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik herzustellen und zu betreiben. Die Herstellung, Erweiterung, 
Verbesserung, Erneuerung oder Änderung sowie der Um- und Ausbau von 
Grundstücksentwässerungsanlagen und Kleinkläranlagen sowie abflusslosen 
Sammelgruben bedürfen der Anschlussgenehmigung durch die Stadt. Die 
Entwässerungsunterlagen sind gem. § 11 beizubringen. Soll Abwasser nicht häuslicher Art, 
insbesondere von Gewerbe- oder Industriebetrieben oder ihnen hinsichtlich Menge oder 
Beschaffenheit des anfallenden Abwassers gleichzusetzenden Einrichtungen wie z. B. 
Krankenhäusern und Laboratorien, oder darf es auf dem Grundstück erst nach einer 
Vorbehandlung oder einer Rückhaltung dosiert eingeleitet werden, sind die Unterlagen auch 
vom künftigen Einleiter zu unterzeichnen, sofern dieser nicht mit dem 
Grundstückseigentümer identisch ist. 
 
(2) Die Anschlussgenehmigung wird ungeachtet der Rechte Dritter erteilt und lässt diese 
unberührt. Sie gilt auch für und gegen Rechtsnachfolger der Grundstückseigentümer. Sie 
ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die nach anderen Rechtsvorschriften 
erforderlich sind. Die Stadt kann die Genehmigung unter dem Vorbehalt des Widerrufs, mit 
zeitlicher Befristung und unter Bedingungen und Auflagen erteilen. Die Stadt kann 
Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der bestehenden oder 
geplanten Grundstücksentwässerungsanlage durch Sachverständige verlangen, sofern das 
zur Entscheidung über den Anschluss erforderlich erscheint. Die Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. 
 
(3) Die Anschlussgenehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Erteilung 
mit der Ausführung der Grundstücksentwässerungsanlage bzw. des 
Grundstücksanschlusses nicht begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre 
unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um jeweils höchstens zwei Jahre 
verlängert werden.  
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(4) Alle Anlagen und Einrichtungen, die der Genehmigung bedürfen, unterliegen der 
Abnahmepflicht durch die Stadt. Der Grundstückseigentümer und/oder die ausführende 
Firma haben die Abnahme bei der Stadt zu beantragen. Vor der Abnahme ist eine 
unabhängige Dichtheitsprüfung mittels Druckluft oder Wasserdruck nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik (DIN EN 1610, DWA-A 139) durchzuführen und spätestens 
bei der Abnahme ist ein Dichtheitsnachweis vorzulegen. Werden bei der Abnahme Mängel 
festgestellt, sind diese innerhalb einer von der Stadt zu stellenden Frist zu beseitigen. 
Danach erfolgt eine erneute Abnahme. Der Grundstückseigentümer hat der Stadt die Kosten 
einer zweiten und weiteren Abnahme nach der Satzung der Stadt über die Erhebung von 
Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung, zu erstatten. Die Prüfung und Abnahme durch die Stadt befreien 
den ausführenden Unternehmer bzw. den Grundstückseigentümer nicht von der 
zivilrechtlichen Haftung für eine fehlerfreie und vorschriftsmäßige Ausführung der 
übertragenen Aufgaben. Zum Zeitpunkt der Abnahme sind immer gültige Bestandspläne 
einschließlich Lagepläne der Grundstücksentwässerungsanlage sowie ein 
Dichtheitsnachweis der erdverlegten Abwasserleitungen nach DIN EN 1610 und DWA-A 139 
vorzulegen. Die Durchführung einer (auch nachträglichen) Kamerainspektion kann von der 
Stadt z. B. bei begründetem Verdacht eines Mangels an den 
Grundstücksentwässerungsanlagen o. Ä. gefordert werden. - Unternehmen, die mit der 
Zustandserfassung von Abwasserleitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe 
und während der Werkleistung die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit der Stadt auf deren Verlangen nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, 
wenn das Unternehmen die Anforderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung 
und Kennzeichnung e. V. (RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 
oder gleichwertige Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn das 
Unternehmen im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder 
die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn das 
Unternehmen die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Beachtung der 
Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist. 
 
(5) Sowohl der Herstellungsbeginn als auch der Fertigstellungszeitpunkt der 
Grundstücksentwässerungsanlage einschließlich Kleinkläranlage und abflussloser 
Sammelgruben bzw. des Grundstücksanschlusses sind der Stadt jeweils mindestens fünf 
Werktage vorher anzuzeigen. Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der 
Herstellung oder der Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage einschließlich 
Kleinkläranlage und abflussloser Sammelgrube nur begonnen werden, wenn und soweit die 
Stadt und/oder die Wasserbehörde ihr Einverständnis erteilt haben. 
 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist entsprechend der Genehmigung auszuführen. 
 
(7) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen darf erst erfolgen, nachdem die Stadt 
die Anschlussgenehmigung erteilt und die Grundstücksentwässerungsanlage einschließlich 
Kleinkläranlage und abflussloser Sammelgrube sowie der Übergabeschacht oder die 
Übergabeanlagen abgenommen und freigegeben haben. Bei der Abnahme, die bei 
Kleinkläranlagen zusätzlich auch durch die Wasserbehörde erfolgt, müssen die Anlagen 
sichtbar und gut zugänglich sein. Durch die Abnahme und Freigabe übernimmt die Stadt 
keine zivilrechtliche Haftung für die fehlerfreie und vorschriftsmäßige Ausführung der 
Anlagen. 
 
(8) Die Stadt kann dem Grundstückseigentümer die Eigenüberwachung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage und des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers 
einschließlich einer erneuten Dichtheitsprüfung sowie die Verpflichtung zur Vorlage der 
Untersuchungsergebnisse auch nach einer im öffentlichen Bereich erfolgten Sanierung der 
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Abwasseranlagen auferlegen. Die Stadt ist dabei immer berechtigt, Art und Umfang der 
Eigenüberwachung zu bestimmen. 
 
(9) Für die bauaufsichtlichen und wasserrechtlichen Verfahren gelten im Übrigen die 
entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen. 
 
 

III. Abschnitt: Grundstücksanschluss und Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

§ 13 
Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse (§ 5 Nr. 3) sowie deren Änderung 
bestimmt die Stadt, die auch Eigentümerin der Grundstücksanschlüsse ist. Sind mehrere 
Abwasserkanäle (Sammler) in der Straße, dem Weg oder Platz vorhanden oder wird das 
Grundstück von mehreren Straßen, Wegen oder Plätzen mit Abwasserkanälen erschlossen, 
so bestimmt die Stadt, an welchen Abwasserkanal das Grundstück angeschlossen wird. 
Soweit möglich berücksichtigt die Stadt begründete Wünsche des Grundstückseigentümers. 
 
(2) Jedes Grundstück soll einen eigenen und in der Regel unmittelbaren Anschluss an den 
Abwasserkanal (Sammler) in der Straße, dem Weg oder Platz haben. 
Grundstücksanschlüsse bis zur Grundstücksgrenze bzw. bis zu den Übergabepunkten 
werden ausschließlich durch die Stadt hergestellt sowie komplett oder teilweise erweitert, 
erneuert, verbessert, geändert, beseitigt, verschlossen, um- und/oder ausgebaut sowie 
unterhalten. Für den Fall, dass die Grundstücksanschlussleitung für das anzuschließende 
Grundstück über ein oder mehrere weitere Grundstücke geführt werden muss (z. B. bei 
Hinterliegergrundstücken), hat der Anschlussverpflichtete die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen auf eigene Kosten zu veranlassen (Herstellung der Leitung auf den weiteren 
Grundstücken einschließlich notwendiger Bestellung von beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeiten und Baulasten). 
 
(3) Jedes Grundstück soll in der Regel nur je einen Grundstücksanschluss, bei Trennsystem 
je einen für Schmutz- und Niederschlagswasser, haben. Auf Antrag kann ein Grundstück 
zwei oder mehrere Anschlüsse erhalten. Die Kosten dafür trägt der Grundstückseigentümer 
nach der Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 
Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung. Es soll 
möglichst nicht über ein anderes Grundstück angeschlossen werden. Mehrere Gebäude auf 
einem Grundstück können über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss angeschlossen 
werden. Statt einer direkten Verbindung der Einzelgebäude auf dem Grundstück mit dem 
Grundstücksanschluss kann auch zugelassen werden, dass das Abwasser nur zu 
Gemeinschaftsanlagen geführt und dort das Abwasser übernommen wird. Das gilt auch für 
Ferienhäuser, Wohnlauben und ähnliche nur in der Sommersaison benutzte Gebäude. 
 
(4) Die Stadt kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen 
gemeinsamen Grundstücksanschluss oder über eine Grundstücksentwässerungsanlage des 
Nachbargrundstücks zulassen. Die beteiligten Grundstückseigentümer sind 
Gesamtschuldner hinsichtlich der Funktionstüchtigkeit und Betriebssicherheit. Jedes 
gemeinsam mit oder über ein anderes Grundstück angeschlossene Grundstück gilt als an 
die öffentliche Abwassereinrichtung angeschlossen. Die beteiligten Grundstückseigentümer 
müssen den gemeinsamen Grundstücksanschluss oder die Verlegung, Unterhaltung und 
Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück 
grundbuchlich durch Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit und/oder 
öffentlich-rechtliche Baulast gesichert haben. Bei nach Inkrafttreten dieser Satzung 
ausgeführten Grundstücksanschlüssen oder gemeinsamer Nutzung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen ist in jedem Fall eine Sicherung durch beschränkt 
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persönliche Dienstbarkeit und Baulast erforderlich. Dies ist ausschließlich die Angelegenheit 
der beteiligten Grundstückseigentümer. 
 
(5) Die Lage und lichte Weite des Grundstücksanschlusses und die Anordnung des 
Übergabeschachtes (Einsteigschachtes) bestimmt die Stadt. In der Nähe der 
Grundstücksgrenze (max. Abstand zwei Meter) ist durch den Grundstückseigentümer bzw. 
den Hinterlieger auf dem Anliegergrundstück ein Übergabeschacht gemäß DIN 1986-100 in 
Verbindung mit DIN EN 752, DIN EN 476, DIN 1229, DIN EN 124, DIN EN 1917, DIN V 
4034-1 und DIN EN 1610 mit einem Innendurchmesser von 1 m und offenem Gerinne oder 
geschlossen mit Reinigungsöffnung zu errichten. Entsprechendes gilt für die 
Absperrvorrichtung bei der Druckentwässerung. Der Übergabeschacht ist entsprechend der 
Tiefe des Grundstücksanschlusses herzustellen. Er darf nicht überdeckt werden. Die Stadt 
kann eine Befreiung vom Bau eines Übergabeschachtes bzw. einer geringeren Schachttiefe 
auf Antrag gewähren, wenn der Bau eines Übergabeschachtes für den 
Grundstückseigentümer und/oder den Hinterlieger unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls unzumutbar ist und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 
Der zu begründende Antrag ist innerhalb eines Monats nach Vorliegen der Voraussetzungen 
für den Bau eines Übergabeschachtes bei der Stadt zu stellen. Über Befreiungen 
entscheidet die Stadt auf der Grundlage der DIN 1986-100. Die Befreiung von der Errichtung 
eines Übergabeschachtes kann befristet, unter Bedingungen und Auflagen ergehen und wird 
nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. Auf § 4 Abs. 5 und § 5 Nr. 3 und 
4 dieser Satzung wird ausdrücklich hingewiesen. Entsprechendes gilt für die 
Absperrvorrichtung bei der Druckentwässerung. 
Beim Fehlen eines Übergabeschachtes bzw. einer Absperrvorrichtung hat der jeweilige 
Grundstückseigentümer bzw. Hinterlieger der Stadt die Mehrkosten zu erstatten, die dadurch 
entstehen, dass kein Übergabeschacht/keine Absperrvorrichtung vorhanden ist (z. B. 
Vorflutsicherung bei Sanierungsarbeiten an den öffentlichen Abwasseranlagen). Dies gilt 
auch für den Fall, dass ein Übergabeschacht/eine Absperrvorrichtung nicht frei zugänglich 
ist. Auch in diesem Fall beginnt die Verantwortlichkeit des Grundstückseigentümers bzw. 
Hinterliegers an der Haltung bzw. am Haltungsschacht des Abwasserkanals (Sammlers). Für 
die Kostenerstattung ist die Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und 
Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS) in der 
jeweils geltenden Fassung maßgeblich. 
 
(6) Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare 
Schwierigkeiten, die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so 
hat der Grundstückseigentümer den dadurch für die Anpassung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage entsprechenden Aufwand zu tragen. Der 
Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwernisse 
und Aufwand, die durch solche Änderungen des Grundstücksanschlusses beim Bau und 
beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 
 
(7) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen in 
mehrere selbstständige Grundstücke geteilt, ist nach Aufforderung der Stadt jedes der neu 
entstehenden Grundstücke nach Maßgabe dieser Satzung auf Kosten des 
Grundstückseigentümers an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen. Für die 
Kostenerstattung ist die Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und 
Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung, maßgeblich. 
 

§ 14 
Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse 
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(1) Neben der Herstellung der Grundstücksanschlüsse obliegt der Stadt auch deren 
komplette oder teilweise Änderung, Erweiterung, Unterhaltung, Verbesserung, Erneuerung, 
Abtrennung, Beseitigung sowie der Um- und/oder Ausbau. Bei Vorhandensein erkennbarer 
Mängel an Grundstücken oder Gebäuden, die Einfluss auf diese Arbeiten haben können, 
besteht für die Stadt erst dann die Verpflichtung zum Anschluss an die öffentlichen 
Abwasseranlagen, wenn die festgestellten Mängel behoben sind. 
 
(2) Die Grundstücksanschlüsse sind vor Beschädigung zu schützen und müssen zugänglich 
sein. Der Grundstückseigentümer darf keinerlei Änderungen oder Einwirkungen auf die 
Grundstücksanschlüsse vornehmen oder vornehmen lassen, insbesondere dürfen sie nicht 
überbaut werden. Eine Überbauung mit einem Nebengebäude ist mit vorheriger Zustimmung 
(Einwilligung) der Stadt ausnahmsweise und auf ausschließliches Risiko des 
Grundstückseigentümers dann zulässig, wenn sonst die Ausnutzung des Grundstücks 
unangemessen behindert würde. Der Grundstückseigentümer hat der Stadt die Kosten für 
Schutzrohre oder sonstige Sicherheitsvorkehrungen nach der Satzung der Stadt über die 
Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und 
dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – 
BGS), in der jeweils geltenden Fassung, zu erstatten. 
 
(3) Soweit die Stadt die Herstellung der Grundstücksanschlüsse oder Veränderungen nicht 
selbst, sondern durch zertifizierte Nachunternehmer durchführen lässt, sind Wünsche des 
Grundstückseigentümers bei der Auswahl der zertifizierten Nachunternehmer nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. 
 
(4) Ändert die Stadt auf Veranlassung der Grundstückseigentümer oder aus zwingenden 
Gründen den Grundstücksanschluss, so hat der Grundstückseigentümer die 
Grundstücksentwässerungsanlage (§ 15) und/oder den von der Stadt genehmigten 
Anschluss für sonstiges Wasser (z. B. Drainagewasser) auf seine Kosten anzupassen. 
Zwingende Gründe sind z. B. auch ein fehlender, überbauter und/oder fehlerhaft gesetzter 
Übergabeschacht sowie eine überbaute Anschlussleitung. Ein zwingender Grund liegt 
insbesondere auch dann vor, wenn ein öffentlicher Sammler, der auf Privatgelände liegt, 
durch einen Sammler im öffentlichen Verkehrsraum ersetzt wird oder ein Sammler von der 
Stadt z. B. bei Überlastung der Anschlussleitung vergrößert und neu gebaut oder erneuert 
wird. 
 
(5) Jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden der 
Leitung, Verstopfung sowie sonstige Störungen sind der Stadt sofort mitzuteilen. 
 
(6) Die Stadt hat den Grundstücksanschluss zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. 
Der Grundstückseigentümer hat die Kosten für Unterhaltung und die Reinigung des 
Grundstücksanschlusses insbesondere dann zu erstatten, wenn diese erforderlich werden, 
weil von seinem Grundstück Stoffe in die Abwasseranlagen eingeleitet wurden, die nach den 
Bestimmungen dieser Satzung und sonstiger rechtlicher Vorschriften nicht eingeleitet werden 
dürfen. Mehrere Grundstückseigentümer eines gemeinsamen Anschlusses sind 
Gesamtschuldner. Für die Kostenerstattung ist die Satzung der Stadt über die Erhebung von 
Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung, maßgeblich. 
 

§ 15 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage besteht aus den Anlagen und Einrichtungen des 
Grundstückseigentümers, die der Ableitung des Abwassers dienen (§ 5 Nr. 4). 
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(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist von 
dem Grundstückseigentümer nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und nach 
den gesetzlichen Bestimmungen und den Bestimmungen dieser Satzung zu errichten und zu 
betreiben. Insbesondere sind die DIN 1986-100 „Entwässerungsanlagen für Gebäude und 
Grundstücke – Bestimmungen in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN 12056“ sowie die 
DIN 1986 Teil 30 „Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke – Instandhaltung“ 
zu beachten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist auf eigene Kosten herzustellen, zu 
erweitern, zu erneuern, zu ändern, um- und/oder auszubauen, zu verbessern, zu unterhalten 
und zu betreiben. Für den sicheren Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage ist der 
Grundstückseigentümer verantwortlich. Arbeiten dürfen nur durch fachlich geeignete 
Unternehmen ausgeführt werden. Der Sachkundenachweis gilt als erbracht, wenn das 
Unternehmen die Anforderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und 
Kennzeichnung e. V. (RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder 
gleichwertige Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn das Unternehmen 
im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die jeweilige 
Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn das Unternehmen die 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Beachtung der Anforderungen der 
Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist. Die Stadt ist berechtigt, die 
Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Hat der Grundstückseigentümer die Anlage oder 
Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben 
diesem verantwortlich. 
 
(3) Besteht zur öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage kein ausreichendes Gefälle, so 
kann die Stadt den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage/Pumpstation nach DIN 12056-4 zur 
Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung der Abwässer bei einer den anerkannten Regeln der Technik entsprechenden 
Planung und Ausführung der Abwasserbeseitigungsanlage nicht möglich ist. Die 
Hebeanlage/Pumpstation ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.  
 
(4) Ein erster Übergabeschacht (vgl. § 13 Abs. 5) ist an zugänglicher Stelle, möglichst nahe 
der Grundstücksgrenze (max. zwei Meter) zu der Straße, Weg oder Platz, in der der 
Abwasserkanal (Sammler) liegt, zu errichten. Übergabeschächte für Hinterliegergrundstücke 
sind sowohl auf dem Anliegergrundstück als auch auf dem Hinterliegergrundstück zu 
errichten. Die Schächte müssen jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Überbauungen 
und/oder Bepflanzungen der Schächte sind unzulässig.  
 
(5) Vorbehandlungsanlagen, zu denen auch die Abscheider gehören, sind gemäß den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik, ggf. nach den Vorgaben des Herstellers und 
nach der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik 
(DIBt), Berlin, in Abstimmung mit der Stadt zu errichten und so zu betreiben, dass das 
Abwasser in frischem Zustand in die Anlagen der Stadt eingeleitet wird. Abscheider müssen 
in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf geleert werden. Die ordnungsgemäße 
Eigenüberwachung, Wartung und Generalinspektion sowie die regelmäßige Entleerung und 
die Beseitigung des Abscheideguts sind der Stadt nachzuweisen.  
 
(6) Die Stadt ist nur dann verpflichtet, die Grundstücksentwässerungsanlagen an ihren 
Abwasseranlagen anschließen zu lassen, wenn diese ordnungsgemäß angezeigt, 
hergestellt, gemeldet und ohne Mängel sind (§ 12).  
 
(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und 
betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist so zu 
betreiben, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer oder störende Rückwirkungen 
auf Anlagen der Stadt oder Dritter ausgeschlossen sind. Werden Mängel festgestellt, so 
kann die Stadt fordern, dass die Grundstücksentwässerungsanlage unverzüglich auf Kosten 
des Grundstückseigentümers in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird. 
Grundstücksentwässerungsanlagen müssen wasserdicht sein. Dichtheitsprüfungen und -
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nachweise sowie entsprechende Wiederholungsüberprüfungen mit Dichtheitsnachweisen 
sind gemäß DIN 1986 Teil 30 gemäß Einführung (Bekanntmachung des Ministeriums für 
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 28. März 2024 - V 442 - 3433/2024 - 
Amtsbl. Schl.-H. 2024 Nr. 19, S. 738) der „Anwendung der DIN 1986 Teil 30 
„Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke - Instandhaltung“ als allgemein 
anerkannte Regel der Technik“, in der jeweils geltenden Fassung, von den 
Grundstückseigentümern durchzuführen und die Nachweise entsprechend vorzuhalten. 
Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmen mit entsprechendem 
Sachkundenachweis ausgeführt werden. Außerdem ist die Stadt  bei gegebener 
Veranlassung berechtigt, eine Dichtheitsprüfung bzw. Kamera-Inspektion einer 
Grundstücksentwässerungsanlage zu fordern, insbesondere wenn das Grundstück in einem 
Gebiet mit hohem Fremdwasseranteil liegt oder konkrete Erkenntnisse vorliegen, dass die 
Grundstücksentwässerungsanlage etwa durch Wurzeleinwuchs, wiederholte 
Abflussstörungen oder Fehlanschlüsse undicht ist. 
Jeder Grundstückseigentümer hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von 
seinem Grundstück kein Schlamm, Laub oder ähnliche Abfälle in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingebracht werden. 
 
(8) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den 
jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 2, so hat sie der 
Grundstückseigentümer auf Verlangen der Stadt auf eigene Kosten entsprechend 
anzupassen. Für die Anpassung ist dem Grundstückseigentümer eine angemessene Frist 
einzuräumen. Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, wenn 
Änderungen an den öffentlichen Abwasseranlagen dies erforderlich machen. Die 
Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Stadt. Die §§ 11 und 12 
gelten entsprechend. 
 
(9) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Abwasserbeseitigung 
ganz oder teilweise mittels Druckentwässerungsanlagen durch, hat der 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit 
einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe sowie die dazugehörige 
Druckleitung bis zur Absperrvorrichtung herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, instand 
zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, 
Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der 
dazugehörigen Druckleitung einschließlich Absperrvorrichtung trifft die Stadt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer einen 
Wartungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entsprechend den 
Angaben des Herstellers sicherstellt. Der Wartungsvertrag ist der Stadt bis zur Abnahme der 
Druckleitung einschließlich Absperrvorrichtung, des Pumpenschachtes und der Druckpumpe 
vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung vorzulegen. Die Stadt kann den Nachweis 
der durchgeführten Wartungsarbeiten verlangen. Der Pumpenschacht muss jederzeit frei 
zugänglich und zu öffnen sein. Überbauungen und/oder Bepflanzungen des 
Pumpenschachtes sind unzulässig. 
 
(10) Versickerungsanlagen und private Grundstücksentwässerungsanlagen auf 
Nachbargrundstücken sind durch beschränkt persönliche Dienstbarkeiten und/oder 
Baulasten zu sichern. Dies gilt auch dann, wenn in Ausnahmefällen (z. B. bei 
Kleinsiedlungsbauvorhaben oder Bauvorhaben in Zeilen- bzw. Reihenbauweise oder 
Garagenhöfen) auf Antrag durch die Stadt gestattet wird, dass mehrere Grundstücke durch 
eine gemeinsame, private Anschlussleitung entwässert werden, wenn und solange 
a) die Erhaltungs- und Benutzungsrechte und -pflichten für die gemeinsame 
Grundstücksentwässerungsanlage per Baulast/en und beschränkt persönlicher 
Dienstbarkeit/en gesichert sind und 
b) öffentlichen Belangen nicht entgegenstehen. 
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(11) Die zulässige Niederschlagswassermenge, die von einem Grundstück abgeleitet werden 
darf, ist durch den Regelquerschnitt des öffentlichen Anschlusskanals begrenzt. Davon 
abweichend kann die Stadt eine andere maximale Einleitmenge festsetzen. Auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlagswassermengen, die über die maximale festgesetzte 
Einleitmenge hinausgehen, müssen z. B. durch Verwallungen, Mulden oder andere 
geeignete Maßnahmen auf dem Grundstück zurückgehalten werden. Der anzusetzende 
Berechnungsregen ist der DIN 1986 Teil 100 zu entnehmen. 
 
(12) Bei Grundstücken mit mehr als 800 m² abflusswirksamer Fläche ist für 
Niederschlagswasser ein Überflutungsnachweis nach DIN 1986 Teil 100 erforderlich. 
 

§ 16 
Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage und Zutrittsrechte 

 
(1) Den mit einem Ausweis versehenen Bediensteten oder Beauftragten der Stadt ist 
 
a) zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage vor und nach ihrer Inbetriebnahme, 
b) zur Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieser Satzung über die Einleitung von 
Abwasser, insbesondere von § 8, 
c) zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, 
d) zum Ablesen von Wasser- oder Abwassermessanlagen und zur sonstigen Ermittlung von 
Bemessungsgrundlagen für die Erhebung von Abgaben und/oder die Geltendmachung von 
Kostenerstattungen und Entgelten oder 
e) zur Beseitigung von Störungen, 
 
unverzüglich und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den 
Abwasservorbehandlungsanlagen, zu den Abwasseranfallstellen und zu Grundstücken und 
Räumen zu gewähren. Sie sind berechtigt, notwendige Maßnahmen anzuordnen, 
insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Proben zu 
entnehmen. 
 
(2) Wenn es aus den in Absatz 1 genannten Gründen erforderlich ist, auch das Grundstück 
und die Räume eines Dritten zu betreten, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, der 
Stadt hierzu die Möglichkeiten zu verschaffen. 
 
(3) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen 
erwarten lassen, so ist die Stadt jederzeit berechtigt, den Anschluss oder die Übernahme 
des Abwassers zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 
 
(4) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, 
Abwasserhebeanlagen, Pumpstationen, Reinigungsschächte, Reinigungsöffnungen, 
Übergabeschächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen und Zähler, 
müssen jederzeit zugänglich sein. 
 
(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, unverzüglich alle zur Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage und die für die Berechnung von Abgaben-, Entgelt- und 
Erstattungsansprüchen erforderlichen Auskünfte (Bemessungsgrundlagen) vollständig und 
den Tatsachen entsprechend zu erteilen. Dazu gehören auch Flächendaten über den 
Versiegelungsgrad des Grundstückes. 
 
(6) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren 
Anschluss übernimmt die Stadt keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn die Stadt bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib 
oder Leben darstellen. 
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(7) Wohnungen dürfen nur mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume 
ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten werden, in denen sie normalerweise für die 
jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nutzung offenstehen. Dies gilt nicht bei Gefahr im 
Verzug. 
 

§ 17 
Sicherung gegen Rückstau 

 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, z. B. 
Abwassereinläufe, die tiefer als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der 
Grundstücksentwässerung (Rückstauebene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer 
auf seine Kosten gegen Rückstau von Abwasser aus der öffentlichen Abwasseranlage 
gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer für den rückstaufreien Abfluss 
des Abwassers auf seinem Grundstück zu sorgen. Rückstauebene ist grundsätzlich die 
Höhe der Straßen-, Wege- oder Platzoberfläche vor dem anzuschließenden oder 
angeschlossenen Grundstück bzw. die Geländehöhe über der Anschlussstelle der 
Grundstücksanschlussleitung an die öffentlichen Abwasseranlagen, soweit die Stadt nicht für 
einzelne Entwässerungsabschnitte andere Werte öffentlich oder durch Einzelmitteilung an 
die betroffenen Grundstückseigentümer bekannt gibt. Soweit erforderlich, sind das Abwasser 
und/oder sonstige Wasser mit einer automatisch arbeitenden Hebeanlage in die öffentliche 
Abwasseranlage zu heben. Unter der Rückstauebene liegende Räume, Schächte, Abläufe 
usw. müssen nach den technischen Bestimmungen der DIN EN 12056-4 gegen Rückstau 
gesichert sein. Einzelne, selten benutzte Entwässerungsanlagen in tief liegenden Räumen 
sind durch Absperrvorrichtungen zu sichern, die nur bei Bedarf geöffnet werden und sonst 
dauernd geschlossen sind. In Schächten, deren Deckel unter der Rückstauebene liegen, 
sind die Deckel gegen Abwasseraustritt zu dichten und gegen Abheben zu sichern. 
Jeder Anschlussberechtigte ist für den Einbau, die Unterhaltung und die Wartung 
entsprechender Anlagen zur Sicherung gegen Rückstau selbst verantwortlich. 
 
 

IV. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für die dezentrale 
Schmutzwasserbeseitigung 

 
§ 18 

Bau, Betrieb und Überwachung 
 

(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben (private Abwasseranlagen) sind von 
dem Grundstückseigentümer gem. § 60 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in der jeweils geltenden 
Fassung, i. V. m. § 51 LWG, in der jeweils geltenden Fassung, nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik, insbesondere DIN 1986 und DIN 4261 sowie DIN EN 
12566, zu errichten, zu warten und zu betreiben (vgl. insoweit auch § 44 Landesbauordnung 
für das Land Schleswig-Holstein (Landesbauordnung – LBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 05.07.2024 (GVOBl. 2024, Schl.-H. S. 504), in der jeweils geltenden 
Fassung). Auch die Herstellerangaben zur Wartung sind zu beachten. Gem. § 2 Abs. 1 
dieser Satzung hat grundsätzlich der Grundstückseigentümer die notwendige Erlaubnis nach 
§ 8 WHG für die Einleitung von geklärtem Schmutzwasser aus einer Kleinkläranlage in ein 
Gewässer bei der Wasserbehörde einzuholen (vgl. insoweit auch § 105 LWG). Wird oder 
wurde der Stadt und nicht dem Grundstückseigentümer die Erlaubnis gem. § 8 WHG zur 
Einleitung von gereinigtem Schmutzwasser aus Kleinkläranlagen in Gewässer von der 
Wasserbehörde erteilt, so sind sämtliche Auflagen, welche sich aus dieser Genehmigung 
ergeben, von dem entsprechenden Grundstückseigentümer zu übernehmen. Die Stadt 
und/oder die Wasserbehörde sind berechtigt, jederzeit die Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Sammelgruben, die mit Füllstandsanzeigen zu versehen sind, auf eine ordnungsgemäße 
Funktion zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Sie können zu diesem Zweck auch 
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jederzeit Proben des Schlamms und/oder des Schmutzwassers entnehmen oder entnehmen 
lassen. 
 
(2) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sowie deren Zuwegungen sind so 
anzulegen und zu bauen, dass ein Entsorgungsfahrzeug sie ungehindert anfahren und die 
Kleinkläranlage oder abflusslose Sammelgrube gefahrlos entleert werden kann. Die Anlagen 
müssen frei zugänglich sein. Alle Deckel müssen durch eine Person gefahrlos zu öffnen 
sein. 
 
(3) Die regelmäßige Kontrolle und Wartung (auch nach den Herstellerangaben) der 
Kleinkläranlagen hat nach DIN 4261, Teil 3 (Anlagen ohne Abwasserbelüftung), bzw. nach 
DIN 4261, Teil 4 (Anlagen mit Abwasserbelüftung) zu erfolgen. Zur Durchführung der 
Wartungsarbeiten ist der Abschluss eines Wartungsvertrages mit einer Fachfirma der Stadt 
und der Wasserbehörde nachzuweisen. 
 
(4) Für jede Kleinkläranlage gemäß DIN 4261, Teil 2 ist ein Betriebstagebuch zu führen, in 
das die Ergebnisse der Eigenkontrollen eingetragen und die Wartungsberichte eingefügt 
werden müssen. Im Betriebstagebuch sind außerdem der Zeitpunkt der Schlammabfuhr und 
besondere Vorkommnisse zu vermerken. Das Betriebstagebuch ist mindestens zehn Jahre 
aufzubewahren und der Stadt sowie der Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen. Die 
Wartungsberichte sind der Stadt und der Wasserbehörde innerhalb eines Monats nach der 
Wartung unaufgefordert vorzulegen. 
 
(5) Der Grundstückseigentümer hat Mängel an den Kleinkläranlagen und an den 
abflusslosen Sammelgruben nach eigener Feststellung bzw. nach Aufforderung durch die 
Stadt oder die Wasserbehörde zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlagen in 
einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. Hierüber hat er die Stadt und die 
Wasserbehörde zu informieren. 
 
(6) Für die Überwachung gilt § 16 entsprechend. 
 
(7) Auf Grundstücken, die an öffentlichen zentralen Abwasseranlagen angeschlossen 
werden können, dürfen keine Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben mehr 
betrieben werden. Der Anschlussnehmer hat auf seine Kosten binnen zwei Monaten nach 
dem Anschluss an die öffentlichen zentralen Abwasseranlagen alle bestehenden 
oberirdischen und unterirdischen privaten Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere 
Sammelgruben, Schlammfänge, Sickeranlagen, alte Kanäle oder Leitungen, soweit sie nicht 
dem Anschluss an die öffentlichen zentralen Abwasseranlagen oder einem anderen 
ordnungsgemäßen Zweck (Niederschlagswassersammlung) dienen, zu entleeren und zu 
beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen. 
 

§ 19 
Einbringungsverbote 

 
In Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgruben dürfen die in § 8 aufgeführten Stoffe 
nur eingeleitet werden, wenn deren Konzentration mit häuslichem Abwasser vergleichbar ist. 
 

§ 20 
Entleerung 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben werden von der Stadt und ihren 
Bediensteten oder Beauftragten regelmäßig auf Kosten der Grundstückseigentümer entleert 
oder entschlammt. Zu diesem Zweck ist den Bediensteten der Stadt oder ihren Beauftragten 
ungehindert Zutritt und Zufahrt zu gewähren. Die tatsächlich abgefahrene Menge ist durch 
Unterschrift auf dem Abfuhrbegleitzettel zu bestätigen. Zur Entsorgung gehört auch das für 
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das Absaugen erforderliche Spülwasser. Verweigert der Grundstückseigentümer die 
Regelabfuhr, so findet § 31 Anwendung. 
 
(2) Im Einzelnen gilt für die Entleerungs- bzw. Entschlammungshäufigkeit: 
 
1. Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. 
2. Nicht nachgerüstete Altanlagen (ohne Nachreinigungssystem) sind nach Bedarf, 
mindestens jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen. 
3. Technisch belüftete Nachbehandlungsverfahren (bauartzugelassene Anlagen) werden bei 
Bedarf entleert. 
4. Nachgerüstete Kleinkläranlagen nach DIN 4261 werden regelmäßig in einem zweijährigen 
Rhythmus entleert bzw. entschlammt. 
5. Nachgerüstete Kleinkläranlagen nach DIN 4261 mit einem Wartungsvertrag können auf 
Antrag auf eine Bedarfsentleerung umgestellt werden. Hierfür hat ein zugelassenes 
Wartungsunternehmen eine jährliche Schlammspiegelmessung durchzuführen. Das 
Ergebnis ist der Stadt unaufgefordert und unverzüglich (innerhalb von 14 Tagen) vorzulegen. 
Eine Entleerung bzw. Entschlammung erfolgt, sofern der Bedarf nach den anerkannten 
Regeln der Technik durch das Wartungsunternehmen festgestellt wurde. Werden die 
Ergebnisse der regelmäßigen Messungen nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt, erfolgt eine 
regelmäßige Entleerung bzw. Entschlammung in einem zweijährigen Rhythmus. 
 
(3) Die Stadt gibt öffentlich oder durch Einzelmitteilung bekannt, wenn anstelle der Stadt ein 
Beauftragter im Entsorgungsgebiet den Fäkalschlamm und das Schmutzwasser abfährt. 
 
(4) Soweit private Unternehmen als Beauftragte die Abfuhr durchführen, sind sie Dritte im 
Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 2 LWG. Sie handeln im Auftrag der Stadt. 
 
(5) Die Stadt oder ihre Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die 
Bekanntgabe kann öffentlich oder durch Einzelmitteilung geschehen. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung 
zum festgelegten Zeitpunkt erfolgen kann. Hierzu gehören auch eine ausreichende 
Beleuchtung von Standplatz und Transportweg sowie bei Schneefall die Schneeräumung 
und bei Glätte das Abstreuen ab 06:00 Uhr. 
 
(6) Die Stadt kann im Notfall bei einem Überlauf der Grundstücksentwässerungsanlagen und 
auf Antrag des Grundstückseigentümers im Bedarfsfall auch zusätzliche gebührenpflichtige 

Abfuhren vornehmen lassen. 

(7) Die Kosten für eine abschließende Reinigung nach Außerbetriebnahme von 
Grundstücksentwässerungsanlagen trägt der Grundstückseigentümer. Sollte diese 
Maßnahme durch die Stadt durchgeführt werden, so hat der Grundstückseigentümer den 
Aufwand und die Kosten in der tatsächlich geleisteten Höhe zu erstatten. Der 
Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme nach der Satzung der 
Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die 
zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung 
Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(8) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren 
des Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Schmutzwassers aus abflusslosen 
Sammelgruben infolge von Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten 
sowie in Fällen höherer Gewalt besteht kein Anspruch auf Schadenersatz. Ist die 
Abwasserbeseitigung aus einem der vorgenannten Gründe unterblieben, so wird sie 
unverzüglich nachgeholt. 
 
 

V. Abschnitt: Grundstücksbenutzung 
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§ 21 

Grundstücksbenutzung 
 

(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der öffentlichen und der örtlichen 
Abwasserbeseitigung das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Abwasserbeseitigung über ihre und im gleichen Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücke 
sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich zu dulden und zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke, die an die Abwasserbeseitigung angeschlossen sind, die in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit angeschlossenen oder anschließbaren Grundstücken 
des gleichen Grundstückseigentümers genutzt werden oder für die die Möglichkeit der 
Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die 
Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in 
unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) Die Grundstückseigentümer haben die Teile der öffentlichen Abwasseranlagen, die auf 
ihrem Grundstück verlegt sind, unentgeltlich zu dulden sowie das Anbringen und Verlegen 
zuzulassen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer wird rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme seines Grundstücks benachrichtigt. 
 
(4) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der öffentlichen Anlagen verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung trägt die Stadt; dies gilt nicht, soweit die Anlagen ausschließlich der 
Abwasserbeseitigung des Grundstücks dienen oder Entschädigungen gezahlt wurden und 
die Benutzungsrechte im Grundbuch und im Baulastenverzeichnis eingetragen sind. In 
diesen Fällen hat der Grundstückseigentümer die Kosten zu zahlen. 
 
(5) Wird die Abwasserbeseitigung eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die 
Entfernung der öffentlichen Anlagen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Stadt noch fünf 
Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(6) Führt die Stadt aus technischen und/oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung 
mittels Druckentwässerungsanlagen ganz oder teilweise durch, so kann sie bestimmen, dass 
Teile der Druckentwässerungsanlagen auf dem anzuschließenden Grundstück liegen 
müssen. In diesen Fällen ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, entschädigungsfrei zu 
dulden, dass die Stadt auf seinem Grundstück eine für die öffentliche Entwässerung 
ausreichend bemessene Druckpumpe (einschließlich Schachtbauwerk und 
Steuerungskasten) sowie die dazugehörige Druckleitung installiert, betreibt, unterhält und 
ggf. erneuert. 
 
(7) Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage der 
Druckentwässerungsanlagen trifft die Stadt. Die Druckpumpe und die Druckleitung dürfen 
nicht überbaut werden. Die Stadt ist berechtigt, wenn nicht anders möglich, die Druckpumpe 
samt Steuerung auf ihre Kosten an das häusliche Elektrizitätsnetz auf dem angeschlossenen 
Grundstück anzuschließen. Die Stromkosten für den Betrieb der Anlage werden vom 
Grundstückseigentümer getragen. 
 
(8) Die Druckpumpe, die dazugehörigen Anlagenteile sowie die Druckleitungen werden nach 
ihrer Fertigstellung ohne besonderen Widmungsakt Bestandteil der öffentlichen 
Abwasseranlagen. 
 
(9) Die Absätze 6 bis 8 gelten nicht für private Druckleitungen außerhalb von 
Druckentwässerungsnetzen oder private Hebeanlagen mit Anschluss an die öffentlichen 
Abwasseranlagen. 
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VI. Abschnitt: Abgaben und Kostenerstattungen 
 

§ 22 
Abgaben und Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung 

 
(1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung bzw. der räumlichen Erweiterung und 
die Anschaffung der Abwasserbeseitigungsanlagen erhebt die Stadt einmalige 
Anschlussbeiträge aufgrund der Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und 
Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 
Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der 
jeweils geltenden Fassung. Zur Deckung des Aufwands für den Ausbau und die Erneuerung 
von Abwasserbeseitigungsanlagen können Beiträge über gesonderte Satzungen erhoben 
werden.  
 
(2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Abwasserbeseitigungsanlagen erhebt die 
Stadt zur Deckung der erforderlichen Kosten laufende Benutzungsgebühren aufgrund der 
Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 
Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung. Dies gilt 
auch für die Abwasserbeseitigung aus Fehlanschlüssen und die Fremdwasserbeseitigung. 
 
(3) Für die komplette oder teilweise Änderung, Erweiterung, Verbesserung, Abtrennung, 
Unterhaltung, Beseitigung von Grundstücksanschlüssen, dem Um- und/oder Ausbau von 
Grundstücksanschlüssen, auch die Herstellung bzw. Erneuerung von zusätzlichen 
Grundstücksanschlüssen, die u. a. durch eine Teilung von Grundstücken erforderlich 
wurden, und Ansprüchen nach § 14 Abs. 2 und 6 dieser Satzung sowie der Beseitigung von 
Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten Grundstücksentwässerungsanlagen 
und/oder Schadstoffuntersuchungen sowie sonstigen in dieser Satzung aufgeführten 
Maßnahmen, fordert die Stadt die Erstattung der Kosten bzw. Ersatz der Aufwendungen auf 
der Grundlage der Satzung der Stadt über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung 
von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 
Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung.  
 
 

VII. Abschnitt: Schlussvorschriften 
 

§ 23 
Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

 
Mit Ausnahme der im öffentlichen Verkehrsraum und auf Privatgrundstücken vorhandenen 
Schachtabdeckungen dürfen öffentliche Abwasseranlagen nur von Bediensteten und 
Beauftragten der Stadt oder mit ihrer Zustimmung (Einwilligung) betreten werden. Eingriffe 
an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig. 
 

§ 24 
Anzeigepflichten 

 
(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§ 9 Abs. 1), 
so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Stadt mitzuteilen. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer hat beabsichtigte Änderungen an den 
Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Betriebsstörungen oder Mängel am 
Grundstücksanschluss unverzüglich der Stadt mitzuteilen. 
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(3) Der Grundstückseigentümer hat beabsichtigte Erweiterungen oder Vergrößerungen der 
befestigten und/oder versiegelten Fläche auf seinem Grundstück unverzüglich der Stadt 
mitzuteilen, damit das nach § 12 dieser Satzung notwendige Verfahren durchgeführt werden 
kann (vgl. insoweit auch § 11 Abs. 4 dieser Satzung). 
 
(4) Wechselt das Eigentum, das Erbbaurecht oder ein sonstiges dingliches Recht an einem 
Grundstück, so hat der bisherige Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der 
dinglich Berechtigte die Rechtsänderung unverzüglich der Stadt mitzuteilen. Zu dieser 
Mitteilung ist auch der neue Grundstückseigentümer oder dinglich Berechtigte verpflichtet. 
Das Gleiche gilt für den Fall des Wechsels eines Einleiters im Sinne von § 12 Abs. 1 S. 5. 
 

§ 25 
Altanlagen 

 
(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen der Beseitigung 
des auf dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten und die nicht Bestandteil einer von 
der Stadt genehmigten und trotzdem angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage 
sind, insbesondere frühere Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben, hat der 
Grundstückseigentümer innerhalb von drei Monaten nach dem Anschluss auf seine Kosten 
so herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr genutzt 
werden können, oder der Grundstückseigentümer hat die Altanlagen auf seine Kosten zu 
beseitigen. 
 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, verschließt die Stadt den 
Grundstücksanschluss am Sammler oder an der Grundstücksgrenze oder am privaten 
Übergabeschacht auf Kosten des Grundstückseigentümers, wenn dies erforderlich ist, weil 
der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss im Beisein der Stadt nicht auf eigene 
Kosten verschließt. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer nach der Satzung der … 
über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die 
zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung 
Abwasserbeseitigung – BGS), in der jeweils geltenden Fassung. Ein Verschluss der 
Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem Grundstück durch den Grundstückseigentümer 
erfolgt immer auf eigene Kosten. 
 
(3) Soweit Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung auf dem Grundstück im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Satzung vorhanden sind, die nicht in der Bau- und 
Unterhaltungslast oder im Eigentum der Stadt stehen, gelten sie als Teile eines 
Grundstücksanschlusses, der nicht Bestandteil der öffentlichen Anlagen zur 
Niederschlagswasserbeseitigung ist; die insoweit geltenden satzungsrechtlichen Vorschriften 
finden Anwendung. Soweit die Stadt und der Grundstückseigentümer vereinbaren, dass die 
Bau- und Unterhaltungslast auf die Stadt übergeht, sind die entsprechenden Anlagen ab 
diesem Zeitpunkt Bestandteil der öffentlichen zentralen Anlagen zur 
Niederschlagswasserbeseitigung. 
 

§ 26 
Abscheideanlagen 

 
(1) Auf Grundstücken und ortsfesten Einrichtungen, deren Abwässer nach dieser Satzung 
unzulässige Bestandteile wie Benzin, Öle, Fette, Stärke usw. enthalten, sind vor dem 
Einleiten des Abwassers in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen von den 
Grundstückseigentümern und/oder den Einleitenden Vorrichtungen zur Abscheidung dieser 
Stoffe (Abscheider- und/oder Spaltanlagen) einzubauen, unter Einhaltung der für die 
jeweiligen Abscheideanlagen gültigen technischen Vorschriften zu betreiben, zu kontrollieren 
und im Bedarfsfalle zu erneuern. Art und Einbau der Vorrichtungen kann die Stadt 
bestimmen. 
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(2) Die Entleerung und Reinigung der Abscheideranlagen obliegen den Anschluss- und 
Benutzungspflichtigen und/oder den Abwassereinleitenden. Das Abscheidegut ist nach 
Abfallrecht zu beseitigen und darf an keiner anderen Stelle den öffentlichen 
Abwasseranlagen wieder zugeführt werden. 
 
(3) Anschluss- und Benutzungspflichtige und/oder Abwassereinleitende haben der Stadt 
unverzüglich mitzuteilen, wenn Abscheideanlagen nicht mehr benötigt oder zum Zweck der 
Erneuerung oder Unterhaltung vorübergehend außer Betrieb genommen werden sollen. 
 

§ 27 
Haftung 

 
(1) Für Mängel oder Schäden sowie für deren Feststellung und Beseitigung, die durch 
satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der 
Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer 
oder sonstige Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der 
Verursacher die Stadt von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte deswegen bei ihr 
geltend machen. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der 
Stadt durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr 
vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. Er haftet auch 
für Kosten, die aufgrund von nach § 16 angeordneten Maßnahmen entstehen. 
 
(3) Wer durch Nichtbeachtung der Vorschriften dieser Satzung, die Erhöhung der 
Abwasserabgabe nach dem Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG), in der jeweils geltenden Fassung, 
verursacht, hat der Stadt den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 
 
(4) Mehrere Verursacher sind Gesamtschuldner. 
 
(5) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 
 
a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z. B. durch Hochwasser, Wolkenbrüche, 
Frostschäden oder Schneeschmelze; 
b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes; 
c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung; 
d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlagen, z. B. bei Reinigungsarbeiten im 
Straßenkanal (Sammler) oder Ausführung von Anschlussarbeiten; 
 
hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadenersatz nur, soweit die 
eingetretenen Schäden von der Stadt vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden 
sind. Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 35,00 €. Ersatzansprüche sind innerhalb 
einer Ausschlussfrist von drei Monaten seit Kenntnis des Schadens bei der Stadt geltend zu 
machen und, falls diese ablehnt, innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Monaten 
gerichtlich weiter zu verfolgen. Außerdem hat der Grundstückseigentümer die Stadt von allen 
Ersatzansprüchen freizustellen, die andere deswegen bei ihr geltend machen.  
 
(6) Wenn abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen trotz erfolgter Anmeldung zur 
Entleerung oder Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder 
betriebsnotwendiger anderer Arbeiten erst verspätet entleert oder entschlammt werden oder 
die Abfuhr eingeschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer 
keinen Anspruch auf Schadensersatz. 
 
(7) Das Abwasser geht mit der Einleitung in die öffentlichen Anlagen bzw. Überleitung in die 
Entsorgungsfahrzeuge in das Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht verpflichtet, das 
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Abwasser nach verloren gegangenen Sachen oder Wertgegenständen zu durchsuchen. Im 
Abwasser vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen nach § 978 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) behandelt. 

 
§ 28 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig nach § 111 Abs. 2 Nr. 4 LWG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen 
 
1. § 8 Abs. 1 dieser Satzung Abwasser oder sonstiges Wasser den öffentlichen 
Abwasseranlagen zuleitet; 
2. § 8 Abs. 2 dieser Satzung anderes als Abwasser, nicht alles Abwasser oder nicht das 
gesamte Abwasser über die Grundstücksentwässerungsanlage sammelt oder einleitet; 
3. § 8 Abs. 9 Kraftfahrzeuge oder Fahrzeugteile wäscht; 
4. § 8 Abs. 12 dieser Satzung Abwasser verdünnt, um Einleitungsverbote zu umgehen oder 
Einleitungswerte zu erreichen; 
5. § 9 Abs. 1 dieser Satzung sein Grundstück nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen 
anschließt; 
6. § 9 Abs. 2 dieser Satzung sein Abwasser nicht oder nicht vollständig den öffentlichen 
Abwasseranlagen zuführt bzw. sein Abwasser bzw. den Schlamm aus 
Grundstücksabwasseranlagen entgegen § 9 Abs. 8 nicht oder nicht vollständig der Stadt zur 
Abholung überlässt; 
7. § 12 Abs. 5 dieser Satzung, ohne Einwilligung der Stadt vor Erteilung einer Genehmigung 
mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt; 
8. § 12 Abs. 6 dieser Satzung die Entwässerungsanlage nicht entsprechend der 
Genehmigung ausführt; 
9. § 12 Abs. 7 dieser Satzung die Grundstücksentwässerungsanlage oder Teile hiervon vor 
der Abnahme in Betrieb nimmt; 
10. § 14 Abs. 2 dieser Satzung den Grundstücksanschluss verändert und/oder überbaut oder 
verändern und/oder überbauen lässt; 
11. § 15 Abs. 7 dieser Satzung die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht 
ordnungsgemäß betreibt; 
12. § 16 dieser Satzung, Bediensteten und Beauftragten der Stadt nicht ungehindert Zutritt 
zu allen Teilen der Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück gewährt; 
13. § 16 dieser Satzung nicht die Zugänglichkeit zu allen Teilen der Entwässerungsanlagen 
auf dem Grundstück sicherstellt; 
14. § 16 dieser Satzung nicht die zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
erforderlichen Auskünfte erteilt oder diese Auskünfte nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt; 
15. § 20 dieser Satzung die erforderliche Entleerung bzw. Entschlammung der 
Grundstücksabwasseranlage verweigert; 
16. § 23 dieser Satzung die öffentlichen Abwasseranlagen betritt oder sonstige Maßnahmen 
an ihr vornimmt; 
17. § 24 dieser Satzung seinen Anzeigepflichten nicht unverzüglich nachkommt; 
18. § 25 dieser Satzung die Herrichtung oder Beseitigung von Altanlagen unterlässt; 
19. § 26 dieser Satzung die Abscheideanlagen nicht ordnungsgemäß betreibt und/oder das 
Abscheidegut ordnungsgemäß entsorgt. 
 
(2) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 GO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dem 
Anschluss- und Benutzungszwang nach § 9 zuwiderhandelt. 
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € und 
Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 2 können gem. § 17 Ordnungswidrigkeitengesetz ( 
OWiG) mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 € geahndet werden. Diese soll den 
wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit hat, deutlich 
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überschreiten. Eine zusätzliche und darüberhinausgehende Abschöpfung des geldwerten 
Vorteils des Verwaltungsunrechts bleibt davon ebenso unberührt wie die Möglichkeit der 
Stadt, Schadensersatzansprüche geltend zu machen oder ggf. die Einleitung eines 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens zu beantragen. 
 
(4) Für das Ordnungswidrigkeitsverfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG), in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 29 
Datenschutz und Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Verpflichteten und Berechtigten nach dieser Satzung ist die Erhebung 
folgender Daten durch die Stadt nach dem Schleswig-Holsteinischen Gesetz zum Schutz 
personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz – LDSG) vom 02.05.2018 (GVOBl. S. 
162) und der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung Nr. 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und Rates vom 27.4.2016: Amtsblatt L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. Amtsblatt L 
314 vom 22.11.2016, S. 72, Amtsblatt L 127 vom 23.5.2018, S. 2), in der jeweils geltenden 
Fassung, zulässig. 
 
Daten werden erhoben über  
 
a) Name, Vorname(n), Anschrift des/der Berechtigten oder Verpflichteten,  
b) Name und Anschrift eines evtl. Handlungs- oder Zustellbevollmächtigten, 
c) Name und Anschrift des/der dinglich Berechtigten einschließlich Erbbauberechtigten, 
d) für mögliche Erstattungen die Bankverbindung von a) bis c), 
e) Grundstücksgröße, 
f) Bezeichnung im Grundbuch (Flurstücknummer/n, Flur, Gemarkung, 
Bestandsblattnummer), 
g) Wohnungs- und Teileigentumsanteil, 
h) Lage des Grundstücks nach straßenmäßiger Zuordnung, 
i) die überbaute und befestigte Grundstücksfläche, 
j) die Lage der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere der Übergabeschächte,  
 
durch Mitteilung oder Übermittlung auch weiterer vorhandener personenbezogener Daten, 
soweit sie nach dieser Satzung erforderlich sind, von  
 
1. Meldedateien der zuständigen Meldebehörden,  
2. Grundsteuerdatei der zuständigen Steuerabteilung,  
3. Grundbuch des zuständigen Amtsgerichts,  
4. Unterlagen aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts, 
5. Unterlagen der zuständigen Bauaufsichtsbehörde, 
6. Gewerberegisterdateien, 
7. Kanalkataster, 
8. Daten der Katasterämter und 
9. Grundstücksverträgen. 
 
(2) Die Stadt ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Verpflichteten und Berechtigten 
und von Daten, die nach Absatz 1 anfallen, ein Verzeichnis der Verpflichteten und 
Berechtigten mit den nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen. Diese Daten 
dürfen nur zum Zwecke dieser Satzung verwendet und weiterverarbeitet werden. Bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an 
Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle bleibt 
verantwortlich. Die Stadt führt zur Überwachung der Indirekteinleiter ein 
Indirekteinleiterkataster. 
 
(3) Der Einsatz technikunterstützter Informationsverarbeitung ist zulässig. 
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(4) Die Aufbewahrungsfrist der erhobenen Daten beträgt gem. § 147 Absatz 3 Satz 1 
Teilsatz 1 Abgabenordnung (AO) zehn Jahre. Danach werden die Daten fachgerecht 
vernichtet. Bezüglich der Löschung der personenbezogenen Daten finden Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe c) und Buchstabe e) EU-DSGVO, in der jeweils geltenden Fassung, Anwendung. 
 

§ 30 
Vorhaben des Bundes, des Landes und des Kreises 

 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Grundstücke, Straßenflurstücke und 
Vorhaben des Bundes, des Landes und des Kreises, soweit gesetzliche oder rechtliche 
Regelungen nicht entgegenstehen.  
 

§ 31 
Befreiungen 

 
(1) Die Stadt kann von den Bestimmungen dieser Satzung, soweit keine satzungsmäßigen 
Ausnahmen oder Befreiungen vorgesehen sind, Befreiungen erteilen, wenn die 
Durchführung der Satzungsbestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist.  
 
(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie 
steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 
 

§ 32 
Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel, Einstellung der Entsorgung 

 
(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen auch 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen 
oder Unterlassungen gelten die Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das 
Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG), in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
(3) Die Stadt ist berechtigt, die Entsorgung fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die 
Einstellung erforderlich ist, um 
 
- eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 
- die Einleitung von Abwasser unter der Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messanlagen zu verhindern oder 
- zu gewährleisten, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer, störende 
Rückwirkungen auf andere Abwasseranlagen und/oder Abwasseranlagen der Stadt oder 
Dritter ausgeschlossen sind. 
 
Die Stadt hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind und der Grundstückseigentümer die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt hat. 
 

§ 33 
Übergangsregelung 

 
(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Anzeige- und Genehmigungsverfahren 
werden nach den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
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(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben 
sind und das Grundstück noch nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen ist, 
sind die Unterlagen gem. § 11 dieser Satzung spätestens drei Monate nach ihrem 
Inkrafttreten einzureichen. 
 
(3) Bisher zulässige Einleitungen in die öffentlichen Abwasseranlagen, die bei Inkrafttreten 
dieser Satzung nicht den Anforderungen dieser Satzung entsprechen, können von der Stadt 
unter den Voraussetzungen des § 117 Landesverwaltungsgesetz (LVwG), in der jeweils 
geltenden Fassung, widerrufen werden. 
 

§ 34 
Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 

 
Die in dieser Satzung aufgeführten Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, 
Merkblätter, Arbeitsblätter und sonstige außerrechtliche Regelungen sind bei der Stadt auf 
Dauer archivmäßig hinterlegt und können bei Bedarf bei der Stadt nach Voranmeldung 
während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 
§ 35 

Anzeigen, Auskünfte, Erklärungen, Mitteilungen und Vorlagen 
 

Anträge, Anzeigen, Auskünfte, Erklärungen, Verpflichtungen, Gestattungen, Mitteilungen, 
Aufforderungen, Zustimmungen, Einwilligungen, Meldungen und Vorlagen nach dieser 
Satzung und nach sonstigen Rechtsvorschriften bedürfen zu ihrer Wirksamkeit immer der 
Schriftform gem. § 126 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) oder der elektronischen bzw. 
schriftformersetzenden Form gem. § 52a LVwG – i. V. m. § 126a BGB, in den jeweils 
geltenden Fassungen, soweit sie nicht kraft Gesetzes, Verordnung oder Satzung einem 
strengeren Formerfordernis unterliegen. 
 

§ 36 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg (Abwassersatzung) vom 22.04.1996, in der 
Fassung der II. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Stadt 
Ratzeburg (Abwassersatzung) vom 21.03.2013 außer Kraft.  
 
Die gem. § 45 Abs. 1 LWG erforderliche Genehmigung der Wasserbehörde wurde erteilt.  
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. In der Bekanntmachung 
der Satzung ist darauf hinzuweisen, wo die Satzung und die Anlagen eingesehen werden 
können.  
 
 
Ratzeburg, den 00.00.2026 
Stadt Ratzeburg     (Siegel) 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
(Eckhard Graf) 
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Anlage 1 zur Satzung der Stadt Ratzeburg über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung - AAS): Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für 
Schmutzwasser (vgl. § 2 Abs. 1) – (Grundstücke mit Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwasser auf den Nutzungsberechtigten mittels 
Kleinkläranlage) für 

lfd. 
Nr. 

Gemeinde Straße/Nr. 

1 Ratzeburg Dorotheenhof- Forstverwaltung 
2 Ratzeburg Dorotheenhof- Wohnhäuser 
3 Ratzeburg Zittschower Weg 44 und 44a 

 

 

Anlage 2 zur Satzung der Stadt Ratzeburg über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung – AAS): Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für 
Niederschlagswasser (vgl. § 2 Abs. 4) (Grundstücke mit Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser auf den Nutzungsberechtigten) für 

lfd. 
Nr. 

Straße Nr. 

1 Albert-Schweitzer-Straße 1 

2 Albert-Schweitzer-Straße 2 

3 Albert-Schweitzer-Straße 3 

4 Albert-Schweitzer-Straße 4 

5 Albert-Schweitzer-Straße 5 

6 Albert-Schweitzer-Straße 6 

7 Albert-Schweitzer-Straße 7 

8 Albert-Schweitzer-Straße 8 

9 Albert-Schweitzer-Straße 9 

10 Albert-Schweitzer-Straße 11 

11 Albert-Schweitzer-Straße 20 

12 Albert-Schweitzer-Straße 22 

13 Albert-Schweitzer-Straße 24 

14 Albert-Schweitzer-Straße 26 

15 Albert-Schweitzer-Straße 28 

16 Albert-Schweitzer-Straße 30 

17 Albert-Schweitzer-Straße 32 

18 Albert-Schweitzer-Straße 34 

19 Albert-Schweitzer-Straße 36 

20 Albert-Schweitzer-Straße 40 

21 Albert-Schweitzer-Straße 42 

22 Albert-Schweitzer-Straße 44 

23 Albert-Schweitzer-Straße 46 

24 Albert-Schweitzer-Straße 48 

25 Albert-Schweitzer-Straße 50 

26 Albert-Schweitzer-Straße 52 

27 Albsfelder Weg 6 
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28 Am Anger 13 

29 Am Hang  7 

30 Am Rackerschlag 1 

31 Am Rackerschlag 5 

32 Am Rackerschlag 7 

33 Am Steindamm 10 

34 Bachstraße 5 

35 Bachstraße 6 

36 Bachstraße 7 

37 Bachstraße 8 

38 Bachstraße 9 

39 Bachstraße 10 

40 Bachstraße 12 

41 Bachstraße 14 

42 Bachstraße 16 

43 Bachstraße 19 

44 Bachstraße 21 

45 Bachstraße 22 

46 Bachstraße 23 

47 Bachstraße 24 

48 Bachstraße 25 

49 Bachstraße 27 

50 Bachstraße 28 

51 Bachstraße 30 

52 Bachstraße 32 

53 Bachstraße 11 - 11c 

54 Bachstraße 13 - 13c 

55 Bahnhofsallee 44 

56 Bahnhofsallee 46 

57 Barkenkamp 1 

58 Barkenkamp 32 

59 Barkenkamp 40 

60 Barkenkamp 87 

61 Barkenkamp 94 

62 Barkenkamp 94 

63 Barkenkamp 3 bis 9 

64 Beethovenstraße 16 

65 Beethovenstraße 18 

66 Bei den Stadtwerken  7 

67 Bei den Stadtwerken  20 

68 Bergstraße  4 

69 Bergstraße  21 

70 Bergstraße  35 

71 Bergstraße  45 

72 Bergstraße  35 a,b,c 

73 Birkenweg 1 
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74 Braunsberger Straße 1 

75 Braunsberger Straße 2 

76 Braunsberger Straße 3 

77 Braunsberger Straße 5 

78 Braunsberger Straße 6 

79 Braunsberger Straße 7 

80 Braunsberger Straße 8 

81 Braunsberger Straße 9 

82 Braunsberger Straße 10 

83 Braunsberger Straße 11 

84 Braunsberger Straße 12 

85 Braunsberger Straße 13 

86 Braunsberger Straße 14 

87 Braunsberger Straße 15 

88 Braunsberger Straße 16 

89 Braunsberger Straße 16a 

90 Braunsberger Straße 17 

91 Braunsberger Straße 18 

92 Braunsberger Straße 19 

93 Braunsberger Straße 20 

94 Braunsberger Straße 22 

95 Braunsberger Straße 23 

96 Breslauer Straße 20 

97 Breslauer Straße 32 

98 Breslauer Straße 47 

99 Buchholzer Weg 12 

100 Buchholzer Weg 16 

101 Burgfeld 19 bis 41 

102 Chattillonweg 3 

103 Chattillonweg 15 

104 Chattillonweg 18 

105 Dermin 5 

106 Dermin 10 

107 Dermin 25 

108 Dermin 27 

109 Domhof 40 

110 Einhauser Weg 12 

111 Einhauser Weg 14 

112 Einhauser Weg 18 

113 Elbinger Straße  5 

114 Elbinger Straße  13 

115 Elbinger Straße  19 

116 Emil-von-Behring-Weg 2 

117 Emil-von-Behring-Weg 2a 

118 Emil-von-Behring-Weg 2b 

119 Emil-von-Behring-Weg 2c 
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120 Emil-von-Behring-Weg 2d 

121 Emil-von-Behring-Weg 1 

122 Emil-von-Behring-Weg 3 

123 Emil-von-Behring-Weg 5 

124 Emil-von-Behring-Weg 7 

125 Emil-von-Behring-Weg 9 

126 Emil-von-Behring-Weg 11 

127 Emil-von-Behring-Weg 12 

128 Emil-von-Behring-Weg 14 

129 Emil-von-Behring-Weg 16 

130 Emil-von-Behring-Weg 18 

131 Emil-von-Behring-Weg 20 

132 Emil-von-Behring-Weg 22 

133 Emil-von-Behring-Weg 24 

134 Emil-von-Behring-Weg 26 

135 Emil-von-Behring-Weg 36 

136 Eupener Straße  1 

137 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 5 

138 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 7 

139 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 11 

140 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 13 

141 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 15 

142 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 17 

143 Ferdinat-Sauerbruch-Weg 19 

144 Fünfhausen 1 

145 Georg-Heinemann-Straße 9 

146 Georg-Heinemann-Straße 11 

147 Georg-Heinemann-Straße 13 

148 Georg-Heinemann-Straße 15 

149 Georg-Heinemann-Straße 17 

150 Georg-Heinemann-Straße 22 

151 Georg-Heinemann-Straße 23 

152 Georg-Heinemann-Straße 24 

153 Georg-Heinemann-Straße 25 

154 Georg-Heinemann-Straße 26 

155 Georg-Heinemann-Straße 27 

156 Georg-Heinemann-Straße 28 

157 Georg-Heinemann-Straße 29 

158 Georg-Heinemann-Straße 30 

159 Georg-Heinemann-Straße 31 

160 Georg-Heinemann-Straße 32 

161 Georg-Heinemann-Straße 33 

162 Georg-Heinemann-Straße 34 

163 Georg-Heinemann-Straße 35 

164 Georg-Heinemann-Straße 36 

165 Georg-Heinemann-Straße 37 
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166 Georg-Heinemann-Straße 38 

167 Georg-Heinemann-Straße 39 

168 Georg-Heinemann-Straße 40 

169 Georg-Heinemann-Straße 41 

170 Georg-Heinemann-Straße 42 

171 Georg-Heinemann-Straße 43 

172 Georg-Heinemann-Straße 44 

173 Georg-Heinemann-Straße 45 

174 Georg-Heinemann-Straße 46 

175 Georg-Heinemann-Straße 47 

176 Georg-Heinemann-Straße 49 

177 Georg-Heinemann-Straße 51 

178 Georg-Heinemann-Straße 53 

179 Georg-Heinemann-Straße 55 

180 Georg-Heinemann-Straße 57 

181 Georg-Heinemann-Straße 59 

182 Georg-Heinemann-Straße 61 

183 Georg-Heinemann-Straße 63 

184 Georg-Heinemann-Straße 65 

185 Georg-Heinemann-Straße 67 

186 Georg-Heinemann-Straße 69 

187 Georg-Heinemann-Straße 71 

188 Georg-Heinemann-Straße 73 

189 Georg-Heinemann-Straße 75 

190 Georg-Heinemann-Straße 77 

191 Georg-Heinemann-Straße 79 

192 Grüner Weg  18 

193 Grüner Weg  20 

194 Grüner Weg  22 

195 Grüner Weg  28 

196 Grüner Weg  42 

197 Grüner Weg  47 

198 Grüner Weg  58 

199 Grüner Weg  63 

200 Händelstraße 1 

201 Händelstraße 2 

202 Händelstraße 3 

203 Händelstraße 4 

204 Händelstraße 5 

205 Händelstraße 6 

206 Händelstraße 7 

207 Händelstraße 9 

208 Händelstraße 10 

209 Händelstraße 11 

210 Händelstraße 13 

211 Händelstraße 15 
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212 Händelstraße 17 

213 Händelstraße 25 

214 Händelstraße 27 

215 Händelstraße 29 

216 Händelstraße 31 

217 Händelstraße 33 

218 Händelstraße 35 

219 Händelstraße 37 

220 Händelstraße 39 

221 Händelstraße 41 

222 Händelstraße 43 

223 Händelstraße 45 

224 Harmsdorfer Weg 12-12a 

225 Kirschenallee 3 

226 Kirschenallee 7 

227 Kolberger Straße  2 

228 Kösliner Straße  15 

229 Kösliner Straße  2-6 

230 Lübecker Straße 16 

231 Lübecker Straße 17 

232 Lübecker Straße 18 

233 Lübecker Straße 36 

234 Lübecker Straße 14c 

235 Lübecker Straße 28a 

236 Lübecker Straße 28b 

237 Marie-Curie-Weg 1 

238 Marie-Curie-Weg 15 

239 Marie-Curie-Weg 17 

240 Marie-Curie-Weg 19 

241 Marie-Curie-Weg 21 

242 Marie-Curie-Weg 23 

243 Marie-Curie-Weg 27 

244 Marienburger Straße 3 

245 Mechower Straße 17 

246 Mechower Straße 52 

247 Mechower Straße 79 

248 Mechower Straße 2a 

249 Mechower Straße 52a 

250 Mecklenburger Straße 119 

251 Möllner Straße 33 

252 Möllner Straße 61 

253 Möllner Straße 62 

254 Möllner Straße 63 

255 Möllner Straße 83 

256 Möllner Straße 86 

257 Möllner Straße 25a 
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258 Möllner Straße 51a 

259 Möllner Straße 53a 

260 Moltkestraße 15 

261 Moltkestraße 28 

262 Moltkestraße 34 

263 Mozartstraße 3 

264 Mozartstraße 7 

265 Mozartstraße 8 

266 Mozartstraße 9 

267 Mozartstraße 10 

268 Mozartstraße 11 

269 Mozartstraße 12 

270 Mozartstraße 13 

271 Mozartstraße 14 

272 Mozartstraße 15 

273 Mozartstraße 16 

274 Mozartstraße 17 

275 Mozartstraße 18 

276 Mühlenweg 51 

277 Neue Heimat 1a 

278 Ortelsburger Straße 1 bis 1c 

279 Ortelsburger Straße 1d bis 1g 

280 Otto-Becker-Weg 1,3,5 

281 Otto-Becker-Weg 10, 12 

282 Otto-Becker-Weg 2, 4, 6, 8 

283 Ravenskamp 4 

284 Ravenskamp 2a 

285 Reeperbahn 4 

286 Ribeweg 9 

287 Riemannstraße 1, 3 

288 Robert-Bosch-Straße 5 

289 Röpersberg 15 

290 Röpersberg 17 

291 Röpersberg 19 

292 Röpersberg 21 

293 Röpersberg 22 

294 Röpersberg 41 

295 Röpersberg 43 

296 Röpersberg 15a 

297 Rudolf-Virchow-Weg 5 

298 Rudolf-Virchow-Weg 7 

299 Rudolf-Virchow-Weg 9 

300 Rudolf-Virchow-Weg 10 

301 Rudolf-Virchow-Weg 11 

302 Rudolf-Virchow-Weg 12 

303 Rudolf-Virchow-Weg 13 
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304 Rudolf-Virchow-Weg 14 

305 Rudolf-Virchow-Weg 15 

306 Rudolf-Virchow-Weg 16 

307 Rudolf-Virchow-Weg 17 

308 Rudolf-Virchow-Weg 23 

309 Rudolf-Virchow-Weg 27 

310 Rudolf-Virchow-Weg 29 

311 Rudolf-Virchow-Weg 33 

312 Rudolf-Virchow-Weg 37 

313 Salemer Weg 7 

314 Schmilauer Straße 31 

315 Schmilauer Straße 31 

316 Schmilauer Straße 84 

317 Schmilauer Straße 36a 

318 Schubertplatz 1 

319 Schubertplatz 2 

320 Schubertplatz 3 

321 Schubertplatz 5 

322 Schubertplatz 6 

323 Schubertplatz 7 

324 Schubertplatz 8 

325 Schubertplatz 9 

326 Schubertplatz 9 

327 Schubertplatz 10 

328 Schubertplatz 11 

329 Schubertplatz 13 

330 Schumannstraße 2 

331 Schumannstraße 3 

332 Schumannstraße 4 

333 Schumannstraße 5 

334 Schumannstraße 7 

335 Schumannstraße 9 

336 Schumannstraße 9 

337 Schumannstraße 11 

338 Schumannstraße 13 

339 Schumannstraße 15 

340 Schumannstraße 15 

341 Schumannstraße 15 

342 Schweriner Straße  51 

343 Schweriner Straße  84 

344 Schweriner Straße  84b 

345 Seedorfer Straße 47 

346 Seedorfer Straße 49 

347 Seedorfer Straße  47 

348 Seedorfer Straße  47 

349 Seedorfer Straße  47 
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350 Seedorfer Straße  21 bis 27 (Haus 1-7) 

351 Seedorfer Straße  29 und 31 (Haus 8) 

352 Sopotweg 15 

353 Stettiner Straße 1 

354 Strängnäsweg 6-8 

355 Wagnerstraße 7 

356 Wagnerstraße 9 

357 Wagnerstraße 23 

358 Wagnerstraße 23 

359 Wagnerstraße 23 

360 Walcourtweg 5 

361 Walcourtweg 7 

362 Walcourtweg 13 

363 Waldesruher Weg 10a 

364 Weberplatz 1 

365 Weberplatz 2 

366 Weberplatz 3 

367 Weberplatz 4 

368 Weberplatz 5 

369 Weberplatz 6 

370 Weberplatz 7 

371 Weberplatz 8 

372 Weberplatz 8 

373 Weberplatz 9 

374 Weberplatz 10 

375 Weberplatz 11 

376 Weberplatz 13 

377 Weberplatz 13 

378 Weberplatz 6/8 

379 Wedenberg 19 

380 Wedenberg 19a 

381 Wilhelm-Conrad-Röntgen-Weg 1 

382 Wilhelm-Conrad-Röntgen-Weg 9 

383 Ziethener Straße  35 

384 Ziethener Straße  83 

385 Ziethener Straße  19a 

386 Zittschower Weg 7 

387 Zittschower Weg 22, 22a, 22b 

     

Oberflächige Versickerung     

1 Alte Ziegelei 2 

2 Alte Ziegelei 4 

3 Alte Ziegelei 6 

4 Alte Ziegelei 9 

5 Alte Ziegelei 8-10 

6 Am Mühlengraben 8 
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7 Am Mühlengraben 24 

8 Am Mühlengraben 28 

9 Am Steindamm 11 

10 An der Bahn  1 

11 Ansverusweg 9 

12 Auf dem Tischlerland 9 

13 Bachstraße 36 

14 Barkenkamp 29/31 

15 Bergstraße  9 

16 Bergstraße  33 

17 Brahmsallee 15 

18 Brahmsallee 25 

19 Brucknerplatz 2 

20 Burgfeld 9 

21 Danziger Straße 7 

22 Dermin 27 

23 Eichenweg  7 

24 Einhauser Weg  1 

25 Emil-von-Behring-Weg 10 

26 Fischerstraße  45 

27 Georg-Heinemann-Straße 2 

28 Georg-Heinemann-Straße 40 

29 Giesensdorfer Weg 85 

30 Gutenbergstraße 2 

31 Händelstraße 19 

32 Harmsdorfer Weg 8 

33 Harmsdorfer Weg 12-12a 

34 Heinrich-Scheele-Straße 1 

35 Kolberger Straße  18 

36 Kolberger Straße  18 

37 Königsberger Straße  44 

38 Lübecker Straße 10 

39 Lübecker Straße 22 

40 Lübecker Straße 24 

41 Lübecker Straße 28 

42 Lübecker Straße 14b 

43 Lübecker Straße 28c 

44 Marienburger Straße 13 

45 Memeler Straße  27 

46 Möllner Straße 32 

47 Möllner Straße 61 

48 Möllner Straße 66 

49 Moltkestraße 15 

50 Mühlenweg 31 

51 Mühlenweg 48 

52 Otto-Garber-Straße  16 
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53 Posener Straße 5 

54 Ravenskamp 1 

55 Ravenskamp 2 

56 Ravenskamp 3 

57 Ravenskamp 5 

58 Ribeweg 11 

59 Robert-Bosch-Straße 15 

60 Röpersberg 2 

61 Röpersberg 10 

62 Röpersberg 47 

63 Röpersberg 22a 

64 Rudolf-Virchow-Weg 11 

65 Saarlandstraße 7 

66 Salemer Weg 5 

67 Schweriner Straße  51 

68 Seedorfer Straße 37 

69 Seedorfer Straße 47 

70 Seedorfer Straße 64 

71 Seedorfer Straße  47 

72 Seedorfer Straße  47 

73 Seedorfer Straße  9 

74 Sudetenestraße 10 

75 Sudetenstraße 10 

76 Zarrentiner Weg  8 

77 Zittschower Weg 32 

78 Zittschower Weg 9a 

     

Teilweise Versickerung     

1 Breslauer Straße 20a 

2 Brucknerplatz 9 

3 Dermin 10 

4 Dermin 13 

5 Feldstraße 3 

6 Fredeburger Weg 7 

7 Grüner Weg  39 

8 Grüner Weg  49 

9 Hasselholt 11 

10 Haydnplatz 6 

11 Hermann-Löns-Weg 6 

12 Klaus-Groth-Straße  3 

13 Kolberger Straße  1 

14 Königsberger Straße  7 

15 Königsberger Straße  25 

16 Lübecker Straße 8 

17 Lübecker Straße 43 

18 Lübecker Straße 14a 
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19 Lübecker Straße 6a 

20 Mechower Straße 2 

21 Möllner Straße 98 

22 Möllner Straße 98a 

23 Moltkestraße 9 

24 Moltkestraße 21 

25 Moltkestraße 31 

26 Moltkestraße 1a 

27 Posener Straße 3 

28 Ribeweg  7 

29 Rudolf-Virchow-Weg 19 

30 Wedenberg 17 

31 Zittschower Weg 1-3 

 

Anlage 3 zur Satzung der Stadt Ratzeburg über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung – AAS): Grenzwerte gem. § 8 Abs. 4 

Die Grenzwerte der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe von Schmutzwasser, die in der 
Regel vor der Einleitung in die öffentlichen Abwasseranlagen eingehalten werden müssen, 
wurden gemäß den Forderungen nach § 8 Abs. 2 und 3 der Satzung festgelegt. Dabei wurde 
unterstellt, dass bei der Einleitung in die öffentlichen Abwasseranlagen die eingeleiteten 
Teilströme insgesamt parameterbezogen etwa 10 % des Gesamtkläranlagenzulaufes nicht 
überschreiten. Bei Überschreitungen ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Forderungen erfüllt 
werden können; ggf. sind weitergehende Maßnahmen erforderlich. 

Die nachfolgend genannten Grenzwerte für gefährliche Stoffe gelten nur für die Einleitungen, 
für die keine Anforderungen nach dem Stand der Technik bzw. an das Abwasser vor der 
Vermischung in den Anhängen zur jeweils geltenden Abwasserverordnung bzw. Rahmen-
Abwasser VwV enthalten sind. In allen anderen Fällen gelten die Anforderungen nach dem 
Stand der Technik bzw. an das Abwasser vor der Vermischung in den o. g. Anhängen, 
soweit sie von der zuständigen Behörde in Einleitungsgenehmigungen/Erlaubnissen 
umgesetzt sind. 

Ein Unterschreiten der genannten Grenzwerte kann gefordert werden, wenn dies mit 
Rücksicht auf die Zusammensetzung des Abwassers in den öffentlichen Abwasseranlagen 
bzw. Abwasserbehandlungsanlagen oder im Hinblick auf die von ihr beim Einleiten des 
Abwassers in ein Gewässer einzuhaltenden wasserrechtlichen Anforderungen erforderlich 
ist. Ebenfalls kann eine Begrenzung der Schadstofffracht erforderlich werden, z. B. für 
Schwermetalle zur Sicherung der Klärschlammentsorgung. 

Die genannten Grenzwerte für gefährliche Stoffe beziehen sich auf das Abwasser der 
Einleitungsstelle in die öffentlichen Abwasseranlagen (privater Übergabeschacht oder 
Grundstücksgrenze, Übergabepunkt bzw. beim Abpumpen als Entsorgungsvorgang). Es ist 
unzulässig, Abwasser zu verdünnen, um Einleitungsverbote zu umgehen oder die 
Einleitungswerte zu erreichen. 

Die Anforderungen dieser Anlage gelten für neu zu errichtende Anlagen mit Inkrafttreten der 
Satzung. Bereits genehmigte Einleitungen sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 
Satzung an diese Anforderungen anzupassen. 
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Parameter/Stoff/Stoffgruppe Grenzwerte 
1. Temperatur (Stichprobe) 
2. pH-Wert (Stichprobe) 
3. absetzbare Stoffe (soweit nicht bereits durch 
§ 8 AAS ausgeschlossen): 
a) biologisch abbaubar 
b) biologisch nicht abbaubar, z. B. Hydroxide 
der unter Metalle und Metalloxide genannten 
Metalle 
4. verseifbare Fette und Öle 
(schwerflüchtige lipophile Stoffe) 
5. Kohlenwasserstoffe: 
a) direkt abscheidbar 
b) soweit eine über die Abscheidung gemäß 
5.a) hinausgehende Entfernung erforderlich ist: 
Kohlenwasserstoffe gesamt (KW ges.) 
6. Halogenierte Kohlenwasserstoffe: 
a) Summe leichtflüchtige halogenierte 
Kohlenwasserstoffe (LHKW) (*2), z. B. 1,1,1 - 
Trichlorethan, Tetrachlorethen, Trichlormethan, 
Trichlorethen, Dichlormethan 
b) absorbierbare organische 
Halogenverbindungen (AOX) 
7. Aromatische Kohlenwasserstoffe (BTXE) 
8. Polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe PAK 
9. Anorganische Stoffe:  
Aluminium (Al) 
Antimon (SB) (*3) 
Arsen (As) 
Blei (Pb) 
Cadmium (Cd) (*4) 
Chrom VI (Cr VI) 
Chrom, gesamt (Cr) 
Cobalt (Co) 
Kupfer (Cu) 
Nickel (Ni) 
Quecksilber (Hg) 
Zink (Zn) 
Zinn (Sn) 
10. Anorganische Stoffe (gelöst):  
Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak 
(NH4-N + NH3-N) 
Stickstoff aus Nitrit (N02-N) 
Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 
Cyanid, gesamt (CN) 
Fluorid (F) 
Phosphor, gesamt 
Sulfat (S04

2-) (*5) 
Sulfid, gesamt 
Sulfid (S2-), leicht freisetzbar (*6) 
Chlor, frei (Cl2) 
11. Phenole, wasserdampfflüchtig und 
halogenfrei (berechnet als C6 H5OH), spontan 
sauerstoffverbrauchende Stoffe, z.B. 
Natriumsulfit, Eisen-II-Sulfat 

bis 35 °C 
6,5 - 10 
 
 
8,0 ml/I 
0,3 ml/I 
 
 
250 mg/l 
 
 
300 mg/I 
20 mg/l 
 
 
 
0,5 mg/I, Fracht: 2 g/h 
 
 
 
1,0 mg/I, Fracht: 5 g/h 
 
0,1 mg/l 
0,05 mg/l 
 
 
10,0 mg/l 
0,5 mg/l 
0,3 mg/I, Fracht: 0,5 g/h 
0,5 mg/I, Fracht: 4 g/h 
0,2 mg/I, Fracht: 0,2 g/h 
0,1 mg/I, Fracht: 4 g/h 
0,5 mg/I, Fracht: 4 g/h 
2,0 mg/I 
0,5 mg/I, Fracht: 6 g/h 
0,5 mg/I, Fracht: 3 g/h 
0,05 mg/I, Fracht: 0,05 g/h 
2,0 mg/I 
2,0 mg/I 
 
100 mg/I 
 
5 mg/l 
0,2 mg/I 
5,0 mg/l 
50 mg/I 
50 mg/l 
600 mg/I 
2,0 mg/l 
2,0 mg/I 
0,5 mg/l 
100 mg/I (*1) 
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12. Farbstoffe 
 
 
 
 
 
13. Organisch halogenfreie 
Lösemittel (z. B. Benzol und Derivate) 
14. Toxität 
 

Nur in einer so niedrigen 
Konzentration, dass der Vorfluter 
nach Einleitung des Ablaufes 
einer mechanische-biologischen 
Kläranlage nicht mehr gefärbt 
erscheint. 
10 g/l als TOC 
 
Das abzuleitende Abwasser muss 
so beschaffen sein, dass weder 
die biologischen Vorgänge in den 
Abwasserbehandlungsanlagen 
gehemmt noch der Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen 
sowie die Schlammbeseitigung 
oder Schlammverwertung 
beeinträchtigt wird. 
 

(*1) Je nach Art der phenolischen Substanz kann dieser Wert erhöht werden; bei toxischen 
und biologisch abbaubaren Phenolen muss er jedoch wesentlich verringert werden. Der Wert 
gilt für halogenfreie phenolische Verbindungen. Ergeben substanzspezifische Analysen, 
dass halogenierte, insbesondere toxische und biologisch schwer abbaubare Phenole 
vorhanden sind, sind hierfür im Einzelfall gesonderte Grenzwerte festzulegen. 

(*2) In begründeten Fällen (siehe Anforderungen der Abwasserverordnung mit Anhängen) ist 
zu prüfen, ob im Abwasser weitere leichtflüchtige, chlorierte Kohlenwasserstoffe, wie z. B. 
Tetrachlormethan, 1,1-Dichlorethan, 1,2-Dichlorethan, 1,1,2-Trichlorethan, 1,1-Dichlorethen, 
cis- und trans-1,2-Dichlorethen, 1,2-Dichlorpropan, 1,3-Dichlorpropan, cis- und trans-1,3-
Dichlorpropen, 1,1,2,2-Tetrachloethan oder Hexachlorethan enthalten sind. Bei positivem 
Befund sind diese Stoffe in die Summenbildung einzubeziehen. 

(*3) Im Einzelfall sind auftretende Probleme des Indirekteinleiter mit der Einhaltung dieses 
Wertes im Einvernehmen zu lösen. Eine denkbare Lösung besteht in einer Anpassung des 
Wertes auf der Grundlage einer gutachterlichen Bilanzierung im Sinne der 17. BImSchV, 
wenn der Klärschlamm der Verbrennung zugeführt wird. 

(*4) Bei diesem Wert können auch bei Abwasseranteilen von weniger als 10 % vom 
Gesamtkläranlagenzulauf der Grenzwert der Klärschlammverordnung und/oder der 
Schwellenwert des Abwasserabgabengesetzes überschritten werden. 

(*5) Unter Berücksichtigung der Vermischung im Kanalnetz sind höhere Konzentrationen 
zulässig (Einzelfallregelung im Rahmen einer Ausnahmeregelung oder eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages, in welchem ggf. eine Kostenübernahme für Sanierung und Kontrolle 
geregelt ist). 

(*6) Einleitungskonzentrationen bis 2 mg/l verursachen erfahrungsgemäß keine Probleme, 
sofern das Abwasser in den öffentlichen Abwasseranlagen ausreichend mit Sauerstoff 
versorgt, pH-neutral bis alkalisch und nicht wärmer als 20 °C ist. Sind diese Bedingungen 
nicht erfüllt, können Arbeitssicherheits-, Geruchs- und Korrosionsprobleme durch 
Schwefelwasserstoffemissionen auftreten. Diese werden aber häufig nicht durch sulfidhaltige 
Einleitungen, sondern durch Sulfatreduktion und/oder Zersetzung schwefelhaltiger 
organischer Verbindungen im Kanal verursacht. 
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Verfasser/in:   Gerstmann, Heiko  FB/Az: 83 
 
 

Entwurf Neufassung Beitrags- und Gebührensatzung 
Abwasserbeseitigung 
 
Zusammenfassung: 
Die Beitrags- und Gebührensatzung muss erneuert werden. Da die Satzung sehr umfassend 
ist, soll der Entwurf bereits rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, damit ggf. Fragen noch 
geklärt werden können. Die endgültige Fassung wird in der Novembersitzung beraten.  
  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 14.09.2026 
Missullis, Yvonne am 13.09.2026 
 

 
Sachverhalt: 
Die Beitrags- und Gebührensatzung vom 16.12.2020. wurde jährlich mit den neuen 
Gebührensätzen angepasst, so dass die letzte 5. Änderung im Dezember 2025 beschlossen 
wurde. 
 
Um die Rechtssicherheit zu erhöhen, wurde der Rechtsanwalt Herr Dörfler eingeschaltet, der 
um Lübeck etliche Abwassersatzungen verfasst hat. Die beiden Gebührensatzungen für die 
zentrale Abwasserbeseitigung bzw. für die Fäkalschlammbeseitigung werden in einer 
Satzung zusammengefasst.  
 
Die Satzung wurde mit der unteren Wasserbehörde abgestimmt.  
 
Die Satzung soll am 05.11. dem Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing 
vorgelegt werden, die Beschlussfassung der Stadtvertretung ist für den 07.12.2026 geplant. 
Bis dahin sollen auch die Ergebnisse der Gebühren-Vorkalkulation einfließen. 
Da die Satzung sehr umfassend ist, soll der Entwurf bereits rechtzeitig zur Verfügung gestellt 
werden, damit ggf. Fragen noch geklärt werden können.  
 
 
Mitgezeichnet haben: 
  
 

Ö  8Ö  8
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Satzung der Stadt Ratzeburg über die Erhebung von Abgaben und 
Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale 

Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – 
BGS) 

 
Gestützt auf § 4 Abs. 1 S. 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(Gemeindeordnung – GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. 2003, S. 57), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26.03.2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27), sowie § 44 Abs. 3 S. 6 
Landeswassergesetz (LWG) vom 13.11.2019 (GVOBl. S. 425), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13.12.2024 (GVOBl. S. 875), und der §§ 1 Abs. 1; 2 Abs. 1 S. 1; 6 Abs. 1 und 
Abs. 4; 8 Abs. 1 S. 1 und Abs. 6; 9a Abs. 1 S. 1 und 18 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBl. 2005, S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.05.2022 (GVOBl. S. 564), und § 22 der Satzung der Stadt Ratzeburg über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS) wird nach 
Beschlussfassung durch die Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg vom 00.00.2026 diese 
Satzung erlassen. 
 

INHALTSVERZEICHNIS 
Präambel 
I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung – Kostenerstattungen 
§ 1 Öffentliche Einrichtungen 
§ 2 Abgabenerhebung 
§ 3 Kostenerstattungen 
II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung 
§ 4 Grundsätze der Beitragserhebung 
§ 5 Beitragsfähige Aufwendungen 
§ 6 Berechnung des Beitrags 
§ 7 Gegenstand der Beitragspflicht 
§ 8 Beitragsmaßstab für die Abwasserbeseitigung 
§ 9 Beitrags- und Vorauszahlungspflichtige 
§ 10 Entstehung des Beitragsanspruchs 
§ 11 Vorauszahlungen 
§ 12 Veranlagung, Fälligkeit 
§ 13 Ablösung 
§ 14 Beitragssätze 
III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
§ 15 Grundsätze der Gebührenerhebung 
§ 16 Grundgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
§ 17 Zusatzgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
§ 18 Erhebungs- und Leistungszeitraum 
§ 19 Gebührenpflicht 
§ 20 Entstehung, Änderung und Beendigung der Gebührenpflicht 
§ 21 Vorauszahlungen 
§ 22 Gebühren- und Vorauszahlungsschuldner 
§ 23 Fälligkeit 
§ 24 Gebührensätze 
IV. Abschnitt: Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 
§ 25 Grundsätze für die Gebührenerhebung 
§ 26 Gebührenmaßstab und Gebührensätze 
§ 27 Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 
V. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
§ 28 Grundsätze der Gebührenerhebung 
§ 29 Gebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 
§ 30 Gebührenmaßstab für die Fremdwasserbeseitigung und bei Fehlanschlüssen 
§ 31 Gebührensätze 
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§ 32 Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 
VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
§ 33 Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht, Einstellung der Entsorgung 
§ 34 Datenschutz und Datenverarbeitung 
§ 35 Ordnungswidrigkeiten 
§ 36 Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 
§ 37 Anzeigen, Auskünfte, Erklärungen, Mitteilungen und Vorlagen 
§ 38 Inkrafttreten 
 

Präambel 
Alle Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung ausschließlich wegen der besseren 
Lesbarkeit in der männlichen Sprachform gefasst wurden, gelten auch in der 
entsprechenden weiblichen und diversen Sprachform. 
 
 

I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung – Kostenerstattungen 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtungen 

 
Die Stadt Ratzeburg (nachfolgend „Stadt“ genannt) betreibt öffentliche Einrichtungen für die 
Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der §§ 1 bis 4 der Satzung der Stadt über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils 
geltenden Fassung. Die Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen nach § 5 AAS gelten 
auch für diese Satzung. 
 

§ 2 
Abgabenerhebung 

 
(1) Die Stadt erhebt im Entsorgungsgebiet Beiträge zur Deckung der Kosten für die 
erstmalige Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen 
Abwasserbeseitigungseinrichtungen, einschließlich der Kosten für den ersten 
Grundstücksanschluss auf der Grundlage nach § 8 KAG nach Maßgabe dieser Satzung. Die 
Erschließung von Grundstücken in neuen Baugebieten (räumliche Erweiterung der 
Abwasserbeseitigungsanlagen) gilt als Herstellung der zentralen öffentlichen 
Abwasserbeseitigungseinrichtung.  
 
(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und die Erneuerung der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen wird von der Stadt soweit erforderlich, in einer oder mehreren 
besonderen Satzungen geregelt. 
 
(3) Die Stadt erhebt für die Vorhaltung und die Benutzung (Inanspruchnahme) ihrer 
öffentlichen Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung laufende Gebühren. Diese Gebühren 
können zusammen mit anderen Abgaben, Kostenerstattungen oder Entgelten gefordert 
werden. 
 
(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, soweit von Grundstücken 
Wasser im Sinne des § 5 Nr. 10 der Satzung der Stadt über die Abwasserbeseitigung 
(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils geltenden Fassung, 
eingeleitet wird. 
 
(5) Beiträge und Gebühren ruhen als öffentliche Lasten auf dem jeweiligen Grundstück oder 
dinglichen Recht. 
 

§ 3 
Kostenerstattungen 
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(1) Für die auch zusätzliche erstmalige und erneute Herstellung, die komplette oder teilweise 
Änderung, Erweiterung, Verbesserung, Abtrennung, Beseitigung, Verlegung und den 
kompletten oder teilweisen Um- und Ausbau von Grundstücksanschlüssen sowie die Kosten 
für die komplette oder teilweise Unterhaltung und Reparatur auch von zusätzlichen 
Grundstücksanschlüssen, und Ansprüchen nach §§ 6 Abs. 3, 14 Abs. 2 und 6, 21 Abs. 4 
sowie 22 Abs. 3 der Satzung der Stadt über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils geltenden Fassung, sowie der 
Beseitigung von Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen und/oder Schadstoffuntersuchungen einschließlich den 
Ein- und Ausbau von Wasser- bzw. Abwasserzählern und die Beschädigung oder Zerstörung 
der Messeinrichtungen fordert die Stadt die Erstattung der Kosten bzw. den Ersatz der 
Aufwendungen in tatsächlicher Höhe, auch wenn diese nur als vorläufige oder 
vorübergehende Anschlüsse hergestellt werden. Zu den Kosten gehören auch die 
Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten 
beanspruchten Flächen. 

(2) Erstattungs- bzw. Ersatzansprüche entstehen mit der endgültigen oder vorläufigen oder 
vorübergehenden Herstellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung 
der Maßnahme. 

(3) Grundstücksanschlüsse, die nachträglich durch Teilung oder zusätzliche Bebauung von 
Grundstücken erforderlich werden, unterliegen den Bestimmungen nach Absatz 1.  

(4) Erstattungs- und ersatzpflichtig für die auch zusätzliche Herstellung, die Änderung, die 
Beseitigung und den Um- und Ausbau von Grundstücksanschlüssen ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Bescheides Eigentümer des Grundstücks oder zur Nutzung am 
Grundstück dinglich Berechtigter ist. Mehrere Pflichtige sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungs- und ersatzpflichtig.  

(5) Erstattungs- und ersatzpflichtig für die Kosten der Unterhaltung von 
Grundstücksanschlüssen und Ansprüchen nach §§ 14 Abs. 2 und 6, 21 Abs. 4 sowie 22 Abs. 
3 der Satzung der Stadt über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 
Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils geltenden Fassung, sowie der 
Beseitigung von Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen und/oder Schadstoffuntersuchungen sowie sonstigen 
Maßnahmen ist, wer im Zeitpunkt der Entstehung des Kostenerstattungsanspruchs 
Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der Wohnungs- oder 
Teileigentümer ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht oder sonstigem dinglichen 
Recht belastet, ist der Erbbauberechtigte oder der dinglich Berechtigte anstelle des 
Grundstückseigentümers erstattungspflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer 
Eigentümergemeinschaft sind insoweit Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches 
Grundstück entfallenden Kostenerstattung. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen 
Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

(6) Erstattungs- und Ersatzbeträge werden durch Bescheid festgesetzt und sind einen Monat 
nach der Bekanntgabe fällig. 
 
(7) Erstattungs- und Ersatzbeträge können zusammen mit anderen Abgaben, 
Kostenerstattungen oder Entgelten gefordert werden. 
 
(8) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Grundstücksanschlussleitung, so ist für 
die Teile der Anschlussleitung, die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, 
allein der Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte oder dinglich Berechtigte des 
betreffenden Grundstücks erstattungs- und ersatzpflichtig. Soweit Teile der 
Grundstücksanschlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 
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Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten oder dinglich Berechtigte der beteiligten 
Grundstücke als Gesamtschuldner erstattungs- und ersatzpflichtig. 
 
(9) Die Erstattungs- und Ersatzbeträge können vor ihrem Entstehen abgelöst werden. Der 
Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungs- bzw. 
Ersatzanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung 
 

§ 4 
Grundsätze der Beitragserhebung 

 
(1) Die Stadt erhebt einmalige Beiträge für die erstmalige Herstellung und Anschaffung der 
zentralen öffentlichen Einrichtungen der Abwasserbeseitigung. 
 
(2) Beiträge werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der Abwassereinrichtungen entstehen. Ein solcher Vorteil liegt immer 
schon dann vor, wenn die öffentliche Abwasserentsorgung die bestimmungs- und 
ordnungsgemäße Nutzung eines Grundstücks verbessern oder dauerhaft absichern kann. 
 

§ 5 
Beitragsfähige Aufwendungen 

 
(1) Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der Stadt für 
die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung nach der Satzung der Stadt über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils 
geltenden Fassung. Aufwendungen für Anlagen Dritter (Baukostenzuschüsse) sind 
beitragsfähig, wenn die Stadt durch sie dauerhafte Nutzungsrechte an diesen 
Abwasseranlagen erworben hat. 
 
(2) Bei der Berechnung der Beitragssätze sind Zuschüsse sowie die durch spezielle 
Deckungsmittel auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen. 
 
(3) Der nicht durch Beiträge, Zuschüsse oder auf andere Weise unmittelbar gedeckte Teil 
der Investitionsaufwendungen wird ausschließlich durch Abschreibungen und Zinsen im 
Rahmen der Abwassergebühren finanziert. 
 

§ 6 
Berechnung des Beitrags 

 
Der jeweilige Beitrag errechnet sich durch die Vervielfältigung der nach den Bestimmungen 
über den Beitragsmaßstab (§ 8) berechneten und gewichteten Grundstücksfläche mit dem 
jeweiligen Beitragssatz (§ 14). 
 

§ 7 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossen werden können und für die  
 
1. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, sobald 
sie bebaut, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzt werden dürfen, oder 
 
2. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung nicht festgesetzt ist, 
wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
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Entwicklung im Entsorgungsgebiet zur Bebauung oder gewerblichen, industriellen oder 
vergleichbaren Nutzung anstehen, oder  
 
3. bereits eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung tatsächlich 
besteht oder zulässig ist, unabhängig davon, ob die Voraussetzungen der Nummern 1 oder 2 
vorliegen. 
 
Nach der Verkehrsauffassung handelt es sich insbesondere dann um Bauland, wenn ein 
Grundstück für Bebauungszwecke geteilt worden ist oder wenn entsprechende Beschlüsse 
seitens der Stadt gefasst worden sind. 
 
Eine vergleichbare Nutzung liegt insbesondere bei Kompostieranlagen, 
Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplätzen, Kiesgruben und Tierhaltungsanlagen vor, die zu 
ihrer bestimmungs- und ordnungsgemäßen dauerhaften Nutzung auf eine öffentliche 
Abwasserentsorgung angewiesen sind bzw. bei denen die unmittelbare betriebliche 
Nutzbarkeit verbessert wird. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
erfüllt sind. 
 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im 
grundbuchrechtlichen (bürgerlich-rechtlichen) Sinne. Dieses ist ein Grundstück, das auf 
einem Grundbuchblatt – oder bei einem gemeinschaftlichen Grundbuchblatt unter einer 
besonderen Nummer – geführt wird (Grundbuchgrundstück). Als Grundstück im Sinne dieser 
Satzung gelten auch sogenannte buchungsfreie Grundstücke im Sinne von § 3 Abs. 2 
Grundbuchordnung (GBO). Befinden sich auf einem Grundstück mehrere zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen bestimmte Gebäude, so können für jedes dieser Gebäude die für 
Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung angewendet werden; die 
Entscheidung hierüber trifft die Stadt. 
 
(4) Ist nicht die gesamte Grundstücksfläche von der Vorteilslage durch die öffentlichen 
Abwasseranlagen betroffen, unterliegt nur die Teilfläche der Beitragspflicht, für die die 
Vorteilslage gegeben ist. Wachsen weitere Teilflächen dieser Grundstücke in die Vorteilslage 
hinein (z. B. Zulässigkeit des Bauens in der zweiten Reihe, Verdichtung der Bebauung im 
Innenbereich aufgrund von Bebauungsplänen), unterliegen auch sie von diesem Zeitpunkt 
an der Beitragspflicht. 
 
(5) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gelten auch Flurstücke von öffentlichen und 
privaten Straßen, Wegen und Plätzen im Sinne des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG). Dies gilt auch für 
andere öffentliche und private Verkehrsanlagen. 

 
§ 8 

Beitragsmaßstab für die Abwasserbeseitigung 
 

I. Anschlussbeitrag für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
 

(1) Der Abwasserbeitrag für die zentrale Schmutzbeseitigung wird als nutzungsbezogener 
Flächenbeitrag berechnet und erhoben. Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen 
Flächenbeitrages wird die Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl (GFZ) 
vervielfacht (Geschossflächenmaßstab). Ergeben sich bei der Ermittlung der Fläche 
Bruchzahlen, werden diese einschließlich 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet, 
sonst abgerundet. Sind unterschiedliche Geschossflächenzahlen auf einem Grundstück 
vorhanden oder möglich, gilt die jeweils höchste auf dem Grundstück vorhandene oder 
mögliche Geschossflächenzahl. 
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(2) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt:  
 
1. Soweit Grundstücke im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes (§ 30 Baugesetzbuch – 
BauGB), einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB (Abrundungssatzung), einer Satzung nach 
§ 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) oder in einem Gebiet liegen, für das ein 
Bebauungsplanentwurf die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, wird die 
Grundstücksfläche, auf die der Bebauungsplan, die Abrundungssatzung, die 
Außenbereichssatzung bzw. der Bebauungsplanentwurf die bauliche, gewerbliche, 
industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht, in vollem Umfang berücksichtigt 
(Vervielfältiger 1,0). Ist das Grundstück über die jeweiligen Grenzen eines Bebauungsplanes, 
eines Bebauungsplanentwurfes, einer Abrundungssatzung oder einer Außenbereichssatzung 
hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt oder nutzbar, wird die 
Fläche bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Für Teile der Grundstücksfläche, auf 
die der Bebauungsplan, der Bebauungsplanentwurf bzw. die Abrundungssatzung oder 
Außenbereichssatzung die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare 
Nutzungsfestsetzung sich nicht bezieht und die auch nicht so genutzt werden können, oder 
Grundstücke, die danach nicht baulich, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise 
nutzbar sind und auch nicht entsprechend genutzt werden können, gilt ein Vervielfältiger von 
0,01. Als Bebauung im Sinne der vorstehenden Regelungen gelten nicht untergeordnete 
Baulichkeiten wie z. B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflügelhaltung für den 
Eigenverbrauch und dgl., anders aber bei Stellplätzen, Carports und Garagen. Für die 
vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell oder 
vergleichbar genutzten Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen Abstand von der 
Straße, dem Weg oder dem Platz, ohne Rücksicht darauf, ob darin eine Abwasseranlage 
verlegt ist. 
Der Abstand wird 
a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder den Platz angrenzen, von der 
Straßengrenze aus gemessen, 
b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung 
verbunden sind, vom Ende der Zuwegung an gemessen,  
c) bei Grundstücken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder in einer Lage zur 
Straße oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden 
kann, als Kreisbogen um den Mittelpunkt des Platzes, des Wendehammers, der Straße oder 
des Weges gebildet,  
d) bei Grundstücken, die nicht an die Straße, den Weg oder den Platz angrenzen, von der 
nächsten zugewandten Grundstücksseite aus gemessen. 
 
2. Liegt ein Grundstück nicht im Geltungsbereich einer Satzung im Sinne von § 8 Abs. 2 Nr. 
1, aber im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB), oder im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) wird die Grundstücksfläche, die baulich, 
gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt wird oder genutzt werden kann, in vollem 
Umfang berücksichtigt (Vervielfältiger 1,0). Als Fläche in diesem Sinne gilt die 
Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m (Tiefenbegrenzungsregelung). Bei 
Grundstücken, auf denen eine Hinterbebauung (2. Baureihe) zulässig ist, wird die Fläche bis 
zu einer Tiefe von 100 m zugrunde gelegt. Ist das Grundstück über die 
Tiefenbegrenzungsregelungen hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar 
genutzt, wird die Fläche bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Eine übergreifende 
Nutzung wird nur berücksichtigt, wenn die bauliche Anlage oder die Nutzung nicht schon von 
einer anderen Tiefenbegrenzungsregelung erfasst ist oder es sich um einen einheitlichen 
Baukörper handelt. Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken ist die Begrenzung auf alle 
Seiten, zu denen das Grundstück die Möglichkeit des Anschlusses an die Abwasseranlagen 
hat, zu beziehen; nicht herangezogen wird in diesen Fällen die Fläche, die außerhalb aller 
Tiefenbegrenzungslinien liegt. Als Bebauung im Sinne der vorstehenden Regelungen gelten 
nicht untergeordnete Baulichkeiten wie z. B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die 
Geflügelhaltung für den Eigenverbrauch und dgl., anders aber bei Stellplätzen, Carports und 
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Garagen. Für die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, 
industriell oder vergleichbar genutzten Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen 
Abstand von der Straße, dem Weg oder dem Platz ohne Rücksicht darauf, ob darin eine 
Abwasseranlage verlegt ist.  
Der Abstand wird 
a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder den Platz angrenzen, von der 
Straßengrenze aus gemessen, 
b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung 
verbunden sind, vom Ende der Zuwegung an gemessen,  
c) bei Grundstücken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder in einer Lage zur 
Straße oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden 
kann, als Kreisbogen um den Mittelpunkt des Platzes, des Wendehammers, der Straße oder 
des Weges gebildet,  
d) bei Grundstücken, die nicht an die Straße, den Weg oder den Platz angrenzen, von der 
nächsten zugewandten Grundstücksseite an gemessen. 
 
3. Für bebaute Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird als Grundstücksfläche die 
mit baulichen Anlagen, die angeschlossen oder anschließbar sind, überbaute Fläche 
vervielfältigt mit 5,0; diese Regelung gilt nur für die ersten 300 m² überbaute Fläche, die 
übrige überbaute Grundstücksfläche wird mit 3,0 multipliziert – dies gilt nicht, wenn 
nachweislich eine über die 300 m² hinausgehende Wohnnutzung oder eine gewerbliche, 
industrielle oder vergleichbare Gebäudenutzung erfolgt oder erfolgen kann, für diese Fläche 
ist der Faktor 5,0 maßgeblich. Der unbebaute und gewerblich, industriell oder in 
vergleichbarer Weise nutzbare Teil von Grundstücken im Außenbereich wird zusätzlich 
berücksichtigt. Höchstens wird die tatsächliche Grundstücksfläche berücksichtigt. Die nach 
Satz 1 ermittelte Fläche wird den baulichen Anlagen derart zugeordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der baulichen Anlagen verlaufen 
(Umgriffsfläche); bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung, 
und soweit Flächen nach Satz 2 dabei überdeckt würden, erfolgt eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf den anderen Seiten. Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für unbebaute 
Grundstücke im Außenbereich, die anschließbar sind, weil sie früher bebaut waren und nach 
§ 35 BauGB wieder bebaubar sind, entsprechend. Als mit baulichen Anlagen überbaute 
Fläche gilt die Fläche, die früher auf dem Grundstück überbaut war. Bei Grundstücken im 
Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine der baulichen Nutzung 
vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf 
die sich die Planfeststellung bezieht. 
 
4. Anstelle der in Nr. 1 bis 3 geregelten Vervielfältiger wird die (bebaute und unbebaute) 
Grundstücksfläche bei nachfolgenden Funktionen in den Fällen der Nr. 1 aufgrund der 
zulässigen, in den Fällen der Nr. 2 und 3 aufgrund der zulässigen oder tatsächlichen 
Nutzungen mit nachstehenden Vervielfältigern angesetzt: 
 
a) Friedhöfe 0,5; bei Bebauung, insbesondere mit einer Kirche (auch z. B. Moschee, Tempel 
und Synagoge) oder einer Friedhofskapelle, darf die beitragspflichtige Fläche nicht kleiner 
sein, als die Fläche nach Ziff. 3 
b) Sportplätze 0,5 
c) Kleingärten 0,5 
d) Flächen für den Naturschutz und die Landespflege 0,003 
e) Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen 0,025 
f) Freibäder u. Schwimmbäder 0,5 
g) Campingplätze 0,7 
h) Gartenbaubetriebe und Baumschulen ohne Gewächshausflächen 0,4 
i) Gartenbaubetriebe und Baumschulen mit Gewächshausflächen 0,7 
j) Kiesgruben 1,0 
l) Festplätze 0,3 
k) Abfallbeseitigungseinrichtungen 1,0 
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5. Als in vergleichbarer Weise genutzt gelten insbesondere Schulhöfe, Kompostieranlagen, 
Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplätze und Kiesgruben, die zu ihrer bestimmungs- und 
ordnungsgemäßen dauerhaften Nutzung auf eine öffentliche Abwasserentsorgung 
angewiesen sind bzw. bei denen die unmittelbare betriebliche Nutzbarkeit verbessert wird. 
 
(3) Soweit Grundstücke im Bereich eines Bebauungsplanes oder in einem Gebiet liegen, für 
das die Gemeinde einen Bebauungsplanentwurf beschlossen hat, der die Voraussetzungen 
des § 33 BauGB erfüllt, wird die Fläche, auf die der Bebauungsplan die bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht, mit der 
festgesetzten Geschossflächenzahl vervielfältigt. - Ist eine maximale Geschossfläche im 
Bebauungsplan festgesetzt, wird diese der Beitragsverteilung zugrunde gelegt. - Ist die 
Geschossfläche nach Satz 1 oder Satz 2 wegen anderer Festsetzungen im Bebauungsplan, 
z. B. Baulinien und Baugrenzen, nicht zu erreichen, so gilt die niedrigere erreichbare Fläche. 
- Ist anstelle der Geschossflächenzahl die höchstzulässige Höhe der baulichen Anlage 
festgesetzt, wird die Geschossflächenzahl errechnet, indem die höchstzulässige Höhe der 
baulichen Anlage durch 3,5 geteilt wird, wobei Bruchzahlen auf eine Stelle hinter dem 
Komma kaufmännisch auf- oder abgerundet werden. - Ist anstelle der Geschossflächenzahl 
eine Baumassenzahl gemäß § 21 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt, wird die 
Geschossflächenzahl errechnet, indem die Baumassenzahl durch 3,5 geteilt wird. 
Bruchzahlen werden auf eine Stelle hinter dem Komma kaufmännisch auf- oder abgerundet. 
- Sind im Bebauungsplan lediglich Geschosszahl und Gebietsart festgesetzt, ist die 
Geschossflächenzahl maßgebend, die sich aus § 17 Abs. 1 BauNVO 1990 als jeweils 
geltende höchstzulässige Geschossflächenzahl ergibt. - Enthält der Bebauungsplan keine 
anderen Festsetzungen als über die höchstzulässigen Grundflächen der baulichen Anlagen, 
errechnet sich die Geschossfläche durch Multiplikation der höchstzulässigen Grundflächen 
mit der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse. - Ist die tatsächlich vorhandene 
Geschossfläche größer als die nach den vorstehenden Vorschriften ermittelte, so gilt diese 
höhere, tatsächliche Geschossfläche. 
 
Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte GFZ zugelassen oder vorhanden, ist diese 
zugrunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die 
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten wird. 
 
(4) Soweit Grundstücke nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, aber im 
unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB), einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder im 
Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) liegen, 
wird die Geschossfläche bei bebauten Grundstücken ermittelt aus der Grundfläche der 
baulichen Anlage vervielfältigt mit der Zahl der vorhandenen Vollgeschosse i.S. der 
Landesbauordnung. Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind nur Vollgeschosse im 
Sinne der Landesbauordnung. Soweit in einem Gebäude, das dem dauernden Aufenthalt 
von Menschen dient, die vorhandenen Geschosse alle nicht die Voraussetzungen der 
Landesbauordnung erfüllen, wird ein Vollgeschoss angesetzt. Für Dachgeschosse, die 
Vollgeschosse sind, werden 75 v.H. der Grundfläche der baulichen Anlage angerechnet. 
Weist der Beitragspflichtige nach, dass die tatsächliche vorhandene Geschossfläche 
geringer ist, so wird diese zugrunde gelegt. Ist die tatsächlich vorhandene Geschossfläche 
größer als die nach den vorstehenden Vorschriften ermittelte, so gilt diese höhere, 
tatsächliche Geschossfläche. 
 
(5) Soweit Grundstücke in den Fällen des Absatzes 4 unbebaut sind, wird die 
Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl vervielfältigt, die sich unter 
Berücksichtigung der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Bebauung nach 
Absatz 4 als zulässige Geschossflächenzahl ergibt. 
 
(6) Absatz 4 gilt für an die Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossene Grundstücke im 
Außenbereich entsprechend. Für unbebaute Grundstücke im Außenbereich, die 
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anschließbar sind, weil sie früher bebaut waren und nach § 35 BauGB wieder bebaubar sind, 
gilt die frühere Geschossfläche bzw. Geschossflächenzahl. 
 
(7) Sind unterschiedliche Geschossflächenzahlen, Vollgeschosszahlen, Baumassenzahlen 
oder Gebäudehöhen auf einem Grundstück zulässig oder vorhanden, gilt die jeweils höchste 
auf dem Grundstück zulässige oder vorhandene Geschossflächenzahl, Vollgeschosszahl, 
Baumassenzahl oder Gebäudehöhe. Bei Grundstücken, auf denen teilweise eine 
höchstzulässige Zahl von Vollgeschossen oder Geschossflächenzahl und teilweise eine 
maximal zulässige Gebäudehöhe oder Baumassenzahl vorhanden oder möglich ist, gilt die 
höchste für das Grundstück ermittelte vorhandene oder mögliche Geschosszahl. 
 
(8) Soweit keine ausdrücklichen Festsetzungen bestehen oder soweit nicht eine tatsächlich 
größere Geschossfläche vorhanden ist, gilt: 
1. Für Campingplätze und Freibäder wird eine Geschossflächenzahl von 0,2 zugrunde 
gelegt. 
2. Für Grundstücke, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder 
industriell genutzt werden können oder werden, sowie Grundstücke mit Bebaubarkeit von 
untergeordneter Bedeutung, gilt eine Geschossflächenzahl von 0,7. 
3. Für Grundstücke, die ausschließlich mit Garagen oder Stellplätzen bebaut sind oder 
bebaut werden dürfen, wird eine Geschossflächenzahl von 0,2 zugrunde gelegt. 
4. Für Sportplätze, Festplätze und Grundstücke mit ähnlicher Nutzung sowie 
Dauerkleingärten wird eine Geschossflächenzahl von 0,1 zugrunde gelegt. 
 
(9) Überbaute Flächen von baulichen Anlagen oder selbstständigen Teilen von baulichen 
Anlagen auf angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (Abs. 2 Nr. 3), die ihrerseits 
nicht angeschlossen sind oder nicht angeschlossen werden können und nach der Art ihrer 
Nutzung auch keinen Anschlussbedarf haben oder nicht angeschlossen werden dürfen, 
bleiben bei der Kalkulation des Beitragssatzes und der Festsetzung und Erhebung des 
Beitrages unberücksichtigt. 
 

II. Anschlussbeitrag für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
 
(10) Der Anschlussbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigungseinrichtung wird als 
nutzungsbezogener Flächenbeitrag berechnet und erhoben. 
 
(11) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrags wird die Grundstücksfläche 
mit der Grundflächenzahl (GRZ) vervielfacht. 
 
(12) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt Absatz 2. 
 
(13) Als Grundflächenzahl nach Absatz 11 gilt, 
 
1. soweit ein Bebauungsplan besteht oder die Grundstücksfläche in einem Gebiet liegt, für 
das ein Bebauungsplanentwurf die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, die darin 
festgesetzte höchstzulässige Grundflächenzahl, 
 
2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan bzw. einem 
Bebauungsplanentwurf nach § 33 BauGB eine Grundflächenzahl nicht bestimmt ist, die in 
der näheren Umgebung rechtlich zulässige Grundflächenzahl nach der jeweils gültigen 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
 
3. die Grundflächenzahl der tatsächlich vorhandenen Bebauung, wenn die Grundflächenzahl, 
die sich nach den Nr. 1 und 2 ergibt, überschritten wird, 
 
4. für selbstständige Garagen- und Einstellplatzgrundstücke 1,0, 
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5. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) sowie bei Friedhofsgrundstücken, Dauer-
Kleingartenanlagen, Schwimmbädern, Festplätzen und Sportplätzen 0,2. 
 
(14) Bestimmt der Bebauungsplan oder die sonstige Satzung bzw. der 
Bebauungsplanentwurf nach § 33 BauGB, dass die Einleitung von Niederschlagswasser nur 
in eingeschränktem Umfang zulässig ist (Versickerungsgebot), reduziert sich die nach 
Absatz 11 und Absatz 13 Nr. 1 bis 5 ermittelte beitragspflichtige Fläche nach den 
nachstehenden Nr. 14.1 und 14.2. Versickerungsgebot im Sinne dieser Satzung ist das 
Gebot, das auf einem Grundstück anfallende Niederschlagswasser ganz bzw. teilweise auf 
ihm zu versickern. Gleichzusetzen sind der Versickerung alle Vorgänge, die zu keinem 
Abfluss in die Niederschlagswasseranlagen führen. 
14.1 Ist im Bebauungsplan oder der sonstigen Satzung sowie im Bebauungsplanentwurf 
nach § 33 BauGB festgesetzt, dass für ein Grundstück ein teilweises Versickerungsgebot 
besteht, ist die nach Absatz 6 ermittelte beitragspflichtige Fläche durch den Quotienten 
zwischen der Zahl 100 und dem Prozentsatz der einleitbaren Niederschlagswassermenge zu 
teilen. 
14.2 Ist im Bebauungsplan oder der sonstigen Satzung sowie im Bebauungsplanentwurf 
nach § 33 BauGB festgesetzt, dass für die gesamte befestigte Fläche eines Grundstücks ein 
Versickerungsgebot besteht, und ist aufgrund eingeschränkter Versickerungsfähigkeit des 
Untergrundes ein Drosselabfluss mit Anschluss an die öffentliche 
Niederschlagswasseranlage zugelassen, ist die nach Absatz 6 ermittelte beitragspflichtige 
Fläche mit dem Faktor 0,5 zu multiplizieren. 
 
(15) Entfallen die Einleitungsbeschränkungen nach Absatz 14 nachträglich für ein 
Grundstück ganz oder teilweise, entsteht die Beitragspflicht für die bisher beitragsreduzierten 
Flächen mit dem Zeitpunkt des Wegfalls der Einleitungsbeschränkungen entsprechend ihrem 
dann geltenden bzw. vorhandenen Umfang. 
 

§ 9 
Beitrags- und Vorauszahlungspflichtige 

 
(1) Beitrags- und Vorauszahlungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Bescheides Eigentümer des Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich 
Berechtigter ist. Mehrere Beitrags- und Vorauszahlungspflichtige sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitrags- und vorauszahlungspflichtig. 
 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder dem dinglichen Recht und 
im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf dem Wohnungs- und Teileigentum. 
 

§ 10 
Entstehung des Beitragsanspruchs 

 
(1) Der Beitragsanspruch für die Abwasserbeseitigung entsteht mit der betriebsfertigen 
Herstellung und Anschaffung der öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen vor dem 
Grundstück, einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses bei Anlieger- und 
Hinterliegergrundstücken gem. § 4 Abs. 5 der Satzung der Stadt über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils 
geltenden Fassung. Soweit ein Beitragsanspruch nach Satz 1 noch nicht entstanden ist, 
entsteht er spätestens mit dem tatsächlichen Anschluss. Mittelbare Anschlüsse (z. B. über 
bestehende Grundstücksanschlüsse) stehen dem unmittelbaren Anschluss an die 
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gleich. 
 
(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht der Beitragsanspruch mit dem Anschluss, frühestens 
jedoch mit der Genehmigung des Anschlusses durch die Stadt. 
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(3) In den Fällen des § 8 Abs. 9 entstehen die Beitragsansprüche für die bei der Festsetzung 
und Erhebung nicht berücksichtigten Flächen mit dem tatsächlichen Anschluss. 
 

§ 11 
Vorauszahlungen 

 
Auf Beiträge können bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen 
gefordert werden, sobald mit der Ausführung einer Maßnahme begonnen wird. § 9 gilt für die 
Vorauszahlungspflichtigen entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung wird bei der 
Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber dem Schuldner des endgültigen Beitrages 
verrechnet. 
 

§ 12 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag und die Vorauszahlung werden durch Bescheid festgesetzt und sind 
einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bei der Festsetzung und 
Erhebung von Vorauszahlungen können längere Fristen bestimmt werden. 
 

§ 13 
Ablösung 

 
Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag 
zwischen dem künftigen Beitragspflichtigen und der Stadt in Höhe des voraussichtlich 
entstehenden Anspruches abgelöst werden. Für die Berechnung des Ablösebetrags gelten 
die Bestimmungen dieser Satzung. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch 
die Zahlung des Ablösungsbetrags ist die Beitragspflicht abgegolten. 

 
§ 14 

Beitragssätze 
 

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung beträgt 7,20 €/m² anrechenbarer Grundstücksfläche. 
 
(2) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigungseinrichtung beträgt 1,80 €/m² anrechenbarer 
Grundstücksfläche. 
 
 

III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
 

§ 15 
Grundsätze der Gebührenerhebung 

 
(1) Für die Vorhaltung und die Inanspruchnahme (Benutzung) der öffentlichen zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen und für die nach dem Abwasserabgabengesetz, in der 
jeweils geltenden Fassung, zu entrichtende Abwasserabgabe werden 
Schmutzwassergebühren nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben. 
 
(2) Schmutzwassergebühren werden als Grundgebühren für das Vorhalten der jederzeitigen 
Leistungsbereitschaft für die Grundstücke, die an die öffentlichen zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind, und als Zusatzgebühren für die 
Grundstücke, die in die öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen einleiten oder in 
diese entwässern, erhoben. 
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(3) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen der Stadt 
auch laufende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren die Stadt sich zur 
Schmutzwasserbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus Baukostenzuschüssen für 
Anlagen Dritter (§ 5 Abs. 1 Satz 2) und Abschreibungen für die der Stadt übertragenen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen, insbesondere aufgrund von städtebaulichen Verträgen, 
ein. Der Wert von übertragenen Schmutzwasseranlagen gilt für die Zinsberechnung als aus 
beitragsähnlichen Entgelten finanziert. 
 

§ 16 
Grundgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 
(1) Die Grundgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die Vorhaltung 
berücksichtigenden Maßstab erhoben. 
 
(2) Der Berechnung der Grundgebühr wird der Dauerdurchfluss (Q3 = nach MID: Measuring 
Instruments Directive – Europäische Messgeräte-Richtlinie 2004/22/EG) bzw. der 
Nenndurchfluss (Qn = Nenngröße des Wasserzählers: alte EWG Messgeräte – Richtlinie 
75/33/EWG) des/der für die Wasserversorgung des Grundstücks erforderlichen 
Wasserzähler/s zugrunde gelegt. Dies gilt sowohl bei Wasserbezug aus einem öffentlichen 
Versorgungsnetz als auch bei ausschließlichem oder teilweisem Wasserbezug aus privaten 
Wasserversorgungsanlagen. 
 
(3) Wasserentnahmestellen, die keinen Anschluss an die öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen haben (wie z. B. Feuerlöschanlagen oder Gartenzapfstellen), 
bleiben auf Antrag bei der Festsetzung des Durchflusses unberücksichtigt.  
 
(4) Eine rückwirkende Herabsetzung des Durchflusses ist ausgeschlossen, es sei denn, der 
erstmalige Einbau des/der entsprechenden Wasserzähler/s erfolgte innerhalb von sechs 
Monaten vor der Mitteilung.  
 
(5) Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Wasserzähler, so wird die Grundgebühr 
nach der Summe der Leistungen der einzelnen Wasserzähler bemessen.  
 
(6) Bei Grundstücken, die ihre Wassermengen aus öffentlichen oder ganz oder teilweise 
privaten Wasserversorgungsanlagen entnehmen, ohne einen Wasserzähler zu verwenden, 
wird von der Stadt die Leistung des/der Wasserzähler/s festgesetzt, der nach den geltenden 
Vorschriften oder den nachgewiesenen Leistungen erforderlich sein würde, um die dem 
Grundstück zugeführten Wassermengen zu messen.  
 
(7) Ergibt sich bei der Festsetzung des Durchflusses ein Zwischenwert, so ist die Höhe der 
Grundgebühr unter Berücksichtigung der kaufmännischen Auf- und Abrundungsregelungen 
entsprechend zu errechnen. 
 

§ 17 
Zusatzgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 
(1) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die tatsächliche 
Inanspruchnahme berücksichtigenden Maßstab erhoben. 
 
(2) Der Maßstab für die Zusatzgebühr ist die Schmutzwassermenge, die in die öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen gelangt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ 
Schmutzwasser. Zwischenwerte bei den Messwerten werden unter Berücksichtigung der 
kaufmännischen Auf- und Abrundungsregelungen errechnet. 
 
(3) Als in die öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen gelangt gelten 
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1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte 
und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 
2. die auf dem Grundstück gewonnene und/oder dem Grundstück sonst zugeführte 
Wassermenge, 
3. die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge, insbesondere wenn eine 
Schmutzwassermesseinrichtung besteht. 
 
(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Schmutzwassermessanlage nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Stadt unter 
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge der letzten drei Vorjahre und 
unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Die 
gemessene Menge gilt auch dann als Gebührenbemessungsgrundlage, wenn sie ungenutzt 
(etwa durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder Rohrbrüche hinter dem 
Wasserzähler) verloren gegangen ist. Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der/die 
Wasserzähler über die nach der Verordnung über das Inverkehrbringen und die 
Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt sowie über ihre Verwendung und Eichung 
(Mess- und Eichverordnung – MessEV) vom 11.12.2014 (BGBl. 2014 I S. 2010, 2011), in der 
jeweils geltenden Fassung, zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt oder 
anzeigen, oder ist/sind der/die Zähler stehen geblieben, so schätzt die Stadt den 
Wasserverbrauch gemäß § 162 Abgabenordnung (AO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.2025 (BGBl. I Nr. 24), in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 1, die aus privaten Wasserversorgungsanlagen 
entnommen wurde, und die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 2 hat der Gebührenpflichtige der 
Stadt für den Bemessungszeitraum (Kalenderjahr) bis zum 10. Januar des folgenden Jahres 
anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine 
Kosten einbauen, überwachen, warten und verplomben lassen muss. Die Wasserzähler 
müssen den mess- und eichrechtlichen Bestimmungen entsprechen. Wenn die Stadt auf 
solche Messeinrichtungen verzichtet, kann die Stadt als Nachweis über die Wassermengen 
prüfbare Unterlagen verlangen. Soweit im Fall von Abs. 3 Nr. 2 und 3 Wasser, das wegen 
Verunreinigungen über Abscheider den Schmutzwasseranlagen zugeführt werden muss 
oder tatsächlich zugeführt wird, nicht gemessen wird, wird die eingeleitete Menge berechnet 
aus der bebauten und befestigten Fläche des Grundstücks, vervielfältigt mit dem 
durchschnittlich im Entsorgungsgebiet im Jahr (Mittel der letzten fünf Jahre) anfallenden 
Niederschlag. Die Stadt ist in den Fällen des Abs. 3 berechtigt, die Mengen zu schätzen, 
wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Einleitungsmenge des Vorjahres, von Daten zur Pumpenleistung oder 
aufgrund anderer bekannter Werte, z. B. vergleichbarer Zeiträume oder 
Schmutzwassermengen vergleichbarer Grundstücke. 
 
(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Schmutzwasseranlagen 
gelangt sind oder gelangen sollen, werden auf Antrag und/oder nach ausdrücklicher 
widerruflicher vorheriger Genehmigung durch die Stadt abgesetzt. Die Absetzungsmenge 
wird auf 100 m³ pro Jahr begrenzt. Der Antrag ist bei der Stadt jeweils nach Ablauf des 
Kalenderjahres bis zum 10. Januar des folgenden Jahres unter Angabe und Nachweis der 
zur Berechnung erforderlichen Daten (Ablesedatum, Zählerstand, Zählernummer und 
Angaben zum Objekt) zu stellen. Diese Wassermengen sind durch geeichte, frostsichere und 
fest eingebaute Wasserzähler („Abzugszähler“) nachzuweisen, die innerhalb eines 
Gebäudes einzubauen sind und nicht unter eine Zapfstelle (Wasserhahn) geschraubt 
wurden, die der Gebührenpflichtige durch einen Fachbetrieb auf seine Kosten einbauen 
(installieren) sowie verplomben lassen muss und auf seine Kosten zu betreiben und zu 
unterhalten hat. Dabei sind die Regeln der Technik, insbesondere der DIN EN 1717 bzw. 
DIN 1988 (Technische Regeln für Trinkwasserinstallation), in der jeweils geltenden Fassung, 
einzuhalten. Dieses ist auf dem Antrag durch den Antragsteller sowie den Fachbetrieb zu 
bestätigen. Nur in begründeten Ausnahmefällen können Zähler zur Montage an 
Außenzapfstellen verwendet bzw. genehmigt werden. Die Stadt bestimmt die geeignete 
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Bauart. Zapfhahnzähler müssen mit der Außenzapfstelle derart verplombt werden, dass ein 
Entfernen des Zählers ohne Zerstörung der Plombe nicht möglich ist. Der Gebührenpflichtige 
ist für eine geeignete Herrichtung der Zapfstelle und einen ausreichenden Schutz des 
Außenzählers, insbesondere vor Frost, verantwortlich. 
 
Die Messeinrichtungen müssen so eingebaut werden, dass sie jederzeit zu Kontrollzwecken 
eingesehen werden können. 
 
Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, der Stadt unter Angabe der Zählernummer, des 
Eichdatums, der Angaben zum Objekt, des Einbautages und des Zählerstandes den Einbau 
anzuzeigen. Dies gilt auch für den Fall eines Zählerwechsels oder Zähleraustausches, der 
ebenfalls nur durch einen Fachbetrieb vorgenommen werden dürfen. Dabei ist das 
Antragsformular der Stadt zu verwenden. Der gewechselte bzw. getauschte Wasserzähler ist 
zu Kontrollzwecken noch mindestens ein Jahr vom Antragsteller vorzuhalten und auf 
Verlangen der Stadt vorzulegen. 
 
Die Stadt hat das Recht der jederzeitigen Kontrolle der Installation sowie des Zählerbetriebes 
und der Verplombung und/oder Manipulationssicherungen und kann das Anbringen von 
Verplombungen und/oder Manipulationssicherungen verlangen oder selbst vornehmen bzw. 
vornehmen lassen. Eine Verplombung und/oder Manipulationssicherung muss immer vor der 
Inbetriebnahme des Abzugszählers erfolgen.  
 
Die Wasserzähler müssen ständig den mess- und eichrechtlichen Bestimmungen auf Kosten 
des Gebührenpflichtigen entsprechen. Die Kosten auch einer eventuellen Nacheichung trägt 
der Gebührenpflichtige. Dies gilt auch dann, wenn die Stadt die Wasserzähler zur Verfügung 
stellt oder gestellt hat bzw. ein Rechtsvorgänger der Stadt dies getan hat. 
 
Wenn die Stadt ausnahmsweise auf solche Messeinrichtungen (Abzugszähler) verzichtet 
oder verzichtet hat, dann kann die Stadt jederzeit als Nachweis über die Wassermengen 
prüfbare Unterlagen verlangen. 
 
Die geeichten und frostsicheren Wasserzähler zur Messung nicht eingeleiteter 
Wassermengen sind an einer Stelle fest einzubauen oder anzubringen, an der die 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass dahinter kein Wasser entnommen werden kann, das in die 
öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen eingeleitet wird. Die Stadt kann nach 
Anhörung des Gebührenpflichtigen auf dessen Kosten entsprechende Gutachten anfordern. 
 
Von dem Abzug sind ausgeschlossen: 
a) hauswirtschaftlich genutztes Wasser, 
b) zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchtes Wasser, 
c) für Schwimmhallen, -becken und Pools (Planschbecken usw.) verwendetes Wasser und 
d) für Vieh-, Pferde- und Tiertränken verwendetes Wasser. 
 
Der Nachweis der in Autowaschanlagen, Bäckereien, Schlachtereien usw. verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermengen sowie für aus Schwimmbecken verdunstete 
Wassermengen ist für die jeweilige Anlage durch ein Einzelgutachten auf Kosten des 
Antragstellers von einem öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen zu führen. 
Nach Überprüfung des Gutachtens durch die Stadt erfolgt die Festsetzung der prozentualen 
Verlustmenge unter Zugrundelegung der Jahresfrischwassermenge für die Anlage. Neu-, 
Aus- oder Umbau der Anlage sowie Umstellungen des Wasserverbrauches oder der 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind der Stadt innerhalb eines Monats mitzuteilen und 
erfordern die Vorlage eines neuen Gutachtens. 
 
Der Gebührenpflichtige ist für die Wartung und die gesetzlich vorgeschriebene Eichung von 
privaten Nebenwasserzählern („Abzugszählern“) allein verantwortlich. Diese Zähler müssen 
auch dem Eichamt innerhalb von sechs Wochen nach Einbau unter „www.eichamt.de“ 
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gemeldet werden. Nähere Informationen zur Verwenderanzeige gem. § 32 des Gesetzes 
über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt, ihre 
Verwendung und Eichung sowie über Fertigpackungen (Mess- und Eichgesetz – MessEG) 
vom 25.07.2013 (BGBl. I S. 2722, 2723), in der jeweils geltenden Fassung, sind unter 
„www.eichamt.de“ erhältlich. Dort wird ein „Infoblatt Anzeigepflicht“ zum Herunterladen zur 
Verfügung gestellt. Bei nicht richtiger, nicht vollständiger, nicht rechtzeitiger oder 
Nichtanmeldung kann vom Eichamt ein Bußgeld auferlegt werden. 
 
Zu viel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. Ein Abzug der 
Wassermengen erfolgt nicht, wenn  
- kein Antrag oder keine Genehmigung über den ordnungsgemäßen Einbau des Zählers 
vorliegen, 
- die Zählerdaten nicht rechtzeitig der Stadt mitgeteilt werden, 
- die Eichfrist des Zählers abgelaufen ist, 
- die Verplombung und/oder Manipulationssicherung nicht oder nicht ständig vorhanden ist 
oder 
- die sonstigen in Absatz 6 aufgeführten Bestimmungen nicht eingehalten oder 
nachgewiesen worden sind. 
 
(7) Wassermengen, die nachweislich durch einen Wasserrohrbruch nicht in die öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen gelangt sind, werden ebenfalls auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist 
möglichst unverzüglich nach der Kenntnisnahme des Ereignisses zu stellen. Der Nachweis 
des Wasserrohrbruches und der Versickerung des Wassers hat durch überprüfbare 
Rechnungen über die Reparatur und/oder durch das Anerkenntnis einer Versicherung zu 
erfolgen. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt stets dem Gebührenpflichtigen. 
Die Zusatzgebühren werden bei Wohngrundstücken anhand der durchschnittlichen 
Verbrauchsmenge des Vorjahres bzw. der Vorjahre errechnet oder geschätzt; der 
Differenzbetrag wird erstattet bzw. verrechnet. Bei sonstigen Grundstücken ist der Nachweis 
über Einzelgutachten auf Kosten des Gebührenpflichtigen zu führen. 
 
(8) Ist der Einbau von Wasserzählern wegen der baulichen Gegebenheiten oder aus 
sonstigen Gründen nicht zumutbar, wird bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung 
die Wassermenge um 8 cbm pro Jahr für jede Großvieheinheit, bezogen auf den 
statistischen Umrechnungsschlüssel, abgesetzt; der Gebührenberechnung wird mindestens 
eine Abwassermenge von 40 cbm/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die 
Berechnung sind die in dem Jahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl und die 
durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Personenzahl. 
 

§ 18 
Erhebungs- und Leistungszeitraum 

 
(1) Der Erhebungszeitraum für die Schmutzwassergebühren und Leistungszeitraum für die 
Abnahme des Abwassers ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben 
wird (§ 17 Abs. 3, 4 und 5) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum 
(Kalenderjahr) übereinstimmt, ist der Wasserverbrauch dem Erhebungszeitraum 
entsprechend dem anteiligen Verbrauch je Tag aus den verschiedenen Ableseperioden 
zuzuordnen. 
 
(3) Die Messeinrichtungen werden von den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt oder 
auf Verlangen der Stadt vom Gebührenschuldner selbst gegen Ende des 
Erhebungszeitraums abgelesen. Werden tatsächlich Wasserzähler, mit elektronischer 
Schnittstelle, mit oder ohne Einrichtung zur Fernauslesung, eingesetzt und betrieben, dürfen 
diese Daten auch gespeichert, ausgelesen und verarbeitet werden. Aufgrund der 
festgestellten Zählerstände wird die während des gesamten Erhebungszeitraums 
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(Kalenderjahr) verbrauchte Trinkwassermenge (Frischwassermenge) von der Stadt durch 
Hochrechnung taggenau zum 31. Dezember des Kalenderjahres ermittelt, indem die 
abgelesene Trinkwasserverbrauchsmenge (Frischwasserverbrauchsmenge) durch die 
Anzahl der Tage des Ablesezeitraumes (01.01. eines jeden Jahres bis einschließlich 
Ablesetag) dividiert und mit der Zahl der Tage des Erhebungszeitraums multipliziert wird. Der 
derart durch Hochrechnung ermittelte Zählerstand (Endwert) ist zugleich Anfangswert für die 
Abrechnung des folgenden Erhebungszeitraums. Eine vom Gebührenschuldner zum 31. 
Dezember nochmals vorgenommene tatsächliche Ablesung findet bei der Abrechnung keine 
Berücksichtigung. Der Grundstückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Messanlagen leicht zugänglich sind. 
 
(4) Solange die Bediensteten oder Beauftragten der Stadt die Räume des 
Grundstückseigentümers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten können, die Ablesung 
des Gerätes durch Verschmutzung o. Ä. nicht möglich ist, der Zähler überhaupt nicht 
anzeigt, der notwendige Zähleraustausch aus Gründen, die der Grundstückseigentümer zu 
vertreten hat, nicht vorgenommen werden kann oder nicht vorgenommen werden konnte und 
für den Fall der verweigerten oder unterbliebenen Selbstablesung, darf die Stadt den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse 
sind dabei angemessen zu berücksichtigen. 
 

§ 19 
Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr besteht, sobald und solange das Grundstück an 
die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen ist. 
 
(2) Die Gebührenpflicht für Zusatzgebühren entsteht und besteht, sobald und solange das 
Grundstück an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung 
angeschlossen ist und der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung von 
dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. 
 

§ 20 
Entstehung, Änderung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme durch die Einleitung von 
Abwasser. Die Abrechnung entstandener Ansprüche erfolgt jährlich (§ 18); durch die Stadt 
werden Vorauszahlungen erhoben (§ 21). 
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des 
Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Der bisherige 
Grundstückseigentümer ist gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren 
verantwortlich, die bis zum Zeitpunkt entstanden sind, zu dem die Stadt Kenntnis von dem 
Eigentumswechsel erhält. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. 
 
(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühren, so mindert oder erhöht 
sich die Gebühr vom Ersten des Monats an, der auf die Änderung folgt. Werden der Stadt 
die Veränderungen nicht rechtzeitig mitgeteilt, so wird eine Minderung erst ab dem 
Monatsersten berücksichtigt, der auf den Monat des Mitteilungseinganges folgt. 
 
(4) Die Gebührenpflicht endet, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die 
Zuführung von Abwasser endet und die Grundstücksabwasseranlagen außer Betrieb 
genommen und dieses der Stadt mitgeteilt wird. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines 
Monats, so werden die Gebühren bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die 
Veränderung erfolgt. 
 

§ 21 
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Vorauszahlungen 
 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Stadt Vorauszahlungen auf die 
Gebühren erhoben und verlangt. Die Höhe richtet sich nach den voraussichtlichen Gebühren 
für das laufende Jahr. 
 
(2) Die festgesetzten Vorauszahlungen nach Absatz 1 Satz 2 sind am 01.02., 01.03., 01.04., 
01.05., 01.06., 01.07., 01.08., 01.09., 01.10., 01.11. und 01.12. des laufenden 
Kalenderjahres fällig und zu leisten. Zu viele entrichtete Vorauszahlungen werden mit 
Bekanntgabe des Jahresgebührenbescheides verrechnet bzw. erstattet. Wenn die 
Vorauszahlungen allein oder zusammen mit anderen Abgaben und/oder Geldleistungen 
angefordert werden, kann ein abweichender Fälligkeitszeitpunkt bestimmt werden. 
 
(3) Die Höhe der Vorauszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des 
Vorjahres und des maßgeblichen Gebührenmaßstabes und der Gebührensätze für das 
laufende Jahr festgesetzt. Die durch den bisherigen Bescheid festgesetzten Teilbeträge sind 
zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, bis ein neuer Bescheid erteilt wird. 
Wird im Laufe des Kalenderjahres festgestellt, dass sich Veranlagungsdaten gegenüber dem 
Vorjahr wesentlich verändert haben, oder kann der Eintritt solcher Veränderungen vom 
Gebührenpflichtigen glaubhaft gemacht werden, so werden die Vorauszahlungen auf Antrag, 
der spätestens zwei Wochen vor Fälligkeit bei der Stadt eingegangen sein muss, 
angeglichen. 
 
(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird für 
Vorauszahlungen von den Grundstücksverhältnissen bei Entstehen der Gebührenpflicht 
ausgegangen bzw. wird von der Stadt eine Schätzung der Abwassermengen vorgenommen. 
 
(5) Ergibt sich bei der Berechnung der Vorauszahlungen ein Zwischenwert, so ist die Höhe 
der Vorauszahlungen unter Berücksichtigung der kaufmännischen Auf- und 
Abrundungsregelungen entsprechend zu errechnen. 
 

§ 22 
Gebühren- und Vorauszahlungsschuldner 

 
(1) Gebühren- und Vorauszahlungspflichtig ist der Eigentümer des angeschlossenen 
Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen Recht belastet, ist der 
Erbbauberechtigte oder der dinglich Berechtigte anstelle des Grundstückseigentümers 
gebühren- und vorauszahlungspflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer 
Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück 
entfallenden Gebühren und Vorauszahlungen. Miteigentümer oder mehrere aus dem 
gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. Daneben ist auch derjenige 
Schuldner, der tatsächlich Abwasser oder sonstiges Wasser in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet. Mehrere Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige sind 
Gesamtschuldner. Bei Straßen, Wegen und Plätzen ist der jeweilige Straßenbaulastträger 
oder Eigentümer bzw. Träger oder Eigentümer der sonstigen Verkehrsanlagen gebühren- 
und vorauszahlungspflichtig. 
 
(2) Beim Wechsel des Gebühren- und Vorauszahlungspflichtigen geht die Gebühren- und 
Vorauszahlungspflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Monats auf den neuen 
Pflichtigen über. Wenn der bisherige Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige die Mitteilung 
über den Wechsel versäumt, so schuldet er die Gebühren und Vorauszahlungen, die auf den 
Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Stadt entfallen, neben dem neuen 
Pflichtigen. 
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(3) Die Gebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder dem dinglichen Recht und 
im Falle des Wohnungs- und Teileigentums auf dem Wohnungs- und Teileigentum. 
 
(4) Die Bestimmungen dieser Satzung werden entsprechend auf diejenigen Personen 
angewendet, die tatsächlich Abwasser oder sonstiges Wasser ohne Genehmigung in die 
öffentlichen Abwasseranlagen einleiten. 
 

§ 23 
Fälligkeit 

 
(1) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt und sind einen Monat nach der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig; § 20 Abs. 2 bleibt unberührt. Für Vorauszahlungen gilt § 
21 Abs. 2. Sofern sich aufgrund der Vorauszahlungen eine Überzahlung gegenüber den 
festgesetzten und angeforderten Gebühren ergibt, erfolgt eine Verrechnung bzw. Erstattung. 
Die Gebühren und die Vorauszahlungen können zusammen mit anderen Abgaben, 
Kostenerstattungen und/oder Geldleistungen angefordert werden. Wenn die Gebühren und 
Vorauszahlungen allein oder zusammen mit anderen Abgaben, Kostenerstattungen und/oder 
Geldleistungen angefordert werden, kann ein abweichender Fälligkeitszeitpunkt bestimmt 
werden. 
 
(2) Erlischt die Gebühren- und Vorauszahlungspflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so 
endet damit der Erhebungszeitraum im Sinne des § 18 dieser Satzung. Die Stadt wird 
danach die Festsetzung der Gebühren nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes 
vornehmen. 
 
(3) Die Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe sind als sog. Dritte berechtigt, im Namen der Stadt 
die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die Gebühren- und Vorauszahlungsberechnung, 
die Ausfertigung und Versendung der Gebühren- und Vorauszahlungsbescheide 
durchzuführen und die zu entrichtenden Gebühren und Vorauszahlungen 
entgegenzunehmen, soweit die Stadt diese Aufgaben nicht selbst wahrnimmt. 
 
(4) Soweit sich die Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe oder die Stadt bei der Erhebung und 
Einziehung der Gebühren und/oder Vorauszahlungen eines Anderen oder weiteren Dritten 
bedient, kann die Stadt sich die zur Gebühren- und Vorauszahlungsfestsetzung und/oder 
Gebühren- und Vorauszahlungserhebung erforderlichen Berechnungsgrundlage (z. B. 
Name, Anschrift, Verbrauchsdaten) von dem Anderen oder Dritten mitteilen bzw. auf 
Datenträgern übermitteln lassen. Das Gleiche gilt für die Weitergabe der genannten Daten 
an den beauftragten Dritten. Dies gilt auch bei der Erhebung von Vorauszahlungen. Der 
Dritte unterliegt den gleichen datenschutzrechtlichen Bestimmungen und Anforderungen wie 
die Stadt. 
 
(5) Gebühren- und Vorauszahlungsfestsetzungen und/oder die entsprechenden 
Leistungsforderungen (Veranlagungen) können mit sonstigen Festsetzungen, Abrechnungen 
und Leistungsanforderungen der Stadt durch Sammelbescheid verbunden werden. 
 
 

§ 24 
Gebührensätze 

 
(1) Die Grundgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung nach § 16 wird für die nachfolgend 
aufgeführten Zählergrößen (vgl. § 16 Abs. 2 dieser Satzung) wie folgt festgesetzt: 
 
Qn m³/h Q3 m³/h EUR/Monat 
bis 2,5  bis 4,0    8,00 
bis 6,0  bis 10   32,00 
über 6,0 über 10  120,00 
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(2) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung nach § 17 beträgt 4,29 €/m³. 
 
(3) Wird in die öffentlichen Abwasseranlagen stark verschmutztes Schmutzwasser eingeleitet 
und gereinigt, so werden zu dem Gebührensatz nach Absatz 2 Zuschläge erhoben (der 
Gebührensatz erhöht sich entsprechend), wenn die BSB5-Werte von 200 mg/l und die CSB-
Werte von 500 mg/l überschritten werden: 
- bei Schmutzwasser mit einem Gehalt an absetzbaren Stoffen von 300 bis 600 mg/l um 15 
v. H., für jede weiteren angefangenen 300 mg/l um jeweils weitere 15 v. H., 
- bei Schmutzwasser mit einer Konzentration an biologisch abbaubaren Stoffen, gemessen 
am biochemischen Sauerstoffbedarf nach 5 Tagen (BSB5) von 300 bis 600 mg/l um 15 v. H., 
für jede weiteren angefangenen 300 mg/l um jeweils weitere 15 v. H., 
- bei Schmutzwasser mit einer Konzentration an chemisch oxidierbaren Stoffen, gemessen 
mittels Kaliumdichromatverbrauch und angegeben als chemischer Sauerstoffbedarf (CSB), 
von 600 - 1200 mg/l um 15 v. H., für jede weiteren angefangenen 600 mg/l um jeweils 
weitere 15 v. H. 
 
Sollten sich innerhalb eines Jahres Umstände ergeben, die zu einer wesentlichen und 
dauerhaften Veränderung des Verschmutzungsgrades führen, so kann die Stadt den 
Verschmutzungsgrad neu feststellen. Gleiches gilt, wenn der Gebühren- und 
Vorauszahlungspflichtige dieses unter Vorlage der durch ihn ermittelten Probeergebnisse 
beantragt. 
 
Der Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige kann einen Nachweis des 
Verschmutzungsgrades durch ein amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten des 
Gutachtens trägt der Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige. Sofern das Gutachten zu 
einer niedrigeren Einstufung kommt, trägt die Stadt die Kosten. 
 
 

IV. Abschnitt: Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 
 

§ 25 
Grundsätze für die Gebührenerhebung 

 
Für das Vorhalten und die Inanspruchnahme der dezentralen öffentlichen 
Schmutzwassereinrichtung werden Gebühren nach § 26 erhoben; § 15 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 
 

§ 26 
Gebührenmaßstab und Gebührensätze 

 
Die Gebühr beträgt 
 
1. bei Kleinkläranlagen 37,18 € je m³ abgefahrenen Schlamm einschließlich der von der 
Stadt anstelle der Kleineinleiter gezahlten Abwasserabgabe und 
 
2. bei abflusslosen Sammelgruben 19,74 € je m³ abgefahrenen Abwassers. 
 
Die Gebühr für die Anfahrt des Grundstücks durch das Entsorgungsfahrzeug bei erfolgloser 
Abfuhr, die der Grundstückseigentümer zu vertreten hat, beträgt pro Anfahrt 150,00 €. 
 

§ 27 
Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Kleinkläranlage oder die abflusslose 
Sammelgrube in Betrieb genommen wird. 
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(2) §§ 18, 20, 21, 22 und 23 gelten entsprechend. 
 
 

V. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
 

§ 28 
Grundsätze für die Gebührenerhebung 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen zentralen Niederschlagswasseranlagen und für 
eine dafür nach dem Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden 
Gebühren erhoben als Niederschlagswassergebühr für die Grundstücke und Straßen sowie 
anderen Verkehrsanlagen, die an die öffentlichen zentralen Niederschlagswasseranlagen 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam angeschlossen sind und/oder 
in diese entwässern und/oder als Fremdwassergebühr für die Grundstücke, die sonstiges 
Wasser in Sinne von § 5 Nr. 10 der Satzung der Stadt über die Abwasserbeseitigung 
(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS), in der jeweils geltenden Fassung, in die 
Abwassereinrichtungen einleiten.  
 
(2) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen der Stadt 
auch laufende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren die Stadt sich zur 
Niederschlagswasserbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus Baukostenzuschüssen für 
Anlagen Dritter (§ 5 Abs. 1 Satz 2) und Abschreibungen für die der Stadt übertragenen 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen, insbesondere aufgrund von städtebaulichen 
Verträgen, ein. Der Wert von übertragenen Niederschlagswasseranlagen gilt für die 
Zinsberechnung als aus beitragsähnlichen Entgelten finanziert. In die für die 
Gebührenrechnung zu kalkulierenden Kosten für die Niederschlagswasserbeseitigung 
werden auch die Kosten für Maßnahmen der Niederschlagsbewirtschaftung, die dem Schutz 
vor Überflutung zur Daseinsvorsorge dienen, und die zugehörigen Kosten zur 
Klimafolgeanpassung einbezogen. 
 

§ 29 
Gebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 
(1) Die Grundgebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach einem die 
Vorhaltungskosten der Stadt berücksichtigenden Maßstab erhoben. Die Zusatzgebühr wird 
nach der Niederschlagswassermenge bemessen, die auf der an die öffentlichen 
Niederschlagswasseranlagen angeschlossenen Grundstücksfläche anfällt und/oder 
eingeleitet wird. 
 
(2) Maßstab für die Zusatzgebühr ist die bebaute und/oder befestigte (z. B. Betondecke, 
bituminöse oder wassergebundene Decke, Pflasterung und Plattenbelag) Grundstücksfläche 
(„einleitende Fläche“) in Quadratmetern, von der aus Niederschlagswasser direkt 
(unmittelbar über den Grundstücksanschluss) oder indirekt (z. B. mittelbar über Straßen, 
Wege, Plätze, Einfahrten, Gräben, Mulden) aufgrund des Gefälles in die öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen gelangt. Unter einer befestigten Fläche ist jede 
Veränderung der natürlichen Bodenoberfläche zu verstehen, die zu einer Verdichtung führt. 
Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit (Maßstabseinheit). Flächen werden 
jeweils auf volle m² aufgerundet. 
 
(3) Der Gebührenpflichtige hat der Stadt auf deren Aufforderung binnen eines Monats den 
Umfang der bebauten und/oder befestigten Fläche („Berechnungsgrundlagen“) mitzuteilen. 
Änderungen des Umfangs der bebauten und/oder befestigten Grundstücksfläche hat der 
Gebührenpflichtige der Stadt auch ohne Aufforderung innerhalb eines Monats nach Eintritt 
der Änderung mitzuteilen. Die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten beziehen sich auf die 
Größen, die Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller Teilflächen der Grundstücke sowie 
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auf die Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von diesen 
Teilflächen. Die Erklärung zu den Berechnungsgrundlagen ist eine Abgabenerklärung i. S. 
der Abgabenordnung. 
 
(4) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Abs. 3 nicht oder nicht 
fristgemäß nach oder liegen keine geeigneten Angaben oder Unterlagen vor, so kann die 
Stadt die für die Gebührenbemessung erforderlichen Angaben schätzen. 
 
(5) Die überbaute und befestigte Grundstücksfläche (Bruttofläche) gem. Abs. 2 wird mit 
einem Abflussbeiwert (Minderungsfaktor) gemäß der Oberflächenversiegelung multipliziert, 
woraus sich die gebührenpflichtige Grundstücksfläche (Nettofläche) ergibt. Je m² so 
ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit (Maßstabseinheit). Flächen werden jeweils auf 
volle m² aufgerundet. 
 
Für die überbauten und befestigten Flächen gilt folgender Abflussbeiwert:  
 
Wassergebundene Flächen, verfugte Platten oder Pflaster mit mind. 20 % Fugenanteil und 
sickerfähigem Unterbau, Rasengittersteine, Schotter, Kies, Asche, Öko-Pflaster o. Ä. = 0,6. 
 
(6) Für Flächen, deren Niederschlagswasserabfluss entsprechend den wasserrechtlichen 
Vorschriften dauerhaft und direkt in ein natürliches oder naturnahes oberirdisches Gewässer 
eingeleitet wird oder nachweislich entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik dauerhaft auf dem Grundstück versickert, verregnet oder verrieselt, entfällt die 
Niederschlagswassergebühr. Als anerkannte Regel der Technik gelten insbesondere die 
Regelwerke der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 
(DWA). Bei Versickerungsanlagen mit Überlauf an die öffentlichen 
Niederschlagswasseranlagen wird die volle Niederschlagswassergebühr berechnet, wenn 
tatsächlich eingeleitet wird. 
 
(7) Für Niederschlagswasser, welches der häuslichen Nutzung (z. B. WC) zugeführt wird und 
das in die öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanalgen gelangt, werden 
Schmutzwassergebühren erhoben. In den Fällen, in denen Wasserzähler vorhanden sind, 
erfolgt die Berechnung nach dem ermittelten Verbrauch, andernfalls aufgrund einer 
Schätzung. § 16 Absatz 6 und 7 gelten entsprechend. Als Ausgleich für das nicht den 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen zugeführte Niederschlagswasser erfolgt eine 
Reduzierung der nach Abs. 2 ermittelten Fläche mit 1,25 m² gebührenpflichtiger Fläche je 
angefangene 1,0 m³ in die Schmutzwasseranlagen eingeleitete Menge des Vorjahres. 
 
(8) Wird durch das Aufstellen von Niederschlagswassertonnen bzw. 
Niederschlagsauffangbehältern ganz oder teilweise verhindert, dass Niederschlagswasser 
von einem Grundstück aus in die öffentlichen Niederschlagswasseranlagen gelangt und ist 
eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang nicht erteilt worden, so entsteht 
hieraus kein Anspruch auf völlige oder teilweise Freistellung von der 
Niederschlagswassergebühr. 
 
(9) Für dauerhaft angelegte bauliche Einrichtungen (z. B. Zisternen) mit einer Mindestgröße 
von 2 m³, deren Überläufe an die öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen  
angeschlossen sind, wird ein ermäßigter Gebührenmaßstab zugrunde gelegt. Die für die 
Berechnung der Abgabenerhebung zugrunde gelegte Grundstücksfläche wird um 10 m² je 
Kubikmeter Fassungsvermögen reduziert. Daraus resultierende negative 
Berechnungsgrundlagen finden keine Berücksichtigung. Für Niederschlagswassertonnen 
oder andere Auffangeinrichtungen, die ein Fassungsvermögen von weniger als 2 m³ 
Fassungsvermögen haben, wird keine Gebührenermäßigung gewährt. 
 
(10) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend auch für Straßen, Wege und Plätze 
sowie andere Verkehrsanlagen. 
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§ 30 

Gebührenmaßstab für die Fremdwasserbeseitigung und bei Fehlanschlüssen 
 

(1) Die Fremdwasser- und Fehlanschlussgebühr wird nach der Wassermenge in 
Kubikmetern bemessen, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt und eingeleitet wird oder zufällig bzw. bewusst, z. B. über schadhafte 
Grundstücksentwässerungsanlagen und/oder Fehlanschlüsse, in die öffentlichen 
Abwasseranlagen hineingelangt.  
 
(2) Bei von der Stadt genehmigter Einleitung oder Hineingelangen von Wasser aus 
Hausdrainagen als Flächendrainagen werden die nach § 29 ermittelten Flächen, von denen 
Niederschlagswasser in die öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen gelangt, 
um 20 v. H. erhöht. Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit 
(Maßstabseinheit). Bei Einleitung oder Hineingelangen von Wasser aus Hausdrainagen als 
Ringdrainagen um bebaute und/oder befestigte Flächen werden die nach § 29 ermittelten 
Flächen, von denen Wasser in die öffentliche Niederschlagswasserbeseitigungseinrichtung 
gelangt, nicht erhöht. Bei Einleitung oder Hineingelangen von Wasser aus 
landwirtschaftlichen Drainagen sind die gesamten drainierten Flächen maßgeblich. Diese 
Flächen werden mit 100 v. H. berücksichtigt. 
 
(3) Bei Einleitung oder Hineingelangen sonstigen Wassers (Grund- und Quellwasser, 
Kühlwasser, Lagerstättenwasser, Kondenswasser aus Wärmepumpen, Haltungswasser von 
Baustellen, gereinigtes Ablaufwasser aus Kleinkläranlagen) oder Abwasser aus 
Fehlanschlüssen in die öffentlichen Abwassereinanalgen sind die Wassermengen pro 
Kubikmeter (Berechnungseinheit/Maßstabseinheit) entsprechend § 17 Abs. 2 bis 7 zu 
ermitteln oder die Mengen sind maßgeblich, die aufgrund der von der Stadt in der 
Einleitungszustimmungserklärung angeordneten geeichten Messvorrichtungen ermittelt oder 
die von der Stadt errechnet werden, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet 
werden und Bruchzahlen unter 0,5 keine Berücksichtigung finden. 
 
(4) Ist bei Einleitung oder Hineingelangen sonstigen Wassers oder Abwasser aus 
Fehlanschlüssen der Einbau von geeichten Messvorrichtungen nicht möglich und auch eine 
Berechnung nach den Regeln der Technik pro Kubikmeter nicht möglich, so bestimmt sich 
die Gebühr nach der Größe der zu entwässernden Flächen in Quadratmetern. Je m² so 
ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit (Maßstabseinheit). Flächen werden jeweils auf 
volle m² aufgerundet. 
 

§ 31 
Gebührensätze 

 
(1) Bei der Niederschlagswasserbeseitigung einschließlich der Einleitung oder einem 
Hineingelangen von Wasser aus Hausdrainagen beträgt die Grundgebühr 24,00 € pro 
Grundstück und die Zusatzgebühr 0,48 € je Berechnungseinheit (je 1 m²) pro Jahr. Dies gilt 
auch für die Niederschlagswasserbeseitigung von Straßen, Wegen und Plätzen sowie 
sonstigen Verkehrsanlagen. 
 
(2) Bei der Fremdwasserbeseitigung (Einleitung oder Hineingelangen sonstigen Wassers) 
sowie bei der Abwasserbeseitigung aus Fehlanschlüssen beträgt die Benutzungsgebühr bei 
der Einleitung oder dem Gelangen in die Schmutzwasserbeseitigungsanlagen 4,29 €/m³ je 
Berechnungseinheit (pro Kubikmeter) bzw. bei sonstigem Wasser oder Abwasser aus 
Fehlanschlüssen in die Schmutzwassereinrichtungen ohne Messeinrichtung erfolgt die 
Berechnung des Gebührensatzes wie folgt: Schmutzwassergebührensatz (Zusatzgebühr 
nach § 24 Abs. 2) x durchschnittliche Niederschlagswassermenge je Kubikmeter und Jahr 
(Mittel der letzten fünf Jahre) auf einen Quadratmeter und beträgt 2,87 € je 
Berechnungseinheit (pro Quadratmeter). Bei der Einleitung oder dem Gelangen sonstigen 
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Wassers in die Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen ohne Messeinrichtung erfolgt die 
Berechnung des Gebührensatzes wie folgt: Niederschlagswassergebührensatz (nach Absatz 
1) x auf einen Quadratmeter entfallende Niederschlagsmenge je Kubikmeter und Jahr (Mittel 
der letzten fünf Jahre) und beträgt 0,71 € je Berechnungseinheit (pro Quadratmeter). 
 

§ 32 
Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald und solange das Grundstück an die zentrale 
öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen ist und der zentralen 
öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung von dem Grundstück Niederschlagswasser 
und/oder Fremdwasser zugeführt wird oder in die Abwasseranlagen hineingelangt. 
 
(2) Gebührenpflichtig für die Zuführung des Niederschlagswassers von den Straßen, Wegen 
und Plätzen sowie sonstigen Verkehrsanlagen in die Abwasseranlagen der Stadt ist 
derjenige, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Träger der Straßenbaulast 
oder Grundstückseigentümer oder Träger oder Grundstückseigentümer der Verkehrsanlagen 
ist. 
 
(3) Die Stadt ist als Straßenbaulastträger im Sinne des § 13 Straßen- und Wegegesetz des 
Landes Schleswig-Holstein (StrWG), in der jeweils geltenden Fassung, für öffentliche 
Gemeindestraßen, Wege und Plätze die Schuldnerin der Niederschlagswassergebühr für die 
an die Niederschlagswasseranlagen der Stadt angeschlossenen Flächen und 
Verkehrsanlagen und behandelt sich im Falle der Ortsdurchfahrten der Landes- und 
Kreisstraßen kalkulatorisch wie eine Gebührenpflichtige. 
 
(4) Gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. a) StrWG sind Träger der Straßenbaulast für die 
Landesstraßen das Land; gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. b) StrWG für die Kreisstraßen die 
Kreise und die kreisfreien Städte. Sie sind jeweils Schuldner der 
Niederschlagswassergebühr für die in ihrer Unterhaltungspflicht befindlichen Flächen mit 
Einleitung in die Niederschlagswasseranlagen der Stadt mit Ausnahme der Straßenflächen 
der Ortsdurchfahrten. 
 
(5) Gemäß § 5 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) ist der Bund Träger der 
Straßenbaulast für die Bundesfernstraßen und somit Schuldner der 
Niederschlagswassergebühr für die in die Niederschlagswasseranlagen der Stadt 
einleitenden Flächen. 
 
(6) §§ 18, 20, 21, 22 und 23 gelten entsprechend. 
 
 

VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 33 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht, Einstellung der Entsorgung 

 
(1) Die Grundstückseigentümer, die Abgaben- und Vorauszahlungspflichtigen und/oder 
Kostenerstattungspflichtigen haben der Stadt kostenfrei jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Festsetzung und Erhebung der Abgaben, Vorauszahlungen und Kostenerstattungen nach 
dieser Satzung erforderlich ist, und die für die Veranlagung notwendigen Unterlagen 
vorzulegen. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Stadt sowohl vom 
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats anzuzeigen. Sind auf dem 
Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z. B. 
grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder 
Abwassermessvorrichtungen, Drainagen), so hat der Abgaben-, Vorauszahlungs- und/oder 
Kostenerstattungspflichtige dies unverzüglich der Stadt anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung 
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besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 
Bedienstete und/oder Beauftragte der Stadt dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung 
(AO), in der jeweils geltenden Fassung, Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen 
für die Abgaben- und Vorauszahlungserhebung sowie Kostenerstattung festzustellen oder zu 
überprüfen; die Abgaben-, Vorauszahlungs- und/oder Kostenerstattungspflichtigen haben 
dies kostenlos zu ermöglichen und dabei Hilfe zu leisten. 
 
(2) Die Stadt ist berechtigt, bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung und/oder 
Verweigerung des Grundstückszutritts trotz Mahnung, die Entsorgung zwei Wochen nach 
Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Grundstückseigentümer, die 
Abgabenpflichtigen und/oder Vorauszahlungs- sowie Kostenerstattungspflichtigen darlegen, 
dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass sie ihren Verpflichtungen nachkommen. Die Stadt 
kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Entsorgung androhen. 
 
Die Stadt hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind und die Grundstückseigentümer, die Abgabenpflichtigen und/oder 
Vorauszahlungs- sowie Kostenerstattungspflichtigen die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt haben. 
 

§ 34 
Datenschutz und Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgaben-, Vorauszahlungs- und/oder Kostenerstattungspflichten und 
zur Berechnung, Festsetzung und Erhebung der Abgaben und Vorauszahlungen sowie zur 
Geltendmachung von Kostenerstattungen im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung 
ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen 
Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts bekannt geworden sind, 
sowie aus dem Grundbuch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Finanzamtes sowie des Katasteramtes durch die Stadt zulässig. Die Stadt darf sich diese 
Daten auch von anderen Städten, Gemeinden, Ämtern sowie den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgaben- und Vorauszahlungserhebung 
sowie Geltendmachung von Kostenerstattungsbeträgen nach dieser Satzung 
weiterverarbeiten.  
 
(2) Soweit und solange die Stadt die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie 
berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden 
personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für 
Zwecke der Abgaben- und Vorauszahlungserhebung sowie Geltendmachung von 
Kostenerstattungsbeträgen nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
(3) Soweit die Stadt sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder 
im Entsorgungsgebiet die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die 
Stadt berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgaben-, Vorauszahlungs- und 
Kostenerstattungspflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben und Vorauszahlungen sowie 
Kostenerstattungen nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu 
lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgaben- und Vorauszahlungserhebung sowie 
Geltendmachung von Kostenerstattungsbeträgen nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten.  
 
(4) Die Stadt ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgaben-, Vorauszahlungs- und 
Kostenerstattungspflichtigen und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein 
Verzeichnis der Abgaben-, Vorauszahlungs- und Kostenerstattungspflichtigen mit den für die 
Abgaben-, Vorauszahlungs- und Kostenerstattungserhebung nach dieser Satzung 
erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgaben- und 



Seite 25 von 26 

 

Vorauszahlungserhebung sowie Geltendmachung der Kostenerstattung nach dieser Satzung 
zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 
(5) Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung des Schleswig-
Holsteinischen Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz 
– LDSG) vom 02.05.2018 (GVOBl. S. 162) und der Datenschutz-Grundverordnung 
(Verordnung Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und Rates vom 27.4.2016: 
Amtsblatt L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. Amtsblatt L 314 vom 22.11.2016, S. 72, Amtsblatt L 
127 vom 23.05.2018, S. 2), in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 35 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
entgegen  
 
1. § 22 Abs. 2, 29 Abs. 3 und § 33 Abs. 1 dieser Satzung eine Auskunft oder Mitteilung, die 
für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben und Vorauszahlungen sowie 
Geltendmachung der Kostenerstattungen erforderlich ist, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder die für die Veranlagung notwendigen Unterlagen nicht vorlegt; 
 
2. § 33 Abs. 1 dieser Satzung die Ermittlungen der Stadt an Ort und Stelle nicht ermöglicht 
oder die erforderliche Hilfe nicht leistet. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500,00 € geahndet werden. Für das 
Ordnungswidrigkeitsverfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWIG), in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 36 
Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 

 
Die in dieser Satzung aufgeführten Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, 
Merkblätter, Arbeitsblätter und sonstige außerrechtliche Regelungen sind bei der Stadt auf 
Dauer archivmäßig hinterlegt und können bei Bedarf bei der Stadt nach Voranmeldung 
während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 
§ 37 

Anzeigen, Auskünfte, Erklärungen, Mitteilungen und Vorlagen 
 

Anzeigen, Auskünfte, Erklärungen, Mitteilungen und Vorlagen nach dieser Satzung und 
sonstigen Rechtsvorschriften bedürfen zu ihrer Wirksamkeit immer der Schriftform gem. 
§ 126 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) oder der elektronischen bzw. schriftformersetzenden 
Form gem. § 52 a Landesverwaltungsgesetz – LVwG – i. V. m. § 126a BGB, in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit sie nicht kraft Gesetzes, Verordnung oder Satzung einem 
strengeren Formerfordernis unterliegen. 

 
§ 38 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzung über die 
Erhebung von Abgaben für die zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen der Stadt Ratzeburg 
(Beitrags- und Gebührensatzung) vom 16.12.2020, in der Fassung der V. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentralen 
Abwasserbeseitigungsanlagen der Stadt Ratzeburg (Beitrags- und Gebührensatzung) vom 
09.12.2025 und die Satzung über die Erhebung von Abgaben für die nicht 
leitungsgebundene Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg (Gebührensatzung zur 
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Fäkalschlammbeseitigung) vom 16.12.2020, in der Fassung V. Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die nicht leitungsgebundene 
Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg (Gebührensatzung zur Fäkalschlammbeseitigung) 
vom 09.12.2025, außer Kraft. 

(2) Soweit Beitrags- und/oder Gebühren- und Vorauszahlungsansprüche bzw. 
Kostenerstattungsansprüche sowie sonstige Abgaben-, Vorauszahlungs- und 
Entgeltansprüche nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. vertraglichen und 
gesetzlichen Regelungen bereits entstanden sind, dürfen Abgaben- und Vorauszahlungs- 
sowie Kostenerstattungspflichtige bzw. Entgeltpflichtige nicht ungünstiger gestellt werden als 
nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. vertraglichen und gesetzlichen 
Regelungen. 

 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. In der Bekanntmachung 
der Satzung ist darauf hinzuweisen, wo die Satzung eingesehen werden kann.  
 
 
Ratzeburg, den 00.00.2026 
Stadt Ratzeburg     (Siegel) 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
(Eckhard Graf) 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 14.09.2026 
 SR/BeVoSr/288/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in: Gerstmann, Heiko  FB/Aktenzeichen: 83 
 
 

Kläranlage Ratzeburg – Aufstockung des 
Betriebsgebäudes 
 
Zielsetzung: 
Mit der Aufstockung des Betriebsgebäudes auf der Kläranlage sollen die 
Anforderungen aus der Arbeitsstättenverordnung umgesetzt werden. 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing beschließt die 
Aufstockung des Betriebsgebäudes für ca. 1,7 Mio. € gemäß Kostenschätzung. 
  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 14.09.2026 
Missullis, Yvonne am 11.09.2026 
 

 
Sachverhalt: 
Die Aufstockung des vorhandenen Betriebsgebäudes wurde bereits mit dem Neubau 
der Kläranlage eingeplant. Die Decke wurde als Stahlbetondecke ausgeführt, um 
später leicht eine weitere Etage aufsetzen zu können (siehe auch AWTS-Sitzung 
vom 13.11.25, TOP 15, Erläuterung zum Punkt 7).  
 
Das Gebäude umfasst 
 

• den Schwarz-Weiß-Bereich für Herren, 

• die WCs für Dame und Herren, 

• das Labor, 

• den Waschmaschinenraum, 

• die Niederspannungsverteilung, 
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• das Klärmeisterbüro, 

• den Aufenthaltsraum sowie  

• ein kleines Büro für die Verwaltung. 
 
Das vorhandene Gebäude erfüllt nicht mehr die Anforderungen der Arbeitssicherheit 
sowie der Arbeitsstättenverordnung, da der Schwarz-Weiß-Bereich vergrößert, die 
Anzahl der Büroplätze erhöht sowie der Aufenthaltsraum vergrößert werden muss. 
 
Für die im Wirtschaftsplan 2026 geschätzte Investition über 500.000 € fehlte noch 
eine konkrete Planung. Im öffentlichen Bericht der Verwaltung für die AWTS-Sitzung 
am 28.05.2026 (TOP 5) wurde über den nicht ausreichenden Ansatz berichtet. 
Inzwischen liegt die Kostenberechnung des Planungsbüros vor.  
 
Die Planung sieht die Schaffung weiterer Büroräume, einem langfristig 
ausreichenden Schwarz-Weiß-Bereich für Damen und Herren, einem ausreichenden 
Aufenthaltsraum sowie einem Behinderten-WC vor. Ein Plattformlift ist planerisch 
berücksichtigt, wird aber erst gebaut, wenn er erforderlich wird. Während der Bauzeit 
werden Container aufgestellt.  
 
Die Baugenehmigung liegt seit dem 03.07.2026 vor. Die Kostenberechnung 
einschließlich des Provisoriums ergibt Baukosten von ca. 1,7 Mio. €, die im 
Investitionsplan 2027 aufgenommen sind. Der Bau soll im Frühjahr 2027 beginnen, 
um eine optimale Bauzeit zu gewährleisten. Mit diesem Beschluss kann die 
Ausschreibung dafür rechtzeitig veröffentlicht werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Wirtschaftsplan 1,7 Millionen Euro Investive Kosten und 
jährliche Abschreibungen (Höhe muss noch ermittelt werden.:  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
 
 
 
mitgezeichnet haben: 
 
 
 



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 16.09.2026 
 SR/BerVoSr/834/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:   Trebesius, Jaana  FB/Az:  
 
 

Aufgabenkritik Sparte Tourismus und Stadtmarketing 
 
Zusammenfassung: 
Mitteilung Sachstand  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 16.09.2026 
Missullis, Yvonne am 15.09.2026 
 

 
Sachverhalt: 
Die Verwaltung wurde in der AWTS-Sitzung vom 13.11.2025 beauftragt, eine Auflistung der 
Aufgaben in der Sparte Tourismus und Stadtmarketing vorzulegen, anhand derer geprüft und 
besprochen werden kann, welche der Aufgaben zukünftig durchgeführt werden sollen. 
Die Auflistung ist in der Anlage zu finden und wird in der Sitzung erläutert.  
 
 
Mitgezeichnet haben: 
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Aufgaben Backoffice LEGENDE:

wird ausgeführt

Leitung & Strategie wird unzulänglich ausgeführt
wird nicht ausgeführt

 - Tourismusentwicklung und Statistiken - Zusammenarbeit mit TVSH, DTV, HLMS

 - Zusammenarbeit mit dem Deutschen Wetterdienst im Rahmen des Prädikates Luftkurort / Zusammenarbeit mit dem FB Finanzen im Rahmen der 

Tourismusabgabe, später Übernachtungssteuer

 -Teilnahme am Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing, Vorbereitung / Verfassen von Vorlagen, Bericht der Verwaltung

 - Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Jahresbericht

 - Personalführung (Fragen und Entscheidungen, Mitarbeiter-Gespräche, Durchführung regelmäßiger Team-Meetings, Ansprechpartner für 

Urlaubsgenehmigungen, Arbeitszeiten, Überstunden etc.)

 - Geschäftsführung der Tourist-Information (Verträge, Rechnungswesen, Beschwerdemanagement etc.)

 - Entwicklung und Überarbeitung von touristischen Angeboten (z.B. neue Stadtführungen, Familienangebote etc.)

 - Rechtsthemen (Einhalten von tlw. neuen gesetzl. Vorschriften z.B. Veranstaltungssicherheit, Barrierefreiheit, Nachhaltigkeitskommunikation, Stadtführer, 

Datenschutz, Fotoerlaubnisse, DAC7 Steuer-Schnittstelle…)

 - Umsetzung des Inklusionsplans der Stadt Ratzeburg

 - Umsetzung von Nachhaltigkeitsmaßnahmen

 - Digitalisierung: Umstellen von Prozessen, z.B. Anschluss an ein digitales Ticketsystem f. öffentliche Führungen, KI

 - Interne Prozesse wie z.B. Umstellung auf Regisafe-DMS, Cyber-Security etc.

 - Spezielle Angebote und Werbemaßnahmen zur Stärkung der Nebensaison

 - Prüfung und Akquise von Fördermitteln und/oder Sponsoren

 - Regelmäßiger Austausch mit Leistungsträgern aus dem Tourismus- und Freizetsektor der Stadt / Innenmarketing

 - Regelmäßiger Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern/ Innenmarketing

Infrastrukturmaßnahmen

z.B. Ausschilderung Domhalbinsel, tour. Ausschilderung, Geschichtstafeln und Podcasts, Digitale Infostelen in allen Stadtteilen, Fotofenster, 

Radservicestationen, Womo-Stellplatz…

Kooperationen

 - Enge Zusammenarbeit mit der Herzogtum Lauenburg Marketing und Service GmbH und dem Naturpark (Zuarbeiten/Einbringen für gemeinsame Prospekte, 

Kampagnen, Tourismuskonzept, Pressearbeit, verschiedene Arbeitsgruppen wie Online, Natur & Nachhaltigkeit, Radfahren, Naturpark-Partner, 

Lenkungsgruppe...)

 - Teilnahme an Netzwerkevents und Infoveranstaltungen z.B. vom Tourismusverband Schleswig-Holstein, Deutschen Tourismusverband etc.

 - Tourismusmeile HH Hafengeburtstag inkl. Vor- und Nachbereitung

 - Sonderpräsentationen wie z.B. beim Tag d. offenen Tür Bundespolizei, Filmpremiere Adams Acht o.Ä.

 - Hilfestellung/Beratung für kulturelle Einrichtungen/Vereine in der Stadt Ratzeburg bei Veranstaltungen, in der Pressearbeit oder im Marketing (z.B. Idee 

Hochzeitsboot Albatros des Seglervereins)

Ö
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Prospekterstellung & Bildarchiv

 - Gestalten von eigenen Listen, Handzetteln, Flyern, Plakaten etc. (Veranstaltungen, Stadtführungen, Übersicht gastron. Angebote…)

 - Ausarbeitung und Überarbeitung von Broschüren wie "Ratzeburg informativ", zukünftig z.B. barrierearmer Rundgang, Ratzeburg barrierefrei

 - Aktualisierungen Stadtpläne und Löwen-Rundgang (Korrekturen, Koordinierung mit Grafik und Druckerei/Verlag)

 - Neuorganisation von Bild- und Videodaten, Erstellen einer strukturierten Bilddatenbank

 - Produktion aktueller Bild- und Videodaten (innerhalb des Teams sowie in Abstimmung mit Fotografinnen/Fotografen)

Öffentlichkeitsarbeit / Werbung

 - touristische Imagearbeit, z.B. Zusendung von Text- und Bildmaterial an (externe) Firmen, Reisebüros, Reiseveranstalter, Verlage etc.

 - Werbung (z.B. Schalten von Anzeigen in Print- und Onlineprodukten) insbesondere für Veranstaltungen

 - Allgemeine, gezielte touristische Werbung schalten

 - Pressearbeit: Erstellen von eigenen Meldungen, Zulieferung von Texten und Bildern bzw. Beantwortung von Presseanfragen

 - Ansprechpartner für Firmen wie Ströer oder das Graphische Institut Eckmann, die Werbeflächen in der Stadt vorhalten und betreiben (z. B. Schaukästen 

mit Stadtplan-Übersichten, Lithfaß-Säulen, Großflächenwerbung); Stadtpläne für andere Verlage aktualisieren ca. 30 Meldungen / Jahr + externe Anfragen

 - Akquise von Reiseunternehmen/Busunternehmen

 - Akquise von Fluggästen aus Lübeck / Kooperation mit Lübecker Flughafen

Online-Marketing

 - Inhalte auf der touristischen Webseite aktualisieren

 - Ausbau und Optimierung der Website: Saisonale Bespielung, thematische Unterseiten wie z.B. barrierefreie Angebote, E-Ladestationen etc., User-

Formulare, Usability, Englische Inhalte, ggf. Online-Shop f. Verkaufsartikel der Tourist-Info

 - Daten strukturiert aufbereiten, sodass sie gut auffindbar und lesbar sind von Google und KI-Agenten

 - Klärung von Maßnahmen oder Neuigkeiten rund um Website (z.B. Änderungen oder neue Module des Dienstleisters) gemeinsam mit den Partnern

 - Über aktuelle Trends und Themen informieren, Weiterbildung

 - andere Portale wie z.B. Outdooractive mit Inhalten für Ratzeburg füllen und aktuell halten

 - Analyse/Tracking und Optimierung / Statistik (Nutzerdaten)

 - Infoterminal aktualisieren und Störungen beheben

 - Social Media Kanäle dauerhaft bespielen und moderieren

 - Passende Online-Werbekanäle ermittteln und nutzen

 - ggf. Newslettermarketing, Urlaubs-App

Stadtmarketing 

 - Informieren über aktuelle Themen der Stadt durch Presse u.Ä.

 - Spezielle Projekte wie z.B. Imagefilm, Bürgerbroschüren, Adams Acht...

 - Aufbau und Pflege von Netzwerken, Ansprechpartner/in für die Kulturszene sowie Förderung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Akteuren 

(u. a.  Vereine, Verbände, Geschäftsleute, Unternehmen, Verwaltung  etc.)

- Ansprechpartner für Verlage, die Telefon- und Branchenverzeichnisse (z. B. Das Örtliche, Gelbe, Seiten etc.) herausbringen:  aktualisieren der Daten und 

Imageseiten der Stadt

 - Angebote prüfen (Marketing, Messen, PR, andere Dienstleistungen)

 - Ansprechpartner für das Logo der Stadt Ratzeburg und das CD (Corporate Design); Bearbeiten von Nutzeranfragen, ggfl. Absprache mit Grafikerin; 

Broschüren jeglicher anderer Fachbereiche werden gemeinsam abgestimmt auf das neue CD



Wirtschaftsförderung/Citymanagement

- Erstellung und Pflege der Übersicht der Leerstände auf der Ratzeburger Insel

- Kontaktaufnahme mit Hauseigentümern bei Gewerbeanfragen sowie Vermittlung und Hilfe zwischen beiden Parteien

 - Anwerben von neuen Firmen, Zusammenarbeit mit Wirtschaftsförderungsgesellschaft WFL (z.B. Erstellen eines "Wegweisers" für Gründer bzw. neue 

Gewerbetreibende in Ratzeburg)

 - Leerstands- und Flächenmanagement: Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur Nutzung von Geschäftslokalen und Vermeidung von Leerstand auf 

der Stadtinsel

 - Kontaktpflege und Informationskanal zu den Gewerbetreibenden

 - Belebung der Insel und des Marktplatzes durch Veranstaltungen und Aktionen (Rahmenprogramm verkaufsoffene Sonntage und weitere)

 - Teilnahme an Netzwerktreffen und Informationsveranstaltungen wie z.B. IHK Innenstadtforum

- über aktuelle Trends und Themen informieren (z.B. Cima-Newsletter, Studien etc.)

Veranstaltungen

 - Pflege des Ratzeburger Veranstaltungskalenders:

 - Sichtung, Bearbeitung und Freigabe des zugelieferten Text- und Bildmaterials

 - Eintragen eigener Veranstaltungen

 - Hinweis an Veranstalter auf den Eventmelder

 - Absprachen und Beratung von interessierten Veranstaltern

 -  Vorbereitung einer monatlichen Übersicht für Aushang, Auslage oder Mailversand (Gäste, Leistungsträger, Presse...)

 - Erstellen spezieller Übersichten für bestimmte Magazine (Lüttbecker, LN Sommerredaktion etc.)

 - Organisation von kulturellen Veranstaltungen (Lesungen, Ausstellungen, kl. Konzerten u.Ä.) im Ratssaal

 - Planung, Organisation und Durchführung eigener Veranstaltungen (Osterfeuer, Maibaum, tlw. verkaufsoffene Sonntage) höherer Aufwand wg. Veranstaltungssicherheit

 - Koordination des Insel-Advents

 - Koordinative Aufgaben bei externen Veranstaltungen (Schnittstelle/Vermittlerrolle, Asprachen mit Verwaltung)

 - Interne Absprachen und Selbstorganisation mit anderen Fachbereichen

 - Sicherheitskonzepte für eigene Veranstaltungen schreiben/absprechen

 -  Optimieren der Abläufe zu eigenen und externen Veranstaltungen

 - Akquise neuer attraktiver Veranstaltungen für Ratzeburg

 - Entwicklung und Umsetzung neuer Veranstaltungsideen

 - Planung, Organisation und Durchführung des Frühjahrs- und Herbstmarkts

Aktuell der RZWB Verwaltung zugeordnet. 

Ursprünglich vorgesehen, diese Aufgabe an den 

Fachdienst Ordnungswesen abzugeben. Dort wird 

eine Einordnung aus thematischen und 

personalorganisatorischen Gründen abgelehnt.



Partnerstädte Aufgabe ggf. abzugeben an Partnerschaftsverein

 --> administrative Aufgaben wie Kommunikation der 

Verwaltungen sowie zur Verfügung stellen von 

Zuschüssen blieben vsl. dennoch in der Verwaltung

 - Pflege der 7 europäischen Städtepartnerschaften:

 - Erledigung des offiziellen Schriftverkehrs, Übersetzungen

 - Hilfe bei Kontaktaufnahmen zwischen Interessenten aus Ratzeburg und Partnerstädten für Besuche oder Projekte (Bürger, Vereine, Schulen, Unternehmen 

etc.)

 -  Organisation der Auslandsbesuche (Reiseorganisation, Werbung etc.) und eigene Teilnahme

 - Koordination bei kulturellen Veranstaltungen

 - Verknüpfung mit touristischen Maßnahmen

 - Federführung bei der Organisation der turnusmäßigen Verbrüderungstreffen (3 J. auswärts, 1 J. Ratzeburg)

 - Initiativen für Projekte oder Kontaktmöglichkeiten (z.B. Jugend, Sport, Schulen, Vereine, andere Interessengruppen)

 - Erarbeitung von alternativen Finanzierungsmöglichkeiten (z.B. Beantragung von EU-Mitteln)

Organisation

 - regelmäßige Dienstbesprechungen intern und mit anderen Fachbereichen

- Rechnungskontrolle, Kontierung und Versand an VSG, Budgetanträge

- Mitwirkung bei der Erstellung von Lagebericht und Wirtschaftsplan

 - Bestellung von speziellem Büro- und Werbematerial und Recherche dafür

 - Bewältigung von IT-Problemen und Anfragen

 - Betreuung von Praktikant/innen und Auszubildenden

 - Personalangelegenheiten (z.B. Dienstreiseanträge stellen, Dienstwagen reservieren, Reisekostenabrechnungen, Personalratsangelegenheiten, 

Korrekturbelege etc.)



Aufgaben Tourist-Information

Beratung, Information, Verkauf

 - Vorbereitung/Nachbereitung der Tourist-Information und des Flurs

 - Allgemeine Beratung (persönlich, Mail, Telefon)

 - Verkauf vor Ort

 - Zimmervermittlung (persönlich, Mail, Telefon)

 - Stadtführungen (persönlich, Mail, Telefon)

 - Kommunikation, Zusammenstellen und versenden von Info-Paketen

Administration Zimmervermittlung:

ø 400 Buchungen/ Jahr: 30% persönlich, E-Mail, 

Telefon, 20% RZ Website, 50% Fremdportale über 

Schnittstelle

 - Stammdatenpflege Vermieter: Preise, Konditionen, Beschreibungen, Ablage

 - Akquise und Vermieterbesuche

 - Kommunikation mit Unterkünften: Beratung, Hilfe, Infomails, Abfragen

 - Pflege des digitalen Gastgeberverzeichnisses

 - Jährliche Erstellung der Provisionsabrechnungen zwischen Vermieter und Tourist-Info

 - Monatliche Prüfung der Provisionsabrechnungen d. Buchungssystems

 - Kommunikation mit dem Schnittstellenmanagementsystem für Fremdportale wie z.B. airbnb, booking.com, BestFewo, fewo-direkt etc.

 - Steuerdaten DAC7 einpflegen, überprüfen und melden

 - Webclient, Zugänge für Vermieter erstellen

 - Webinare und Weiterbildung über Servicedeskhandbücher

 - Kommunikation mit Dienstleister bei Problemen, Neuerungen, neuen Vermietern etc.

 - Buchungsstatistiken erstellen z.B. für Presseanfragen HLMS/Tourismusagentur SH

 - Briefvorlagen anpassen, Vermittlungsverträge vorbereiten

Rechnungswesen:

 - Abrechnungen Stadtführungen

 - Abrechnungen mit Stadtführerinnen und Stadtführern

 - Abrechnung Verkauf Souvenirartikel

 - Provisionsabrechnung (Kommissionen) Bootserlaubnis mit dem Kreis

 - Rechnungsprüfung (z.B. Bestellungen, Provisionen etc.)



Stadtführungen:
ca. 60 öffentliche Führungen / Jahr, ca. 100 gebuchte 

Gruppenführungen/ Jahr

 -        Verteilung der öffentlichen Samstagsstadtführungen auf die Stadtführer

 -      Terminabsprache mit Stadtführerinnen und Stadtführern zu öffentlichen sowie Gruppenführungen

-        Pflegen und Überprüfen der Stadtführertabelle

-        Vorlagen erstellen z. B. Buchungsbestätigungen

-        Leitfaden SF und andere Anleitungen

-        Statistiken

Kasse:

-        Kommunikation Kassen Fischer, Erneuerungen, Updates

-        Telecash Abrechnungen

-        Kassenprotokoll

-        Monatsabschlüsse

-        Anleitungen

 -      Einzahlungen

Administration:

 - Beschaffung Flyer, Verkaufsartikel (Anfragen/Angebote, Bestellung, Liefer- und Rechnungsprüfung)

 -        Pflege Adressdatenbank

 -        Ablage analog und digital

 -      Jährliche Inventur

 -      Vorlagen erstellen/überarbeiten (z.B. Buchungsbestätigungen)

 -     Dienstplan erstellen (bei Bedarf)

 -     Weiterbildung

 -     Personalangelegenheiten/ IT

Projektarbeiten:

 -        Kooperation HLMS: Buchungs-AG, Gastgeberdialog, Zuarbeit für Broschüren wie Freizeittipps etc.

 -        Übersichten erstellen und aktualisieren (z.B. Parken, Barrierefreiheit etc.)

 -        Einarbeitung/Anleitung von Kollegen bzw. Praktikanten/Azubis

 -        Unterstützung Stadtmarketing



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 16.09.2026 
 SR/BerVoSr/824/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:   Missullis, Yvonne  FB/Az: 80 
 
 

Bericht über die Ergebnisse des Jahresabschlusses 2025 
(Vorentwurf) 
 
Zusammenfassung: 
Vorstellung der Ergebnisse des Jahresabschlusses 2025 (Vorentwurf)  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 16.09.2026 
Missullis, Yvonne am 15.09.2026 
 

 
Sachverhalt: 
Der Jahresabschluss 2025 wird von der Fa. Mercurius geprüft. 
Beginn der Prüfung seitens der Firma war Ende Juli 2026. Die letzten Buchungen und somit 
die Ermittlung der endgültigen Zahlen konnten erst nach der Erstellung der Nachkalkulation 
der Abwassergebühren am 15.09.2026 abgeschlossen werden. Daher standen die 
endgültigen Zahlen zur Prüfung bei der Fa. Mercurius noch nicht fest. 
Zur Sitzung kann daher nicht der komplette Jahresabschluss mit Anlagen vorgestellt werden, 
sondern nur das Zahlenwerk.  
 
Der Jahresabschluss 2025 wird voraussichtlich mit einem Überschuss von insgesamt 
173.986,41 € abschließen. 
Die einzelnen Sparten schließen demnach voraussichtlich wie folgt ab: 

Stadtentwässerung Überschuss 13.766,14 € 

Bauhof Überschuss 147.234,29 € 

Straßenreinigung Fehlbetrag - 64.288,29 € 

Wirtschaftliche Stadtentwicklung Überschuss 77.274,27 € 

 
Der Überschuss der wirtschaftlichen Stadtentwicklung teilt sich auf in 

- Tourismus =     Fehlbetrag   -104.810,43 € 

- Wirtschaftsförderung, Stadt- 

marketing, Kultur, Veranstaltungen Fehlbetrag     -85.982,77 € 

- öffentliche Toiletten   Überschuss         395,37 € 

- allg. wirtschaftl. Betätigung  Überschuss  267.672,10 € 

 
 
Da die Verwaltung heute erst die neue Erfolgsübersicht erhalten hat, konnten die 
Überschüsse / Fehlbeträge noch nicht nach den Ursachen ermittelt werden. 
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Nähere Erläuterungen zum Jahresabschluss wird die Fa. Mercuris in der kommenden 
Sitzung vornehmen.  
 
 
 



Aufwendungen 

nach Bereichen    -->

nach Aufwandsarten

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1. Materialaufwand

    a) Bezug von Fremden 1.516.065,76 662.413,21 648.425,16 114.339,04 90.888,35 24.388,46 31.254,81 24.070,38 11.174,70

    b) Bezug von Betriebszweigen 311.258,26 132.789,33 23.007,78 3.444,80 152.016,35 3.012,58 60.509,47 23.208,59 65.285,71

2. Löhne und Gehälter 3.040.956,84 786.599,32 1.465.644,16 391.694,39 397.018,97 142.391,32 96.128,41 112.677,06 45.822,18

3. Soziale Abgaben 691.173,17 172.258,60 343.704,89 86.062,23 89.147,45 32.161,29 21.739,56 24.836,47 10.410,13

4. Aufwendungen für Altersver- 163.727,25 39.594,99 81.099,65 21.351,24 21.681,37 7.792,73 5.521,39 5.848,56 2.518,69

    sorgung und Unterstützung 

5. Abschreibungen 1.328.246,51 1.017.589,05 219.886,70 45.848,91 44.921,85 4.245,94 29.066,33 5.122,18 6.487,40

6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

    a) Zinsen von Fremden 23.852,17 15.920,78 2.257,58 276,68 5.397,13 5.397,13 0,00 0,00 0,00

    b) Zinsen von Betriebszweigen 830,76 0,00 0,00 0,00 830,76 830,76 0,00 0,00 0,00

7. Steuern (soweit nicht in Zeile 19 1.979,96 515,96 1.363,13 100,87 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

    auszuweisen)

8. Andere betriebliche Aufwendungen 2.128.233,00 1.518.594,93 278.834,63 89.952,04 240.851,40 100.374,84 59.702,70 42.514,23 38.259,64

9. Summe 1 - 8 9.206.323,68 4.346.276,17 3.064.223,68 753.070,20 1.042.753,63 320.595,05 303.922,67 238.277,46 179.958,45

10. Leistungsausgleich                             Zurechnung  (+) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

       der Aufwandbereiche                        Abgabe          (-) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

11. Aufwendungen 1 - 11 9.206.323,68 4.346.276,17 3.064.223,68 753.070,20 1.042.753,63 320.595,05 303.922,67 238.277,46 179.958,45

12. Betriebserträge    

     a) nach der GuV-Rechnung

        1) Umsatzerlöse 7.950.306,26 3.918.273,85 2.921.216,83 547.186,96 563.628,62 52.159,39 60.815,74 3.308,29 447.345,20

        2) Zahlungen Stadt Fremdenverkehrsförderung 320.500,00 0,00 0,00 0,00 320.500,00 163.500,00 157.000,00 0,00 0,00

        3) Betriebskostenzuschuss Öffentliche Bedürnisanstalten 210.900,00 0,00 0,00 0,00 210.900,00 0,00 0,00 210.900,00 0,00

        4) Oberflächenentwässerung Straßen 367.276,91 367.276,91 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

        5) Öffentlichkeitsanteil Straßenreinigung 137.760,00 0,00 0,00 137.760,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

        6) Sonstige betriebliche Erträge 80.423,66 65.910,79 10.482,77 3.529,41 500,69 17,44 124,16 73,74 285,35

     b) aus Lieferung an andere Betriebszweige 312.312,50 7.750,00 279.758,37 305,54 24.498,59 107,79 0,00 24.390,80 0,00

     c) Aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

13. Betriebserträge insgesamt 9.379.479,33 4.359.211,55 3.211.457,97 688.781,91 1.120.027,90 215.784,62 217.939,90 238.672,82 447.630,55

14. Betriebsergebnis                              (+ = Überschuß)    

                                                                (- = Fehlbetrag) 173.155,65 12.935,38 147.234,29 -64.288,29 77.274,27 -104.810,43 -85.982,77 395,37 267.672,10

15. Finanzerträge

    a) Finanzerträge von Fremden 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

    b) Finanzerträgen von Betriebszweigen 830,76 830,76 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

16. Auflösung zweckgebundener Rücklagen 0,00

17. Zuführung zum Sonderposten aus kalkulatorischen Einnahmen 0,00

18. Zwischensumme 173.986,41 13.766,14 147.234,29 -64.288,29 77.274,27 -104.810,43 -85.982,77 395,37 267.672,10

19. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

20. Erträge aus Verlustübernahme 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

21. Unternehmensergebnis                (+ = Jahresgewinn) 0,00

                                                            (- = Jahresverlust) 173.986,41 13.766,14 147.234,29 -64.288,29 77.274,27 -104.810,43 -85.982,77 395,37 267.672,10

Betrag

insgesamt

Allgemeine

wirtschaftliche

Betätigung

Wirtschaftliche Stadtentwicklung

 Erfolgsübersicht Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe 2025

Stadt-

entwässerung

Straßen-

reinigung
Gesamt Tourismus

Wirtschaftsförderung,

Stadtmarketing,

Kultur,

Veranstaltungen

Öffentliche

Toiletten
Bauhof

Stand: 15.09.2026 Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe Erfolgsübersicht 2025
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2023 – 2028 
 Datum: 15.09.2026 
 SR/BerVoSr/828/2026 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus 
und Stadtmarketing 

24.09.2026 Ö 

 
 
Verfasser/in:     FB/Az:  
 
 

Ratzeburgs Städtepartnerschaften beleben und ausbauen 
 

Zusammenfassung: 
  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Hentschel, Jürgen am 15.09.2026 
Missullis, Yvonne am 15.09.2026 
 

 

Sachverhalt: 
 
Der Kern einer Städtepartnerschaft 
 
Der Kern einer Städtepartnerschaft ist weit mehr als ein offizielles Schild am Ortseingang 
oder ein bürokratischer Akt auf dem Papier. Sie lebt von der echten Begegnung von Mensch 
zu Mensch, die nationale Grenzen unsichtbar macht und Vorurteile abbaut. Im Zentrum steht 
das gemeinsame Erleben – sei es durch Kultur, Sport, Musik oder den alltäglichen 
Austausch –, wodurch aus fremden Nachbarn europäische Freunde werden. Eine lebendige 
Partnerschaft sorgt dafür, dass Völkerverständigung nicht nur eine abstrakte politische Idee 
bleibt, sondern im Klassenzimmer, im Verein oder auf dem Stadtfest ganz konkret spürbar 
wird. 
 
Ratzeburgs Städtepartnerschaften  
 
Ratzeburg ist historisch tief verwurzelt mit sieben europäischen Partnerstädten (Châtillon-
sur-Seine in Frankreich, Esneux und Walcourt in Belgien, Ribe in Dänemark, Schönberg in 
Mecklenburg-Vorpommern, Sopot in Polen und Strängnäs in Schweden). Viele davon 
existieren bereits seit Jahrzehnten (wie die Verbindungen nach Belgien und Frankreich, die 
in den letzten Jahren ihre großen 50-jährigen Jubiläen feierten). 
 
Verantwortlich für die Städtepartnerschaften ist zuvorderst die Stadtverwaltung, mit einem 
kleinen Stundenkontingent im Bereich Tourismus und Stadtmarketing. Sie bemüht sich in 
einem personell eingeschränkten Rahmen um Kontaktpflege und die Organisation von 
Besuchsanfragen, wie die Verbrüderungstreffen oder das Krönungsjubiläum in Strängnäs. 
Eigene, gar neue Impulse in die Städtepartnerschaften kann die Verwaltung nicht leisten. 
 
Städtepartnerschaftliche Begegnungen, wie der Besuch aus Ribe im Sommer 2026 zeigt, 
erreichen vor allem die älteren Generationen. Offizielle Begegnungen finden meist in einem 
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gewohnten, traditionellen Rahmen statt und erreichen dabei kaum noch jüngere oder neue 
Bevölkerungsschichten. In dieser Weise zeigen die bestehenden Partnerschaften deutliche 
Anzeichen, zu altern, statt generationenübergreifend weiterzuleben. Eine Ausnahme bilden 
hier die wiederkehrenden Initiativen des Jugendbeirats, Kontakte zu jungen Menschen in den 
Partnerstädten aufzubauen. Mit Sopot ist dies gut gelungen, in andere Partnerstädte nur 
sehr wenig. 
 
Aus der Stadtgesellschaft kommen aktuell nur wenige Impulse für die Städtepartnerschaften. 
Die Feuerwehr ist hier eine Ausnahme; sie pflegt immer noch eigene Kontakte in die 
frankophonen Partnerstädte und nach Sopot. 
 
Dabei ist die Idee des europäischen Austauschs in der Stadtgesellschaft durchaus lebendig. 
Viele Vereine und Institutionen unterhalten eigene Kontakte zu europäischen Partnern, wie 
beispielsweise der Ratzeburger Ruderclub ins französische Cognac oder – ganz neu – eine 
Initiative über Ökumene-Pastor Kai Feller ins ukrainische Wysokopillia. Auch in den Schulen 
haben sich immer wieder partnerschaftliche Verbindungen jenseits der offiziellen 
Städtepartnerschaften ergeben. Ein ausschließlicher Blick auf die Städtepartnerschaften 
scheint hier mithin verkürzt. 
 
Aus den Städtepartnerschaften selbst kommen immer wieder Signale, die für ein Festhalten 
an der gemeinsamen Partnerschaftsgeschichte plädieren und Ratzeburg einladen. So hat 
sich für den Herbst wieder eine Delegation aus Strängnäs zum Besuch angekündigt, und in 
Châtillon-sur-Seine wird die Abwesenheit von Ratzeburg bei den Verbrüderungstreffen 
durchaus beklagt. Dort hat man selbst bereits überlegt, ob man jüngere Menschen nicht im 
Rahmen eines partnerschaftlichen Sportturniers einbinden könnte. 
 
Im Ergebnis kann man festhalten, dass das Feuer für die Partnerschaftsidee in Ratzeburg 
keinesfalls erloschen ist. Es fehlen eher neue Impulse, um diese Flammen wieder zu 
entfachen, auch für jüngere Menschen – vielleicht durch mehr bürgerschaftliches 
Engagement, das die verwaltungsseitige Verantwortung ergänzt.  
 
Neue Entwicklungsmöglichkeiten für Städtepartnerschaften 
 
Viele Kommunen mit lebendigen Partnerschaften arbeiten inzwischen erfolgreich im Hybrid-
Modell: Die Verwaltung kümmert sich um die formellen Rahmenbedingungen, offizielle 
Einladungen und die finanzielle Verwaltung, während ein Förder- oder Partnerschaftsverein 
die inhaltlichen Begegnungen, Bürgerreisen und den echten Austausch gestaltet. 
 
Dies garantiert zum einen Kontinuität durch das hauptamtliche Verwaltungshandeln, zum 
anderen ermöglicht es neue zivilgesellschaftliche Impulse für partnerschaftliche 
Begegnungen ganz im Sinne von bürgerschaftlicher Partizipation und Mitverantwortung.  
 
Was könnte das für Ratzeburg bedeuten?  
 

• Vielleicht die Gründung eines Partnerschaftsvereins, der im Auftrag der Stadt mit 
interessierten Bürger*innen eigene und neue Impulse für die Städtepartnerschaften 
entwickelt? 

• Vielleicht die Organisation einer Sparte innerhalb eines bestehenden Vereins, die im 
Auftrag der Stadt mit interessierten Bürger*innen eigene und neue Impulse für die 
Städtepartnerschaften entwickelt? 

 
Was könnten das für Impulse sein? 
 

• Vielleicht Bildungsexkursionen in die Partnerstädte oder gemeinsame Kultur- und 
Sportprojekte? 
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• Vielleicht auch die Einbeziehung anderer Partnerschaftsverbindungen jenseits der 
Städtepartnerschaften in eine solche Vereins- oder Spartenarbeit im Sinne eines 
offenen „Wir in Europa“? 

• Vielleicht auch die Gründung neuer Partnerschaften, beispielsweise mit der 
ukrainischen Kleinstadt Wysokopillia im Oblast Cherson (Partnerregion des Landes 
Schleswig-Holstein)? 

• Vielleicht könnte ein solcher Verein oder eine solche Vereinssparte auch an 
europäischen Förderprogrammen teilhaben, die oftmals für staatliche Akteure nicht 
zugänglich sind?  

 
Könnte im bürgerschaftlichen Engagement vielleicht ein Schlüssel für die Zukunft der 
städtepartnerschaftlichen und der europäischen Idee liegen? Würden sich Bürgerinnen und 
Bürger dafür begeistern lassen, wenn das Rathaus klar signalisiert: „Macht doch! Es sind 
Eure Partnerschaften!“?  
 
Diese Überlegungen einer Gruppe von engagierten Bürgerinnen und Bürgern, darunter auch 
einige Stadtvertreterinnen, möchte ich Ihnen einmal zur Diskussion geben, mit der 
Fragestellung, ob die Verwaltung hier einmal eine entsprechende Beschlussvorlage 
ausarbeiten soll?  
 
  
 
 

Mitgezeichnet haben: 
  
 



SPD-Fraktion Ratzeburg 

Uwe Martens 

Ricarda-Huch-Weg 2, 23909 Ratzeburg 

Tel.: 04541/84137, mobil: 0171/5866521 

E-Mail: uwe.martens@spd-ratzeburg.de 

 

 

Ratzeburg, 07.09.2026 

 

 

An den Herrn 

Vorsitzenden des AWTS 

Martin Bruns 

Unter den Linden 1 

23909 Ratzeburg 

 

Nachrichtlich:  

Herrn Bürgermeister Eckhard Graf - Stadt Ratzeburg 

Herrn Stadtpräsidenten Andreas von Gropper - Stadt Ratzeburg 

Frau Yvonne Missulis - stellv. Werkleiterin 

 
 
Antrag der SPD Fraktion zur AWTS-Sitzung am 24.09.2026: 

Kostenfreie Bereitstellung von Verkehrsschildern, Baken und 
Absperrmaterialien (z. B. Bauzäune) für gemeinnützige Veranstaltungen durch 
den städtischen Bauhof 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Martin, 

die SPD Fraktion stellt für die kommende Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Tourismus und Stadtmarketing am 24.09.2026 folgenden Antrag zur Beratung und 
Beschlussfassung: 

1. Die Stadt Ratzeburg unterstützt künftig ehrenamtliche und gemeinnützige Initiativen 
bei der Durchführung von Veranstaltungen im Stadtgebiet durch die kostenfreie 
Überlassung von Verkehrszeichen, Schildern, Baken sowie Absperrmaterialien (wie 
zum Beispiel Bauzäune) des örtlichen Bauhofs zur Erfüllung ordnungsrechtlicher 
Anordnungen oder Sicherheitsauflagen. 
 

2. Voraussetzung für die kostenlose Überlassung ist: 
o Die Veranstaltung verfolgt nachweislich einen gemeinnützigen Zweck bzw. dient 

einem sogenannten „guten Zweck“ und verfolgt keine kommerziellen Ziele. 
o Die Abholung und der Rücktransport aller Materialien erfolgen eigenständig und 

eigenverantwortlich durch den Veranstalter (Selbstabholung). 
o Die benötigten Schilder, Baken und Absperrmaterialien sind im Bestand des Bauhofs 

vorhanden und für den angeforderten Zeitraum entbehrlich. 

Ö  13.1Ö  13.1



Begründung: 

Ehrenamtliches Engagement und gemeinnützige Veranstaltungen bereichern das 
gesellschaftliche, kulturelle und sportliche Leben in Ratzeburg erheblich. Sie stärken 
den sozialen Zusammenhalt und unterstützen indirekt das Stadtmarketing sowie den 
lokalen Tourismus. 

Die Organisation solcher Veranstaltungen ist jedoch mit immer höheren 
bürokratischen und finanziellen Hürden verbunden. Besonders die Umsetzung von 
behördlichen Auflagen zur Verkehrssicherung und Geländeabsperrung (z. B. 
temporäre Halteverbote, Sperrungen oder Absperrgitter und Bauzäune zur Lenkung 
von Besucherströmen) stellt kleinere Vereine und Initiativen vor erhebliche finanzielle 
Probleme, wenn das Material kostenpflichtig von externen Dienstleistern angemietet 
werden muss. 

Mit der kostenfreien Leihgabe von ohnehin beim städtischen Bauhof vorhandenen 
Materialien kann die Stadt Ratzeburg eine direkte, unbürokratische und spürbare 
Unterstützung für das Ehrenamt leisten. Die explizite Begrenzung auf nicht-
kommerzielle Zwecke stellt zudem sicher, dass gewerbliche Akteure weiterhin selbst 
für ihre Infrastruktur aufkommen und keine Marktverzerrung stattfindet. 

Durch die klare Verpflichtung zur Selbstabholung entsteht dem Bauhof kein 
personeller oder logistischer Mehraufwand für den Transport. Die Einschränkung auf 
„vorhandene und entbehrliche“ Bestände stellt zudem sicher, dass der reguläre 
Dienstbetrieb der Stadt und dringende Sicherheitsmaßnahmen im Stadtgebiet zu 
keinem Zeitpunkt beeinträchtigt werden. Ein Rechtsanspruch auf Bereitstellung wird 
damit ausgeschlossen. 

 

 

Freundliche Grüße 

Uwe Martens 
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